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Wenn wir in der vorliegenden Abhandlung uns der Aufgabe 
unterziehen, eine Schilderung der Allmendverhältnisse im Gross- 
herzogtum Baden zu geben , so sind wir uns der Schwierigkeit 
dieser Aufgabe wohl bewusst. Denn einmal ist das Quellenma- 
terial, welches uns hierfür zur Verfügung steht, äusserst spärlich 
und unvollkommen. Abgesehen von einigen Kapiteln in dem 
Werke >Das Ureigentumc von de Lavcleye- Bücher, der >Zeitschrift 
für die Geschichte des Oberrheins« von Motte, den »Erhebungen 
über die Lage der Landwirtschaft im Grossherzogtum Baden im 
Jahre 1883« ist bisher nichts veröffentlicht worden, was sich mit 
dem in Baden noch stark verbreiteten Institut der Allmenden 
eingehender beschäftigt. Eine zweite und grosse Schwierigkeit 
für eine einheitliche Darstellung des zu behandelnden Stoffes ist 
darin begründet , dass die Allmendverhältnisse sowohl in ihrer 
historischen Entwicklung als auch in ihrer modernen Gestalt die 
grössten Verschiedenheiten aufweisen. Nicht nur in verschiedenen 
Landesteilen und Gegenden, sondern auch in Gemeinden desselben 
Bezirks, ja, häufig sogar in benachbarten Gemeinden herrschen 
die verschiedenartigsten Verhältnisse. Dieser Zustand änderte 
sich auch nicht, als man durch die Gemeindeordnung des Jahres 
183 1 eine gesetzliche Regelung der Allmenden anbahnte. Der 
£ 104 des Gesetzes über die Verfassung und Verwaltung der Ge- 
meinden bestimmte, dass für die Allmendverhältnisse in den ein- 
zelnen Gemeinden der 1. Januar 1831 als Normaltag gelten sollte, 
d. h. es sollten fortan diejenigen Bestimmungen von rechtlicher Be- 
deutung bleiben, die am r. Januar 1 831 in Bezug auf das Allmendwe 
sen in Geltung waren. Diese Bestimmungen konnten allerdings durch 
Beschluss von */a Stimmen der am Allmendgenuss berechtigten Bür- 
ger abgeändert werden. Von dieser Befugnis haben aber nur die 
wenigsten Gemeinden Gebrauch gemacht. Eine einheitliche Norm 
lässt sich aber auch bei diesen wenigen nirgendwo erkennen. 

Bei diesen so verschiedenartig gestalteten und auf den ver- 
schiedensten Grundsätzen beruhenden Verhältnissen hält es des- 
halb schwer, eine einheitliche, übersichtliche Darstellung des ba- 
dischen Allmendwesens zu geben. Die Schilderungen der Vcr- 



1 



Digitized by Google 

1 



VI 



Vorwort. 



hältnisse sind deshalb nicht ohne weiteres alle zu verallgemeinern 
Sic beziehen sich — wenigstens im ersten, historischen Teil der 
Abhandlung — grösstenteils jeweils nur auf ein bestimmtes ter- 
ritoriales Gebiet. Um aber den Rahmen des uns gesteckten Zieles 
nicht zu uberschreiten , können wir auf Einzelheiten nur so weit 
eingehen, als es zum allgemeinen Verständnis unbedingt notwendig 
ist. Die Schilderung des badischen Allmendwesens ist, wie be- 
reits erwähnt, ein noch wenig kultiviertes aber noch sehr kulti- 
vierbares Gebiet für den Volkswirt. Sollte hierzu die vorliegende 
Arbeit einen Anstoss geben, so wäre der Zweck derselben erreicht. 

Als ein Beitrag zur Geschichte der Landwirtschaft im Gross- 
herzogtum Baden erfreute sich mein Unternehmen der weitgehend- 
sten Unterstützung und Forderung der interessierten Kreise. Der 
historische Teil der Abhandlung verdankt sein Entstehen einem 
eingehenden Quellenstudium des Urkundenmaterials im Grossh. 
Badischen GeneralLandes-Archiv in Karlsruhe, dessen Direktor, 
Herrn Geh. Rat Dr. von Werth ich für die freie, ungehinderte Be- 
nutzung der Archivalien und für die persönliche Anteilnahme an 
der Entwicklung meiner Arbeit zu aufrichtigem Dank verpflichtet 
bin. Der statistische Teil ist entnommen dem bisher noch un- 
gedruckten statistischen Quellenmaterial des Grossh. Badischen 
Statistischen Landesamts in Karlsruhe, welches mir durch das 
Entgegenkommen des Direktors, Herrn Oberregierungsrat Dr. Lange 
zur Verfugung gestellt wurde. Ich halte es für meine Pflicht, dem 
genannten Herrn hierfür meinen verbindlichsten Dank auszuspre- 
chen, nicht minder auch für die wiederholten Fingerzeige, die er mir 
beim Aufbau dieses Teiles der Arbeit, namentlich für eine zweck- 
mässige Form der Anlegung von Tabellen in stets bereitwilligster 
Weise gegeben hat. Endlich darf ich nicht verfehlen, Herrn Ministe- 
rialrat Dr. Schlusser für seine Empfehlungen, durch welche mir eine 
Lokalinspektion in einigen, für das Allmendwesen typischen Ge- 
meinden ermöglicht wurde, meinen ergebensten Dank abzustatten. 

Die Anregung zu der vorliegenden Arbeit erhielt ich durch 
meinen früheren Lehrer, Herrn Prof. Max Weber in Heidelberg, 
in dessen Seminar sie begonnen und unter der jetzigen Leitung 
des Herrn Prof. Rathgen vollendet wurde. Es ist mir eine ange- 
nehme Pflicht, ^meinen beiden verehrten Lehrern für alle Bemüh- 
ungen, Anregungen und Ratschläge auch an dieser Stelle meinen 
herzlichsten Dank auszusprechen. 

Heidelberg, im Mai 1901. Der Verfasser. 
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Das Wort -Allmende« tritt uns zuerst in Urkunden des 12. 
Jahrhunderts ( 1 148) entgegen, und zwar zunächst in Oberdeutsch- 
land , in den allemannischen und frankischen Gegenden. Die 
Formen sind nach Zeiten und Orten verschieden: Allmeind, All- 
meini, Allmein, Allmi, Allmid, Allmig, Allmand , Allmath, All- 
männig (schwedisch), Almen u. a. m. sind gleichbedeutende Aus- 
drücke. Früher war die Form Die Ahnende« die am meisten 
gebräuchliche. Im Breisgau ist die Form im 14. Jahrhundert 
die Almeinde*. Urkundlich lassen sich für Baden folgende For- 
men nachweisen: St. Peters Almende zu Dossenheim, 1340; die 
lange Almende zu Bernolsheim, 1335; der Almendewald zu Zeu 
tern, 1466; des Dorfes Allmende zu Kronau, 1466; Allmende 
gerten zu St. Leon, 1466; die Almuth zu Steinsfurth, 1441; zu 
Waibstadt, 1565; der AHmuthweg zu Reihen, 1547; der Almuden- 
weg zu Hilsbach, 1569. In Schwaben kommt im 17. und 18. Jahr- 
hundert auch die vollständig irreführende Bezeichnung »das Ali- 
ment« vor. In Baden finden sich mehrere Gemeinden, Dörfer, 
Weiler und Zinken 1 ), deren Namen mit »Allmend- oder gleich- 
lautenden Ausdrücken zusammengesetzt ist, und auf das hohe 
Alter des Allmendwesens schliessen lassen: Almendshofen, ein 
Dorf im Amtsbezirk Donaueschingen ; Almendsweier, ein Dorf im 
Amtsbezirk Lahr ; Almandsdorf, ein Dorf bei Konstanz ; Almands- 
hausen , ein Bauernhof in der Gemeinde W ittenhofen bei Ueber- 
lingen; Allmandshöhe, ein Hof bei dem Dorfe Almandsdorf; ferner 
Allmendbühl, ein Haus im Zinken Stock wald im Amtsbezirk Vil- 
lingen, Almendgrund, eine Hausergruppe in der Gemarkung Ober- 



I) Zinke ist eine kleine HÄusergruppe , welche abgesondert von »lern grüneren 
Gebäudekomplex eines Ortes liegt. 
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harmersbach ; Almendsbcrg, ein Zinken in der Gemarkung Mun- 
dingen im Amtsbezirk Emmendingen. Ferner finden sich einige 
Zinken und Weiler, welche die Bezeichnung >Allmend< führen, 
so ein Zinken in der Gemeinde Nordrachen, ein Zinken in der 
Gemeinde Oberwolfach. Endlich trifft man in vielen Gemeinden 
den Ausdruck »Allmend* als Bezeichnung von Strassen, Wegen 
und Gassen. 

Ueber die Etymologie des Wortes Allmende hat sich 
mancher Streit entsponnen, ohne dass es bisher gelungen wäre, 
diesen Streit in einer befriedigenden Weise zu lösen und eine 
einheitliche Schreibart einzuführen. Kluge hält die Herleitung 
wegen der vorkommenden mittelhochdeutschen Schreibart »Al- 
meinde« und »Allgemeine« aus »gemein« für wahrscheinlich. Die 
Herleitung aus einem konstruierten althochdeutschen >alagiman- 
nida, Männergemeinschaft« weist er ab, da eine solche Bildung 
wohl nie existiert haben könne. Jakob Grimm erklärt Allmende 
für gleichbedeutend mit Allgemeinde. Motte , der das Wort aus 
dem Keltischen herleitet , halt die Bezeichnung »Allmende« für 
unrichtig und wählt die Bezeichnung »Almende«. In einem Pro- 
tokolle des ehemaligen. Grossh. Badischen Geheimen Rats vom 
13. Mai 1807 über die Verhandlungen betr. den Allmendgenuss 
der Pfarrer und Schullehrer stellt der Referent die Behauptung 
auf, dass das Wort »Alhnendten« in dieser Schreibart echt 
deutschen Ursprungs sei und so in der pfälzischen Gesetzesspraclie 
vorkomme. Hieraus sei dann zunächst > Alimenten < und endlich 
»Alimenten« geworden. Da aber durch Anwendung der letztern 
Schreibarten oft Zweideutigkeiten entständen, wobei man nicht 
wisse, ob man es mit alimentis — Nahrungsmitteln — oder mit 
almaindiis — Gemeindsgütern — zu thun habe, so solle man durch 
gelegentliche Belehrung in den Amtsstuben eine einheitliche Schreib- 
art herbeizuführen suchen. In der vorgeschlagenen Form ist dies 
jedoch nicht geschehen. Die heutige amtliche Schreibart ist >die 
Allmende« oder im Plural »die Allmenden«, welche Schreibart 
wir deshalb auch beibehalten werden. 

Unter Allmenden verstehen wir: die im Eigentum von Ge- 
meinden befindlichen Liegenschaften, an denen die Mitglieder 
dieser Gemeinden ein — gemeinschaftliches oder gesondertes, 
zeitweises oder lebenslängliches, unentgeltliches oder belastetes — 
Nutzungsrecht haben. Das zweite badischc Konstitutionsedikt de- 
finiert die Allmenden als solchen »Grund und Boden, dessen Eigen- 
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tum der Gemeinde, dessen Genuss aber den Bürgern angehörig 
ist.« Das badische Landrecht bezeichnet (Satz 542) als Allmen- 
den diejenigen Güter, auf deren Eigentum oder Ertrag die Ein- 
wohner einer oder mehrerer Gemeinden ein erworbenes Recht 
haben. Das Allmendgut ist wohl zu unterscheiden von dem Ge- 
meindegut schlechthin. Die Allmenden bezeichnen nur einen Teil 
des Gemeindegutes, während der übrige Teil als Kämmereigut 
oder Kämmereivermögen bezeichnet und ausschliesslich für öffent- 
liche Zwecke der Gemeinde verwendet wird. 

Die Allmenden umfassen: Aecker, Wiesen, Weiden, Kraut- 
gärten und Wald; ferner in manchen Gegenden: Weinberge, 
Torfgründe , Steinbrüche und Oedland. Das Nutzungsrecht an 
der Weide besteht in der Berechtigung, eine gewisse Stückzahl 
Vieh auf dieselbe zu treiben. Das Nutzungsrecht am Wald be- 
steht in dem Bezug von Holz, und zwar von Nutzholz zum Bauen 
sowie von Brennholz für Feuerungsbedürfnisse; ferner im Laub- 
sammeln, Harzgewinn und früher auch in dem sogen. Eckerich, 
d. h. der Eichelmast für die Schweine. 

Eine grosse Verbreitung und Bedeutung hat das Allmend- 
wesen heute noch in der Schweiz, dann in Süddeutschland, vor- 
nehmlich in Baden, im Grossherzogtum Hessen, in Württemberg 
sowie in Elsass Lothringen. Für die Kenntnisnahme des schwei- 
zerischen Allmendwesens verweisen wir auf das Werk : Die schwei- 
zerische Allmend in ihrer geschichtlichen Entwicklung vom XIII. 
Jahrhundert bis zur Gegenwart«, von v. Miaskmvski 1 ) \ die All- 
menden im Grossherzogtum Baden soll die nachfolgende Studie 
zu ihrem Gegenstand haben. Hierbei haben wir aber unsere 
Darstellung auf diejenigen Gebietsteile beschränkt, welche noch 
heute zum Grossherzogtum Baden gehören, während die inzwischen 
wieder verloren gegangenen, hauptsächlich auf der linken Rhein- 
seite gelegenen Gebiete keine Berücksichtigung finden. 

l) SiAnwUer's Forschungen, Bd. II Heft 4. 
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Die geschichtliche Entwicklung des badischen All- 
mendwesens bis zum Erlass der badischen Gemeinde- 
ordnung im Jahre 1831. 

In den älteren Zeiten waren keine schriftlichen Allmendord- 
nungen vorhanden. Solche finden sich erst zu Beginn des 12. 
Jahrhunderts, als man durch oft sich wiederholende Streitigkeiten 
über Allmendberechtigungen genötigt war, solche zu erlassen. Die 
älteste uns bekannte schriftliche Aufzeichnung ist der »Schieds- 
spruch über die Gemeinmark zu Villingen« vom Jahre 1225. Vom 
14. Jahrhundert ab finden wir häufiger schriftliche Aufzeichnungen 
über die Allmenden, Entscheidungen von Streitigkeiten u. s. w. 
Doch bezichen sich diese Mitteilungen durchweg nur auf die Re- 
gelung eines konkreten Falles. Dagegen lässt sich aus einer Ur- 
kunde des Jahres 1618 der bestimmte Nachweis erbringen, dass 
in diesem Jahre in der ganzen damaligen Markgrafschaft Raden 
eine Erhebung über das Allmendwesen stattgefunden hat. Frei- 
lich hat diese Enquete keine nennenswerte Bedeutung, vor allem 
deshalb nicht, weil sie uns keinen zifTermässigen Ausschluss über 
das Vorhandensein von Allmenden gibt. Die damalige Regierung 
wollte nur ermitteln, wie es mit der Verteilung der Allmen- 
den zur Nutzniessung gehalten werde, namentlich, ob solche Aus- 
teilung zu gewissen Jahreszeiten an einem bestimmten Tage ge- 
schehe. Dies scheint allerorts der Fall gewesen zu sein. In 
Durlach wurde die Verteilung 14 Tage vor oder nach Pfingsten 
auf 2 Jahre vorgenommen. Verteilungstermine in andern Ge- 
meinden waren : Martini, Galli, Georgii, Michaelis, Lichtmess oder 
der I. November. Die Verteilung geschah auf 2, 3, 5, 6, 9 oder 
10 Jahre ; Aecker wurden wegen der intensiveren Kultur auf längere 
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Zeit verteilt als Wiesen. Aber auch lebenslängliche Nutzniessung 
finden wir um diese Zeit. In Sul/.bach hatte jeder Bürger sein 
Allmend, neinlich Wiesen und ein Krautgärtlein , die behalte er, 
solange er Burger pleibt« J ). Starb ein Nutzniesser innerhalb der 
Nutzungsfrist , so fiel dessen Anteil für den Rest der Nutzungs- 
periode der Gemeinde zu ; nach Ablauf dieser Frist wurde das 
erledigte Stück unter die jungen Bürger >so inmittelst worden« 
und die inzwischen neu hinzugezogenen Bürger verlost. Ein neu 
hinzugezogener Bürger musste jedoch, nachdem er als Bürger an- 
genommen war, noch ein Jahr warten, bis er mit den andern 
Bürgern in den Allmendgenuss eintrat. Nach einer kurpfälzischen 
Verordnung vom 27. April 1788 wurde einem neu angenommenen 
Bürger die Allmendnutzung versagt für die Zeit, während welcher 
er sich bei seinen Eltern befand und keine eigene Haushaltung 
führte; trotzdem musste ein solcher zu den bürgerlichen Lasten, 
Fronden, Wachen u. a. beitragen. Man ging bei dieser Verord- 
nung von der Annahme aus, die Allmendnutzung sei kein Sur- 
rogat für die Abgaben, sondern lediglich ein Ausfluss der Gnade 
der Landesherrn — letztere ein vollkommen irrige Ansicht. 

In solchen Orten, wo nur wenige Allmenden vorhanden waren, 
wurden mit Anteilen hieran zunächst diejenigen bedacht, welche 
'Aemter oder Dienst von der Gemeinde haben'. In der Ge- 
meinde Mengen besass der jeweilige Vogt »ein schönes Gut vor 
die der Gemeinde zu leisten habende Dienst«. In der Gemeinde 
Simmern wurden, »wie von älteren Zeiten hierin Uebung«, einige 
Teile des Ackerlandes den von der Gemeinde angestellten Hirten 
»in partem Salarii« zur Ersparung barer Auslagen zur Nutzung 
überwiesen. In der Stadt Ladenburg genossen die beiden Thor- 
wächter, die Stadtdiener und die vier Nachtwächter den Gras- 
wuchs in den Stadtgräben pro parte Salarii > . 

Im allgemeinen ruhte auf den Allmendnutzungen eine Ab- 
gabe, Zins oder Auflage genannt. Die »kurfürstliche General 
Satz- und Ordnung« vom Jahre 1766 führte die gesetzliche Be- 
stimmung ein, dass vom Ertrage der unter die Einwohner ver- 
teilten Allmendgüter in denjenigen Gemeinden, welche Schulden 
hatten '/&• un( ^ m andern '/io des jährlichen Genusswertes an die 

l) Die Austeilung von Allmenden auf Lebenszeit findet sich auch schon früher. 
Die Stadlordnung von Düringen aus dem Jahre 1452 berichtet . . . >item die bur^cr 
hand Hanssen Kurpenhaber gelihen ein almend sin leb tag, wenn er abgät, so ge- 
hört es den burgern zu«. 
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Gemeindekassc abgegeben werden solle. Dieser sog. >ständige 
Beitrag blieb bis zum Jahre 1804 in durchweg gleicher Hohe 
bestehen. In diesem Jahre wurde mit Rücksicht auf den Wechsel 
in den Naturalienpreiscn und der Produktion eine neue Beitrags- 
testsetzung für so lange Zeit verordnet, als nicht anderweitige 
Zeitverhältnisse angemessene Bestimmungen erfordern würden. 
Teilweise ist diese Verordnung sofort oder später vollzogen wor- 
den, teilweise aber überhaupt nicht. 

Die zu verschiedenen Zeiten vorgenommenen neuen Allmend- 
verteilungen hatten zum Teil die Festsetzung der Hohe der Auf- 
lage nach demjenigen Naturalienwert zur Folge, der zur Zeit dieser 
Austeilung jeweils bestand; zum Teil blieben die Allmenden auch 
von jeder Auflage frei. Am wenigsten wurde an eine Modifizie- 
rung der Auflage nach Massgabe der wechselnden Höhe der 
Schulden gedacht. Daher traf man bis zum Jahre 1831 noch Ge- 
ineinden , welche von dem einen Teil der Allmenden 10% des 
Ertrages erhoben und vom andern Teil 20 %, weil dieser zu einer 
Zeit verteilt wurde, wo die Gemeinde noch Schulden hatte, jener 
zu der Zeit, wo die Schulden bezahlt waren; ferner andere Ge- 
meinden , in denen der eine Teil der Allmenden mit der gesetz- 
lichen Auflage belastet, der übrige aber hiervon frei war, weil 
man bei ersterem an das Gesetz gedacht hatte, bei letzterem ol- 
fenbar nicht; endlich eine dritte Art von Gemeinden, welche zwar 
ohne Unterschied eine Auflage für die Allmenden eingeführt hatten, 
aber von dieser Klasse 5 °/o , von jener 10 "/o, von einer dritten 
20°/« des Ertrages erhoben, jenachdem die jeweiligen Naturalien- 
preise mit denen der verschiedenen Entstehungsperioden im Ver- 
hältnis standen. Das Resultat hieraus war, dass oft in derselben 
Gemeinde derjenige, welcher im Jahre 1770 ein Viertel (— 9 ar) 
Acker bekam, 20 kr. als 10% vom Ertrag entrichtete, während 
ein anderer, der ein durchaus gleiches Stuck im Jahre 1812 er- 
hielt, diese I0 0 / () mit 40 kr. bezahlen musste, dass dagegen eine 
dritte Austeilung vom Jahre 1816 nur mit 5% des Ertrages be- 
lastet wurde, und endlich ein Viertel Stück Acker, welches im 
Jahre 1828 verteilt wurde . von einer Aufgabe ganz frei blieb. 
Hieran hat man auch bis zum Jahre 1831 in der Praxis nichts 
geändert, obwohl durch eine Verordnung im Jahre 1804 bestimmt 
wurde, dass von allen Gemeindenutzungen in »geometrischer Pro- 
portion- zu den Gemeindebedürfnissen beizutragen sei. In einigen, 
besonders durch langwierige Kriege gebrandschatzten Gegenden 
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errichteten die Gemeinden aus den Auflagen der Allmenden einen 
Amortisationsfonds, woraus die Kriegsschulden, ohne dass das 
Privatvermögen der Gemeindemitglieder belastet wurde, in einer 
bestimmten Reihe von Jahren getilgt wurden; so /. 13. in den 
Gemeinden der Oberämter Bischofsheim und Reichenau. Andere 
Gemeinden liessen die Allmendnutzungen ganz auflagefrei; in der 
ganzen Herrschaft Badenweiler wurde den Geineindebürgem das 
zum Bauen sowohl wie zum Brennen nötige Holz aus den Wal- 
dungen unentgeltlich hergegeben. 

i. Die Berechtigung zum Allmendgenuss. 

Zum Allmendgenuss berechtigt waren alle diejenigen Ge- 
meindemitglieder, welche die Aufnahme als Burger erlangt hatten, 
die bürgerlichen Abgaben zahlten und einen eigenen Haushalt 
führten oder ein Gewerbe auf eigene Rechnung betrieben. Somit 
war die Teilnahme am Allmendgenuss in erster Linie ein Aus- 
fluss des Bürgerrechts. Der Vermögensstand oder die Starke des 
Viehbestandes gewährte keinen Vorteil in den Nutzungen 1 ); da 
her erhielt auch der ärmste Bürger ein Stück Feld zur Benutzung, 
worauf er die zum Unterhalt seiner Familie notwendigsten Lebens- 
mittel, als Kartoffeln u. a. anbauen konnte-). 

Die Berechtigung zum Allmendgenuss ist wohl zu un- 
terscheiden von dem wirklichen Genuss der Allmenden. In 
die Berechtigung trat ein Bürger ein, nachdem er den erwähnten 
Anforderungen entsprochen hatte und sein Name in das Burger- 
register eingetragen war ; in den wirklichen Genuss aber erst dann, 
wenn ein Allmendlos durch den Tod des bisherigen Nutzniessers 
frei geworden war, oder eine neue Verteilung der Allmenden von 
der Gemeinde vorgenommen wurde. Die nach dieser Verteilung 
in die Gemeinde aufgenommenen Bürger warteten also die Erle- 
digung eines Allmendstückes oder die nächstfolgende Verteilung 
ab und rückten dann nach ihrem Allmendrange, d. h. nach dem 
Datum ihrer Eintragung in das Bürgerregister in den wirklichen 
Genuss ein. Trat der Fall ein, dass eine Gemeinde einen bisher 
unbenutzten Distrikt in einen urbaren Stand setzte und dann unter 

1) In Frankreich geschah nach einem kaiserl. Dtkret vom 20. Juli 1807 die Ver- 
teilung nach der Zahl der Feuerherde. 

2) In der Stadtordnung von Ilüfingen vom Jahre 1452 heisst es: und wenn 
man die ahnend usgit, so sol man «lern armen als vil gen als dem riehen, die dann 
in der Stadt hutshablich sind, oder die der Stadt stur und wacht gend«. 
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die Burgerschaft verteilte, so traten auch die jungen Bürger, d.h. 
die nach der letzten Verteilung aufgenommenen in die Nutzung ein. 

Wie erwähnt, war eine der Vorbedingungen für den Allmend- 
genuss das Vorhandensein eines eigenen Haushaltes. In den Ge- 
meinden des Oberamts Karlsruhe kam es nun häufig vor, dass 
sich junge Leute, um an dem Allmendgenuss teilnehmen zu 
können, gleich im Frühjahr oder wohl gar schon im Spätjahr 
des vorhergehenden Jahres, manchmal auch erst kurz vor der 
Allmendverteilung verlobten, alsdann aber oft '/■» Jahre oder noch 
länger die Kopulation verschoben. Dies gab zu allerlei Unord- 
nungen und Eheverspruchstrennungen Anlass und gereichte offen- 
bar den übrigen Bürgern zum Schaden. Manchmal kam es zwi- 
schen den Verlobten zur Trennung ; gleichwohl blieb dann der 
Verlobte im Besitz der Allmendnutzung. Geistliche und weltliche 
Behörden beklagten sich über diesen Missstand und forderten 
von der Regierung einen Erlass, die Ortsvorgesetzten anzuweisen, 
nur solchen Personen Anteil am Allmendnutzen zu gewähren, die 
bereits kopuliert seien. 

Nachdem durch eine Verordnung vom 26. Juli 1780 diesem 
Verlangen entsprochen war, protestierten die durch diese Verord- 
nungen betroffenen Gemeinden ; sie forderten die Aufhebung der 
Verordnung, weil die in den Ehestand tretenden Personen sich 
mit wenigem von Antang an behelfen müssten ; die wenigsten 
Eltern könnten etwas mitgeben, weil deren Vermögen in Liegen- 
schaften bestände, welche sie selbst benötigten. Die erste Hülfe 
wäre deshalb den jungen Leuten der Allmendgenuss. Die Ver- 
teilung geschehe nun alljährlich zu Anfang des Sommers; dann 
sei aber wegen der Landarbeit zum Heiraten keine Zeit, sondern 
erst nach der Ernte, zu Martini. Hierdurch verlören die jungen 
Leute aber den Allmendgenuss beinahe auf anderthalb Jahre. 
Das Oberamt Karlsruhe bemerkt zu dieser Vorstellung: »Eine 
geschäftigte Zeit und die vielen Arbeiten sind es nicht, welche 
die Leute von der Vollziehung ihrer Ehen im Sommer abhalten. 
Nur die Vorliebe zu einem alten Missbrauch, der dahinter steckt, 
veranlasst sie zu dieser Vorstellung. Es ist wahr, dass der mehrste 
Teil nur auf die Allmenden geheiratet und dass auch die Eltern 
deshalb bei der Atissteuer sparsam sind .... die Allmend wird 
keinem disputiert , wann er verheiratet ist ... . besser wäre es, 
wenn ohne alles Geprange stille Hochzeiten geleiert, und der Be- 
trag vor den Aufwand , der sich öfter auf über 100 fl. beläuft, 
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den neogamis zur Anschaffung ihrer Bedürfnisse mitgegeben würde . 
Das Verbot blieb deshalb bis zum Jahre 1807 bestehen. Eine 
Verordnung vom 3. April 1807 bestimmte nun , dass nicht allein 
die Verheirateten, sondern auch die andern jungen Bürger in den 
Gemeinden des Oberamts Karlsruhe auch vor geschehener Kopu- 
lation zu den jeweiligen Allmendverteilungen und den übrigen 
Bürger-Nutzniessungen zuzulassen seien, wofern sie nur eigenen 
Haushalt zu führen angefangen, ihre Herrschafts- und Gemeinde- 
lasten >ex propriis entrichten« und entweder Majorennität oder 
Altersdispensation erlangt hätten. 

Die Schutzbürger 1 ), Beisassen , konnten an den All- 
mendnutzungen nur dann Anteil nehmen, wenn durch Ortsver- 
fassungsurkunden oder durch ihre Schutzbriefe ihnen bestimmte 
Nutzungen zugebilligt waren. Eine im Jahre 1800 in sämtlichen 
Gemeinden der damaligen Provinz des Niederrheins veranstaltete 
Untersuchung gibt ein ziemlich ausfuhrliches aber auch ebenso 
verschiedenartiges Bild. In den meisten Gemeinden war den 
Schutzbürgern jegliche Teilnahme am Allmcndgenuss entzogen ; 
in einigen Gemeinden konnten sie auf die Hälfte eines Anteils 
eines Vollbürgers Anspruch machen. Dagegen wurden sie zu 
den gemeinen Geldabgaben nur zur Hälfte, zu den Fronden aber 
meistenteils den Bürgern gleich herangezogen. Halbbauern, Hin- 
tersassen und Kleinhäusler waren von der Nutzung ganz ausge- 
schlossen. Zwischen Burgern und Hintersassen bezw. zwischen 
Bauern und Halbbaucrn herrschte wegen der Allmendberechtigung 
manchmal ein erbitterter Streit , und der dadurch hervorgerufene 
Hass vererbte sich auf Kinder und Enkel , sodass das Familien- 
leben der Interessenten sehr darunter litt. Um diesen unhaltbaren 
Zustand zu beseitigen, versuchte das Obervogteiamt Villingen — 
zunächst veranlasst durch einen 30jährigen Streit um die Berech- 
tigung zwischen den Bauern und Taglöhncrn in der Gemeinde 
Marbach — unterm 17. Juni 1808 die Regierung zum Erlass einer 
gesetzlichen Bestimmung zu bewegen , nach welchem Verhältnis 
die Allmenden unter die ungleichartigen Glieder einer Dorfge- 
meinde , nämlich Bauern und Taglöhner zu teilen seien. Eine 
solche Bestimmung ist aber nicht erfolgt. 

Berechtigt zum Allmendgenuss waren auch die nicht in der 
Gemeinde ansässigen Besitzer der sog. Freigüter, aber mit 

l) Schutz bürger waren diejenigen Kinwohncr . welche sich in einer Ge- 
meinde aufhielten, ohne das Bürgerrecht zu besitzen. 
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mancherlei Modifikationen. In Käfcrthal hatte das Domstift Worms 
wegen des daselbst liegenden sog. Domgutes Anteil an den Allmend- 
wiesen. Dasselbe musste aber dafür zu allen damit verbundenen 
Lasten zu Friedens- und Kriegszeiten durch seine Pächter bei- 
tragen. In Ilandschuhsheim hatten die beiden dort gelegenen 
freiherrlich von Helmstätt'schen Höfe je einen Anteil an den 
I lolzgaben der Gemeinde ; dafür mussten die Pächter derselben 
die gemeinen Wege unterhalten sowie die üblichen Fronden leisten. 
In Nussloch bezog der Pächter des freiherrheh von Bettendorf- 
schen Gutes für seinen Gutsherrn ein doppeltes Allmendlos, wo- 
gegen ersterer alle Fronden ohne Unterschied verrichten musste. 

Aehnlich verhielt es sich in der Gemeinde Ubstadt. Die 
Allmenden . welche die Freigüter genossen , ruhten ständig auf 
diesen Liegenschaften. Bei einem Besitzwechsel gingen deshalb 
die Allmenden ohne weiteres auf den neuen Besitzer über ; dieser 
war daher nicht , wie andere Bürger der Rangordnung unter- 
worfen. Die Erscheinung, dass die Allmenden auf gewissen Lie- 
genschaften ruhen, findet man schon in der älteren Zeit. Aus 
der schon erwähnten Erhebung im Jahre 1618 lässt sich nach- 
weisen , dass in der Gemeinde Malsch die Allmenden auf jedes 
Haus ausgeteilt waren; »die pleibe beim Haus . . . also welcher 
ein Haus bewohnt, der habe auch die zugeteilte Alment«. 

Wenn ein im Allmendgenuss stehender verheirateter Bürger 
starb , so erhielt dessen W i t w e den vollen Genussanteil ihres 
verstorbenen Ehemannes, teils ohne weitere bürgerliche Verpflich- 
tungen , teils aber nur dann, wenn sie die mit dem Allmendge- 
nuss verbundenen Lasten auch fernerhin tragen wollte. Bean- 
spruchte sie nur die Hälfte des bisherigen Genusses — Wittib- 
Allmendc ~- oder wurde ihr von der Gemeinde nur die Hälfte 
bewilligt, so wurde sie mit Abgaben und Fronden möglichst ver- 
schont ; dagegen musste sie die Auflage in der üblichen Höhe 
entrichten. Wenn der Ehemann bei seinem Tode noch nicht in 
den vollen Genuss der Nutzungen gelangt war, so blieb es den 
Gemeinden überlassen , die Witwe bis zum vollen Genuss nach- 
rücken zu lassen. 

Der Allmendgenuss einer Witwe , die eine zweite Ehe ein- 
ging, unterlag verschiedenen Beschränkungen, die in verschiedenen 
Gemeinden erheblich von einander abwichen. In einigen Gemein- 
den musste die Witwe bei der Wiederverheiratung ihr Los ab- 
geben. Wenn der zweite Ehemann noch keinen Allinendantcil 
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hatte, sondern erst in der Folge bekam, so blieb die Witwe zu- 
nächst im Besitz ihres Anteils. Mit dem Zeitpunkt aber, mit 
welchem der Ehemann in den Genuss eintrat, blieb beiden Teilen 
die Wahl, ob sie das schon innehabende Los behalten oder dieses auf- 
geben und das dem Manne dem Range nach zukommende Los 
annehmen wollten. Unter allen Umständen musste einer von den 
beiden Anteilen abgetreten werden und zwar an den am Rang 
zunächst stehenden Bürger. Ebenso verhielt es sich, wenn eine 
Witwe sich mit einem Bürger verheiratete, der schon im Allmend- 
genuss stand. Starb nun aber die frühere Witwe, bevor ihr zweiter 
Ehemann in den Allmendgenuss eingetreten war, so erhielt dieser 
nicht den Anteil seiner Frau, sondern er musste seinen Rang abwarten. 

Es ist nicht genau zu ermitteln , wie es mit den Allmend- 
nutzungen gehalten wurde, wenn ein allmendberechtigter Bürger 
in der Zeit zwischen Saat und Ernte des von ihm genutzten 
Grundstückes starb. Hierfür liegen nur wenige Anhaltspunkte vor. 
In der Gemeinde Feudenheim war der Genuss in der Weise ge- 
regelt, dass , wenn ein solcher Bürger nach dem I. Mai starb, 
dessen Witwe die Hälfte, wenn er nach dem Bartholomäustag starb, 
diese zweite Drittel des Genusses erhielt ; durch diese Bestimmung 
wurden die allgemeinen Regeln über den Allmendgenuss der Wit- 
wen nicht berührt. Die andere Hälfte bezw. das andere Drittel 
wurde dem am Rang zunächst stehenden jungen Bürger zuge- 
wiesen. Im Jahre 1814 erlicss das Direktorium des Prinz- und 
Enzkreises in den ihm unterstellten Gemeinden eine Umfrage, wie 
es mit dem Gabholz eines Bürgers , wenn dasselbe zur Zeit des 
Todes des Nutzniessers noch im Walde stehe, gehalten werde; 
namentlich ob dasselbe dann den Erben oder der Gemeinde zu- 
falle. Aus den Antworten erhellt, dass fast jede Gemeinde hierin 
ihre eigenen Wege ging. Hier fiel das Holz der Gemeinde an- 
heim, die es dann zum besten der Gemeindekasse öffentlich ver- 
steigerte oder auch dem nächst Berechtigten zuteilte , dort den 
Erben des Nutzniessers. In andern Gemeinden konnten beide Fälle 
eintreten , wobei es dann darauf ankam , ob der Nutzniesser vor 
oder nach einem bestimmten Termine gestorben war. Solche 
Termine waren Johannis Baptistne, Georgii, Martini oder Neujahr. 
Starb der Nutzniesser nach einem solchen Termine , so fiel das 
Holz den Erben zu; andernfalls der Gemeinde bezw. dem nächst 
Berechtigten. Endlich kam in einigen Gegenden noch der Ge- 
sichtspunkt in Betracht, ob zur Zeit des Sterbefalles das Holz 
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noch unaufgemacht (ungefällt) im Walde stand, oder ob solches 
bereits gefällt und aufgeschichtet war; im ersteren Falle fiel es 
der Gemeinde, im letzteren den Erben zu. 

Wie verhielt es sich nun mit den Allmcndnutzungen eines 
Bürgers, wenn er aus der Gemeinde, in welcher er allmcndbe 
1 echtigt war, zeitweise fortzog? Im allgemeinen behielt ein solcher 
die Allmendberechtigung und den Allmendrang bei , nicht aber 
die faktische Nutzniessung. Vor allem musste er, falls er in der 
Gemeinde das Bürgerrecht beibehalten und somit allmendberech- 
tigt bleiben wolite, für die Zeit seiner Abwesenheit jährlich eine 
bestimmte Summe Geldes, meistens nur 1 fl. >pro recognitione«; 
an die Gemeindekasse zahlen. Wollte der Abziehende auch im 
Genuss der Allmenden bleiben, so musste er einen Stellvertreter 
zurücklassen und durch diesen die mit den Allmcndnutzungen 
verbundenen Kasten tragen lassen. Erfolgte der Wegzug vor einem 
bestimmten Termine, Georgii u. s. w., so konnte der Wegziehende 
die auf den Allmenden von ihm gebauten Früchte sowie das 
Heugras der Wiesen noch für sich einernten. Entsprach der Weg- 
ziehende also für die Zeit seiner Abwesenheit den vorgeschrie- 
benen Bedingungen, so blieb er allmendberechtigt; bei seiner 
Rückkehr in die Gemeinde erhielt er dasjenige Allmendlos, welches 
ihm dem Range nach gebührte, wobei die Jahre seiner Abwesen- 
heit zur Ergänzung dieser Anwartschaft mitgerechnet wurden. 
Unter Beobachtung derselben Bedingungen erhielt ein Bürger, 
welcher zur Zeit seines Wegzuges noch nicht im Allmendgenuss 
stand, bei seiner Rückkehr dasjenige Allmcndlos, welches ihm 
nach der Annahme als Bürger im Range zustand. In einigen Ge- 
meinden kam es auch vor, dass die Abziehenden ihre Berechti- 
gung ganz verloren ; bei ihrer Rückkehr mussten sie dann die 
nächste Verteilung abwarten, worauf sie mit den jungen Bürgern 
wieder in den Genuss eintraten. 

Die vielen Streitigkeiten, die sich aus diesen ungleichartigen 
Verhältnissen ergaben, veranlassten nach vielen vergeblichen Ver 
suchen endlich eine Verordnung vom 21, September 1791, 
welche bestimmt, dass »wenn jemand in einem Orte, wo er 
Bürger ist, an einem andern Orte aber als Beständer (Pächter) 
oder sonst ex temporali causa sich aufhält, sich am ersteren Orte 
sein Bürgerrecht vorbehalten hat und seine bürgerlichen Lasten 
fortträgt, er auch von jenen (Lasten), obschon abwesend, die Nutz- 
niessung gemessen muss.* 
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Die Teilnahme der Juden an den bürgerlichen Nutzniess- 
ungen war erheblich beschränkt infolge der eigentümlichen bür- 
gerlichen Stellung derselben. Sie gehörten weder zur Klasse der 
Bürger noch zur Klasse der Hintersassen; sie waren nichts an- 
deres als im Staat geduldete Unterthanen , welche zwar den all- 
gemeinen Schutz des Staates genossen aber keine Mitglieder der 
bürgerlichen Gesellschaft waren. Sie wurden durch besondere 
Schutzbriefe in diesen Schutz aufgenommen und hiessen daher 
Schutzjuden. Da in den Schutzbriefen der ausdrückliche Vorbe- 
halt einer vierteljährigen Kündigung enthalten war, so waren sie 
damit nicht für ihre Lebenszeit gesichert. Sie waren keine be- 
ständigen Unterthanen und ihre Duldung war sehr eingeschränkt 
und unvollkommen. So wurde ihnen in ihren Schutzbriefen aus- 
drücklich der Gebrauch des Wassers, der Weide, der Brücken, 
Strassen und des Pflasters zugestanden; jedoch die Weide nur an 
den Wegen und Strassen des Ortes , und nur insofern als keine 
besondere Verbote vorlagen und keine besondere Vergünstigung 
nötig war. Dagegen mussten sie zur Unterhaltung der Brunnen, 
der Brücken und des Pflasters beitragen. An den iibrigen Nutz- 
ungen der Gemeinde hatten sie keinen Anteil. Der Gebrauch der 
gemeinen Weide für das Vieh , welches sie zu ihrem Handel 
hielten, war ihnen in der Weise vergönnt, dass sie sich vorher 
wegen der Gesundheit des aufzutreibenden Viehes vor der Ge. 
meindebehörde ausweisen , und dann sowohl wegen der Anzahl 
des Viehes als wegen des an die Gemeinde zu bezahlenden Vieh- 
geldes, welches die Juden des Ortes unter sich zu repartieren 
hatten, mit derselben abfinden mussten. 

In einer Eingabe vom August 1684 beschwerten sich die 
Juden zu Kippenlieim bei der Regierung , weil der Gemeinderat 
ihnen versagte, ihr Vieh auf die gemeine Weide zu treiben. Der 
Gemeinderat machte geltend, die Juden bezahlten nichts für den 
Weidgang, während dies doch anderswo üblich sei; sie brächten 
ferner krankes Vieh auf die Weide und ebenso Vieh , das gar- 
nicht ihnen sondern fremden Juden gehöre. Die Regierung ent- 
schied , dass die Juden sich mit der Gemeinde »um ein billiges 
zu vergleichen hätten*. Im Jahre 16(97 führten sodann die christ- 
lichen Unterthanen von Bühl Beschwerde darüber, dass die dor 
tigen Juden die christlichen Bürger durch übermässigen Weidgang 
allzu sehr schädigten. Sie führten dabei aus, die Juden hätten 
von Alters her nur das Recht gehabt, auf einem bestimmten Di- 
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strikt ihr Vieh zu weiden, und hätten dafür der Gemeinde jähr- 
lich 2 fl. Weidgeld zahlen müssen; dagegen sei ihnen nicht er- 
laubt gewesen, die gemeine Weide zu benützen. Nun hatten aber 
die Juden die Unordnung, welche während der langen Kriegszeit 
(30jähr. Krieg) eingerissen, sehr zu ihren Gunsten benutzt, sie 
trieben jetzt übermässig viel Vieh — bis zu 50 Stück Pferde und 
Rindvieh - auf die gemeine Weide, ohne dafür Weidgeld zu 
zahlen ; auch liessen sie krankes Vieh auf der Weide laufen. Der 
Amtmann von Hühl , an den die Beschwerde zunächst gerichtet 
war, wies dieselbe zurück, worauf die Bühler Christen sich an die 
Regierung wandten. Welchen weiteren Verlauf die Sache genom- 
men hat, ist aus den Akten leider nicht ersichtlich. 

Das VI. badische Konstitutionsedikt vom 4. Juni 1808 sowie 
das Gesetz vom 13. Januar 1X09 und endlich ein Erlass des Mini- 
sterium des Innern vom 25. Januar 18 17 änderte die einschlagigen 
Bestimmungen wesentlich zu gunsten der Juden. Durch das Ge- 
setz vom 4. Oktober 1862 über die bürgerliche Gleichstellung der 
Israeliten wurden die letzten Beschränkungen bezüglich der All- 
mendberechtigung der Juden aufgehoben. 

Die Stellung der aktiven Militärpersonen in der All. 
mendberechtigung wurde zuerst im Jahre 1802 geregelt. Durch 
den in der damaligen Zeit üblichen ungewohnt langen Militärdienst 
von 6—7 Jahren wurde die Aufnahme der Dienstpflichtigen als 
Bürger um diese lange Zeit verschoben und ihnen dadurch der 
Genuss der Allmenden merklich später zuteil, während die zum 
aktiven Dienst Untauglichen oder diejenigen, welche sich los- 
kaufen konnten, den Dienstpflichtigen um eben jenen Zeitraum 
im Rang voraus waren. Durch diese Zurücksetzung im Allmend- 
genuss erlitten die ihrer Dienstpflicht wirklich genügenden Unter- 
thanen eine offenbare Unbilligkeit. Die vielen Klagen über diese 
Zurücksetzung veranlassten endlich eine Verordnung vom 9. April 
1802 »dass den dermaligen Milizen und künftig ausgehoben wer- 
denden Kantonisten ihre Militärdienstzeit in Hinsicht des Alimen- 
ten Genusses nicht zum Schaden gereichen, sohin dieselben nach 
ordnungsmässig ausgehaltener Dienstzeit in jenen Allmentenrang 
eintreten sollen, zu dem sie ohne Behinderung durch die Militär- 
dienste hätten gelangen können, wenn ihnen damals die zur Bür- 
gerannahme qualifizierende Eigenschaften nicht ermangelt haben 
würden«. Während der Dienstzeit hatten sie kein Anrecht auf 
die Allmendnutzung sondern traten erst nach Vollendung derselben 
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darin ein, und zwar nach der Reihenfolge ihrer bürgerlichen An- 
nahme. Durch eine Verordnung vom 22. Februar 1 813 wurden 
weitere Bestimmungen über die Allmendberechtigung der Soldaten 
festgesetzt. Hiernach sollte der Anspruch der Soldaten auf die 
Bürgernutzungen von der Zeit anfangen, zu welcher dieselben als 
wirkliche Bürger würden aufgenommen worden sein, wenn sie 
nicht in Militärdiensten gestanden hatten ; ferner wurde bestimmt, 
class dieselben in den wirklichen Genuss erst dann eintreten 
könnten, wenn sie ihre Befreiung vom Militärdienst erhalten hätten, 
bis wohin ihre Genussanteile zum besten der Gemeinde zu ver- 
walten seien. Auch diejenigen Soldaten , welche keine ganze 
Dienstzeit ausgedient hatten, sondern etwa wegen Untauglichkeit 
entlassen oder einen ehrlichen Abschied erhalten hatten, konnten 
jene Vergünstigung beanspruchen. 

In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts trat in verschiede- 
nen Gemeinden der Markgrafschaft Baden die Frage auf, ob auch 
die sog. Ehrenbürger, nämlich Ortsvorsteher, Pfar- 
rer, Schullehrer, Förster und Hebammen ein An- 
recht auf den Allmendgenuss hätten. Diese Frage, welche jahr- 
zehntelang ein grosses Streitobjekt in den beteiligten Gemeinden 
bildete, ist auch von Bedeutung für die Entwicklung des badischen 
Allmendwesens überhaupt, sodass wir dieser Angelegenheit eine 
nähere Betrachtung widmen müssen. 

Die erste Ursache, welche der Regierung Veranlassung gab, 
sich mit dieser Frage zu beschäftigen, bildete eine Allmendvertei- 
lung in der Gemeinde Pforzheim. Hier war im Jahre 1752 ein 28 
Morgen grosses Stück Wald ausgestockt, zu Ackerfeld angelegt 
und unter die Bürger in gleichen Anteilen verteilt worden. Da 
nun gegen diese Verteilungsart die Ehrenbürger protestierten und 
derSchultheiss sogar einen doppelten Anteil forderte, nämlich einen 
als Bürger und einen als Schultheiss, wandte sich die Gemeinde an 
das Oberamt mit der Bitte um Entscheidung. Letztere lautete dahin, 
»dass, wenn bei einem Schultheissen das alte Herkommen von 
dem Gerichte schriftlich bezeugt werde, dass solcher jederzeit bei 
der Austeilung von Allmenden und Hol/gaben ein doppeltes Los 
bezogen, nämlich eins für sich als Bürger und ein zweites als 
Schultheiss, man keinen Anstand finde, dem jetzigen Schultheissen 
solches zu bewilligen, c Dieser Schultheiss wurde nun später vom 
Amte suspendiert. Nach seiner Absetzung verlangte die Gemeinde- 
behörde, dass er das als Schultheiss empfangene Los an seinen 
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Nachfolger im Amte herausgeben solle, indem er dieses nicht für 
seine Person sondern als »auf dem Dienst bleibend« erhalten habe. 
Hiergegen behauptete er, dass er das Los nach einem alten Her- 
kommen als Eigentum für sich und nicht als zum Schultheissenamt 
gehörend erhalten habe. (Seinem Vorgänger, der freiwillig aus dem 
Amte geschieden, war das als Schultheiss zugeteilte Los belassen 
worden ; jedoch scheint diese Vergünstigung mehr eine Anerken- 
nung der Gemeinde für treue Dienste gewesen zu sein.) 

Wegen der Weigerung des Schultheissen einerseits, sowie um 
eine einheitliche Norm für die Allmendberechtigung der Ehren- 
bürger zu erlangen, wandte sich nun die Gemeinde Pforzheim an 
den Markgrafen. Infolgedessen wurde bei sämtlichen Gemeinden 
der Markgrafschaft eine Umfrage veranstaltet, ob den Ehrenbür- 
gern ein doppeltes oder ein einfaches Los ausgeteilt werde, und 
ferner, ob das Los, welches ein Ehrenbürger wegen seines Amtes 
besitze, bei dessen Tode auf seine Erben oder auf den Amtsnach- 
folger übergehe. 

Aus den eingekommenen Berichten geht deutlich hervor, dass 
eine einheitliche Norm nirgendwo bestand , dass vielmehr in den 
verschiedenen Gemeinden die abweichendsten Methoden gehand- 
habt wurden. Einige Ehrenbürger erhielten ihren Bürgeranteil 
nur als Burger (falls sie das Bürgerrecht erworben hatten), andere 
nur wegen ihres Amtes, »vi offieiie , wieder andere sowohl als 
Bürger als auch wegen ihres Amtes. Auch bei den verschiedenen 
Arten der Ehrenbürger wurde ungleichmassig verfahren. In Mün- 
zesheim (Oberamt Durlach), wo nur Holzgaben verteilt wurden, 
erhielt der Pfarrer nichts, der Schultheiss und der Schullehrer da- 
gegen eine doppelte Gabe; die Hebamme eine Gabe von Amts 
wegen und, wenn sie im Witwenstande lebte, ausserdem die Hälfte 
des Anteils, den ihr Mann bezogen hatte. Der Schullehrer erhielt 
regelmässig das Schulholz für die Eeuerungsbedürfnisse der Schule. 
In Teutschneureuth hatte der Schullehrer die sog. >Orgelwiese« 
in Benutzung als eine Entschädigung für das Orgelspicl in der 
Kirche. In Käferthal erhielt der Schullehrer wegen des Vier-Uhr- 
Läutens des morgens und des Acht-Uhr-Läutens des abends 3 1 /» 
Malter Korn. In denjenigen Gemeinden , wo die Ehrenbürger 
einen Anteil zu fordern berechtigt waren, war vielfach den Schult- 
heissen und teilweise auch den Pfarrern das Recht der Wahl 
unter den zu verteilenden Stücken vor der allgemeinen Verteilung 
zugestanden. Die einzige Uebereinstimmung in den eingekommenen 
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Berichten zeigt sich darin, dass beim Tode eines Ehrenbür- 
gers die Nutzniessungen vi officii uberall auf den Amtsnachfolger 
übergingen. 

Aehnliche Verhältnisse bestanden in dem österreichischen 
Breisgau und in der Ortenau. Aus den vorhandenen Urkunden 
lässt sich aber nur ersehen, wie in diesen Landesteilen die Nutz- 
niessungen der Pfarrer, nicht der übrigen Ehrenbürger geregelt 
waren. »Nach der Observanzt wurde in den meisten Gemeinden 
des Breisgaues den Pfarrern entweder ein ganzes Bürgerlos (Holz- 
gabe) zugeschieden und die Mitbenutzung der gemeinen Weide 
gestattet. In einem Stiltungsbrief der Gemeinde Niederwiehl (bei 
Waldshut) aus dem Jahre 1699 heisst es: »Erstens hat dieses 
Widdum 1 ) auch seinen Anteil an allgemeiner Nutzniessung, Wim 
und Weide*), Trib und Trab, Egerten , Holz, Felder, Aeckert 
i Eckerich) und dergleichen, wie solches bisher hergebracht wor- 
den. Es lasset auch die Gemeinde zu, dass der Pfarrer bei ge- 
meinen Aeckert 3 Schweine, bei bessern aber 4 ins Aeckert trei- 
ben lassen möge, wie auch durch das Jahr 4 Schweine gleichwie 
andere Bauern auf die Weide treiben lassen könne. Ochsen aber 
und Kuhe werden ihm auf der Weide soviel vergönnt, als er win- 
tern kann, also, dass er den Hirten nichts anders als den gebüh- 
renden Hirtenlohn bezahlt. Ueber dieses alles soll er auch ge- 
messen und haben das Recht zu fischen und das jagen, auch 
andere Rechte. Hier werden allein ausgenommen die Allmend- 
felder, die man zu Bauen austeilt. Anteil an den Allmcndfeldern, 
worunter hier wohl Acker und W iese zu verstehen sind, hatten 
die Pfarrer nur in 2 Gemeiden, nämlich in Thiengen und Opfingen. 
Alle Gemeindeberichte stimmen aber darin überein, dass die Teil- 
nahme der Pfarrer an den Allmendnutzungen nur in dem guten 
Willen der Gemeinde begründet sei, und dass die Pfarrer kein 
Recht darauf hätten. 

Uie erste Verordnung , welche in diese Autonomie der Ge- 
meinden eingriff, war die vom 21. Oktober 1768. Diese bestimmte, 
dass die Pfarrer und Schullehrer den Burgern eines jeden Ortes 
in den bürgerlichen Nutzungen gleich gehalten werden sollten. 

1) Widdum, Bezeichnung fiir das unbewegliche Vermögen der ITarrpfrunde und 
insbesondere für das Pfarrhaus. 

2) Für die »ewige Weide« hat man auch den Ausdruck »Wuri und Wei le ; 
Wun gleich Wonne. Daher heisst noch heute der Monat, in welchem das Vieh /um 
ersten Mal auf die Weide getrieben wird, der Wonnemonat. 

Volkswirtschaft!. Abhandl. V. Bd - | 3 1 J 
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Kbenso wurden die Allmendnutzungen der Förster geregelt. In 
den Baden-Badischen Landen waren die Förster wiederholt um 
Besoldungserhöhung eingekommen. Da die Unzulänglichkeit ihres 
Gehaltes auch von der Regierung anerkannt wurde, so wurde im 
Jahre 1774 in Vorschlag gebracht, den Förstern bei Ausstockungen 
der unter ihrer Aufsicht stehenden Waldungen oder bei Vertei- 
lungen von Allmenden einen Anteil zuzuscheiden. (Den Förstern 
lag nämlich neben ihren herrschaftlichen Diensten auch die Auf- 
sicht über die Gemeindewaldungen ob, ohne von der Gemeinde 
hierfür besonders entschädigt zu werden.) Dieser Vorschlag wurde 
auch von der Regierung gut geheissen ; sie erliess am 2. Dezem- 
ber 1774 eine Verordnung, wonach bei Ausstockungen von Wal- 
dungen und bei Allmendvertcilungen den Förstern ein Anteil zu- 
zuweisen sei, jedoch nur >auf den Dienst<, nicht auch für seine 
Person. Die mit der Nutzung verbundenen Lasten musste aber 
der Förster wie jeder andere Bürger tragen. Die Gemeinden 
konnten sich aber nur schwer dazu verstehen, diese Verordnung 
in Anwendung zu bringen, wie aus den zahlreichen Beschwerden 
der Förster zur Geniige erhellt. 

Die erwähnte Verordnung vom 21. Oktober 1768 wurde nun 
von den Interessenten teilweise dahin ausgelegt, als ob sie von 
allen unter ihrer Amtsthätigkeit stehenden Ortschaften , Filialen, 
dergleiche Berechtigungen zu fordern hätten. Dies lag aber nicht 
in der Intention des Gesetzgebers. Daher wurde unterm 2. No- 
vember 1785 diese Verordnung dahin ergänzt, dass in Allmend- 
angelcgenheiten nur der Wohnort des Pfarrers bzw. Schullehrers 
oder Försters in Betracht komme, nicht aber die Filiale. Wenn 
daher ausser dem Wohnort noch ein anderer Ort unter der Amts- 
thätigkeit des Pfarrers, Schullehrers oder Försters stand, so musste 
diese Filiale dem Wohnort ein Drittel des Wertes der jährlichen 
Bürgergaben ersetzen ; wenn zwei bis fünf Gemeinden zur Dienst- 
obsorge gehörten, so betrug der von diesen gemeinsam aufzu- 
bringende Frsatz die Hälfte; wo endlich sechs und mehr Filialen 
vorhanden waren, betrug der Krsatz zwei Drittel der Nutzungen. 
Dieser Frsatz konnte in natura oder in Geld geleistet werden. 

Fs fragt sich nun, ob die Fhrenbürger für ihre Nutzungen 
die übliche Auflage zu entrichten schuldig waren. Auf eine dies- 
beziigliche Anfrage des Oberamts Rötteln antwortete die Regie- 
rung, »dass , wenn Allmendanteile auf Pfarrer und Schulmeister 
kommen, sie allerdings davon die allenfalsigen bürgerlichen onera 
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wie jeder andere Partizipiant in der Gemeinde zu tragen schuldig 
seien , wie dies auch in Ansehung der Förster per resol. Sere- 
nissimi vom 2. Dezember 1774 zu beobachten befohlen wor- 
den ist«. 

Alle diese Verordnungen aber scheinen in der Praxis wenig 
oder garnicht in Ausführung gekommen zu sein. Wenigstens fin- 
den wir am Schlüsse des 18. und zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
noch fortwährend Streitfälle über die Allmendberechtigungen der 
Pfarrer und Schullehrer. Unterm 24. Juli 1810 erliess die Regie- 
rung nochmals eine Verordnung , worin bestimmt wurde , dass 
Pfarrer und Schullehrer als Ehrenbürger nur dann zu Allmendver- 
teilungen zuzulassen seien, wenn sie vermöge der Ortsurkunden 
oder des Herkommens an den bisherigen Nutzungen der zu teilen- 
den Allmenden rechtlich und nicht aus Vergünstigung teilgenom- 
men hätten, oder wenn die Gemeinde durch Stimmenmehrheit sich 
freiwillig für ihre Zulassung erklärte. Die Anteile fielen alsdann 
ihrem Amte, nicht ihrer Person zu. Ebenso sprach die Verord- 
nung vom I.Februar 181 3 aus, dass es auf dem Herkommen der 
einzelnen Gemeinde beruhe, inwieweit der Pfarrer und Schullehrer 
als P^hrenbürger der Gemeinde für sich oder nur wegen seines 
Amtes Anteil an den Allmenden habe. »Die Pfarrer und Schul- 
lehrer als solche sind in der Gemeinde ihrer Anstellung nicht 
Orts-, sondern nur Ehrenbürger. Wollen dieselben zugleich Orts- 
bürger sein , so müssen sie das Ortsbürgerrecht , falls es ihnen 

nicht angeboren ist , wie jeder andere erwerben Inwieweit 

die Ehrenbürger für sich, oder nur von dem habenden Dienst 
Anteil an den Allmenden oder andern Gemeindenutzungen haben, 
beruht auf dem Herkommen in jeder einzelnen Gemeinde.« Durch 
die letzte Bestimmung wurde also die Autonomie der Gemeinde 
in dieser Angelegenheit anerkannt und später auch durch die 
Gemeindeordnung des Jahres 1831 sanktioniert. 

Neben diesem Streit über die Allmendberechtigung der Ehren- 
bürger im allgemeinen und der Pfarrer und Schullehrer insbeson- 
dere war bezüglich der beiden letztgenannten noch ein weiterer 
Stfeit entstanden, welcher in der verschiedenen Behandlung der 
katholischen und reformierten Pfarrer einerseits und der lutheri- 
schen Pfarrer andrerseits begründet war. Während nämlich in 
einigen Gemeinden die Pfarrer und Schullehrcr aller drei Konfes- 
sionen rückstchtlich des Allmendgenusses gleich geachtet wurden, 
waren in anderen Gemeinden, namentlich in den Filialgemeinden, 

2* [31*] 
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die lutherischen Pfarrer und Schullehrer vom Allmendgenuss gänz- 
lich ausgeschlossen. Karl Philipp, Pfalzgraf bei Rhein, hatte schon 
im Jahre 1732 verordnet, dass den lutherischen Pfarrern — »welche 
Gcmeindsleute sind, welche alle gemeinen onera mittragen helfen, 
folglich auch eines gemeinen Rechts gaudieren müssen* — gleich 
den reformierten Pfarrern eine Holzgabe zuzuweisen sei. Es scheint 
aber, dass diese Verordnung wenig Berücksichtigung gefunden 
hat. Das kurpfälzische lutherische Konsistorium richtete nämlich 
im Jahre 1800 an die Regierung die Bitte, zu verordnen, dass die 
luthetischen Pfarrer und Schullehrer ihrer Konfession zum Mitge- 
nuss der Allmenden in ihren Wohnorten und in den Filialen zu- 
zulassen seien. Das Gesuch war vor allem mit dem Hinweis auf 
die geringe Besoldung der Pfarrer begründet. Kinc feste Besol- 
dung hatte der Pfarrer nur in der Gemeinde, wo er wohnte; eine 
solche war aber äusserst gering ; in Weinheim z. B. betrug die- 
selbe nur 120 fl. jährlich. Manchmal musste der Pfarrer Filialen 
besorgen, die 5 und 6 Stunden von seinem Wohnort entfernt 
lagen. In den Filialen genoss er nur die unbedeutenden Gebühren 
für die Kasualien, d. h. kirchliche Amtsverrichtungen, wie Trau- 
ungen , Kindtaufen , Beerdigungen. Zuweilen waren die Filialen 
der Muttergemeinde an Seelenzahl weit überlegen und erforderten 
somit auch eine erhöhte Amtsthätigkcit. Es hätte deshalb der 
Billigkeit entsprochen, die Pfarrer für diese aufopferungsvolle Thä- 
tigkeit in einer besseren Weise zu entschädigen, vor allem, sie am 
Allmendgenuss teilnehmen zu lassen. 

Der Pfalzgraf Maximilian Josef Hess das Gesuch durch das 
rheinpfälzische General-Landes-Kommissariat prüfen und unterm 
20. April 1802 eine eingehende Erhebung in den Gemeinden an- 
stellen. Diese ergab, dass die lutherischen Pfarrer in den Filialen 
vom Allmendgenuss fast überall ausgeschlossen waren. Der Grund 
für diese Zurücksetzung ist nicht bekannt. Das Oberamt Heidel- 
berg hatte in den ihm unterstellten Gemeinden Nachforschungen 
nach der Ursache anstellen lassen; das Resultat dieser Unter- 
suchungen hat sich aber nicht vorfinden lassen. Nach einem Be- 
richt des Oberamts Schwetzingen scheint allgemein der Grundsatz 
geherrscht zu haben , dass erst die Pfarrer und Schullehrer der 
andern Konfessionen schon im Besitz des Allmendgenusses sein 
mussten, bevor die lutherische Gemeinde ihrerseits Anspruch auf 
diese machen konnte. Diese ungleichmässige Behandlung wurde 
endlich durch § 13 des III. bad. Organisationsedikt gesetzlich 
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aufgehoben und allgemein bestimmt, dass in Orten, wo die Pfarrer 
und Schullehrer zum Allmendgenuss berechtigt seien, hierfür rück- 
sichtlich der Konfession einheitlich zu verfahren sei. 

2. Die Arten des Allmendgenusses. 

Aeckcr und Wiesen. 

Dem ursprünglichen Charakter der Allmenden entsprechend 
waren dieselben als ein gemeinschaftlicher Besitz auch in gemein- 
schaftlicher Benutzung der Berechtigten. Für diese gemeinschaft- 
liche Benutzung der Aecker und Wiesen in früherer Zeit finden 
wir keine erwähnenswerten Bestimmungen. Letztere stehen über- 
dies in engem Zusammenhang mit den Bestimmungen über die 
Rodungen und Verteilungen der Weide und des Waldes zur Son- 
dernutzung. Deshalb werden wir dieser Nutzungsart später in 
einem andern Zusammenhang einer Betrachtung unterziehen. 

W a 1 d. 

Die Nutzungen am Wald bestanden in dem Bezug von Bau- 
und Brennholz, in dem Kckcrich, in dem Sammeln von Harz von 
Fichten. Das Sammeln von Laub und sonstiger Waldstreu , so- 
wie von Leseholz galt nicht als Bürgergenuss im engeren Sinne, 
sondern als eine den Gemeindeangehörigen aus Gründen der Not- 
durft gestattete Nutzung am Gemeindegut , und hatte somit den 
Charakter einer Armenunterstützung. Es hatten alle Genieindean- 
gehörigen, nicht die Bürger allein , Anteil an diesen Nutzungen ; 
auch ruhte keine besondere Auflage darauf. 

Diese Holzabgaben — Bürgergabe, Gabholz, Loshol/. — waren 
manchmal sehr beträchtlich. Durchweg ruhte auf denselben eine 
Abgabe, wozu hier und da auch noch die Zahlung des Aufmacher- 
lohncs, d. h. einer Entschädigung für die Arbeiten des Fällens und 
des Aufschichtens hinzukam. Diejenigen, welche neubauen woll- 
ten, erhielten hierzu eine Beihille in dem sog. N u t /. h o 1 z. Je- 
doch sollte die Bauholzgabe nicht das ganze Bedürfnis decken. 
Oft gab man nur das Holz zu Schwellen, manchmal auch die 
Erfordernisse zu Dachrinnen, Kuhkrippen u. s. w. In Boxberg er- 
hielt jeder Bürger zum Neubau eines Hauses 24 Stämme , zum 
Neubau einer Scheune 12 Stämme ; zur Reparatur eines Hauses 
oder einer Scheune 1 bis 3 Stämme. Ausserdem wurden Zaun- 
und Rebpfähle sowie Hopfenstangen abgegeben. 
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Die VcrteÜung des Nutzholzes war naturgemäss durch die 
Rücksicht auf den Bestand der Waldungen bestimmt; von Bedeu- 
tung war sie daher nur in Gegenden, wo ausgedehnte Waldungen 
vorhanden waren, und auch hier unterlag die Höhe des abzugeben- 
den 1 lolzquantums der Höhe des Ertrages der Waldungen. Bei 
Misswachs konnte die Holzgabe vermindert werden. Ebenfalls 
wurde die Holzabgabe dann beschränkt, wenn es galt, durch ver- 
mehrten Verkauf des Waldertrages die Einnahmen der Gemeinde- 
kassc zu steigern. Das eigenmächtige Fällen des Holzes war im 
Interesse der Forstwirtschaft untersagt ; dies geschah durch das 
untere Forstpersonal gegen Entschädigung in Form des Aufmacher- 
lohnes. 

Weit verbreitet war die Abgabe von Brennholz. Diese 
Nutzungsart bestand sowohl neben den Nutzungen an Acker, Wiese 
und Weide als auch für sich allein. Jeder Burger erhielt jährlich 
eine bestimmte Holzgabe, um seine Feucrungsbedürfnisse zu decken. 
Die Grösse derselben war sowohl in derselben Gemeinde wie auch 
in verschiedenen Gemeinden ungleich. Im ersteren Falle wurde 
einem jeden Bürger seine Gabe durch das Los bestimmt (Losholz). 
Diese Gabe bestand in einer ungleich grossen Anzahl von Klaftern, 
Wellen oder Ster 1 ). In Weingarten erhielt jeder Burger 3 Klafter 
und 100 Wellen, das Klafter angeschlagen zu 3 fl., die Wellen 
zu 1 fl. , in Handschuhsheim jeder Bürger 1 Klafter und 150 
Wellen. 

Das Brennholz war, wie schon erwähnt, in erster Linie dazu 
bestimmt, die eigenen Bedürfnisse des Nutzniessers zu decken. 
Eine Veräusserung war daher nur dann gestattet, wenn ein Bür- 
ger den Nachweis erbrachte, dass für seinen eigenen Feuerungs- 
bedarf gesorgt sei *). Bei Uebertretung des Verbotes wurde das 
betr. I lol/.quantum zum Vorteil der Ortsarmen konfisziert, bei 
Wiederholung ausserdem eine Strafe von 20 fl. pro Wagen oder 
Klafter verhängt. Ein Drittel dieser Geldbussen erhielten der 
Förster und die herrschaftlich bediensteten Anzeiger«. Für den 

i ) l Klafter — 3, SS ehm. 1 Ster = I cbm , I Welle war «.ine Traglast minder- 
wertigen Brennholzes von I in Länge. 

2) l>ie Veräusserung von Produkten der Allmendnut/ungcn überhaupt war schon 
fruit verboten ; jede Ausfuhr von irgend einem Produkt, das direkt oder indirekt von 
der Allmende stammt, ist unterlagt. Aus dem gemeinen Wal le Holz zu holen, kann 
nur gestattet sein, so lange keiner Holz oder Kohle oder Theer ausführt«. Schmoller. 
Studien über die wirtschaftliche Politik Friedrichs d. tlr., Jahrb. f. Ges. 11. Verw. 
VIII, 1. 1^4. 
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Verkauf des Gabholzes wurde dem Nachsuchenden ein Erlaubnis- 
schein von dem Forstamt unentgeltlich ausgestellt, wenn der Nach- 
suchende sich darüber ausweisen konnte, dass er den /.u veräussern- 
den Holzbedarf auf eine erlaubte Art erhalten hatte und zugleich 
der Holzentwendung nicht verdächtig war. Immer aber suchten 
die Behörden den Verkauf von Gabholz möglichst in Schranken 
zu halten. Nur zu häufig hat die in der Folge gemachte Erfah- 
rung die Vermutung bestätigt , dass diejenigen , welche Gabholz 
ersparten und dasselbe verkauften, durch Frevel aller Art diese 
ihre Ersparnisse, die in Wirklichkeit nur selten das Resultat ihrer 
beschränkten Bedürfnisse waren , zu decken suchten. In einem 
Bericht der Ober-Forstkommission vom 29. April 1822 heisst es: 
>So!lte in einer Gemeinde das Holz so reichlich vorhanden und 
die jährliche Gabe an die Bürgerschaft so bedeutend sein , dass 
dadurch das jährliche Bedürfnis mehr als gedeckt wäre und immer 
noch etwas erübrigt würde, so möchte es wohl für den verschul- 
deten Zustand der Gemeindekasse zweckmässiger sein , dass die 
Bürgergaben eingeschränkt und das Ersparte zum besten der 
Gemeinde in corpore verkauft werde.« 

Um den häufigen Beschwerden einzelner Bürger über Begün- 
stigung bei Bewilligung und Anweisung von Bauholz aus den 
Gemeindewaldungen zu begegnen und eine möglichste Beschrän- 
kung in der Bewilligung solcher Gesuche herbeizuführen , etliess 
das Ministerium des Innern unterm 22. Juni 1830 folgende Be- 
stimmungen : in einer jeden Gemeinde ist der tüchtigste Zimmer- 
meister als Experte zur Prüfung aller Gesuche um Bauholz anzu- 
stellen und dieser dahin zu verpflichten , dass er stets nur soviel 
Bauholz zur Abgabe begutachten soll, als der darum Nachsuchende 
zu dem vorhabenden Bau wirklich notwendig hatte. Die Gesuche 
mussten im August jedes Jahres bei dem Ortsvorstande ange- 
bracht und sofort von dem Ortsgericht und Burgerausschuss unter 
Zuziehung des verpflichteten Zimmermeisters und des Waldmeisters 
geprüft werden. Ueber die Ansprüche wurde ein Verzeichnis 
aufgestellt und an das betreffende Forstamt gesandt. Wurde das 
Gesuch genehmigt, so musste der Bürger das zugewiesene Bau- 
holz binnen Jahresfrist verbauen, andernfalls verfiel er einer Geld- 
strafe von 1 bis 5 fl. Wer aber das so erhaltene Bauholz ver- 
kaufte, verlor die Begünstigung der geringeren Taxe, er musste 
den vollen Wert des Holzes zahlen und wurde ausserdem mit 
einer Geldstrafe von 10 Reichsthalcrn belegt. 
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Kine andere Nutzungsart am Walde bestand in dem sog. 
V. ckericli. Hierunter versteht man einmal das Weiden der 
Schweine in den Kich- und Buchwaldungen und ferner das Sam- 
meln von Kicheln und Kucheln zur Schweinemast. Diese Nutzungs- 
art ist uralt. Nach einem urkundlichen Bericht aus dem Jahre 
1290 besass der Schenke Konrad von Erbach 2 Mühlen, in Lohr- 
bach im Amte Mosbach und in Schönau , mit welchen Allmend- 
rechte zur Schweinemast verbunden waren. Nach Gothein besass 
das ehemalige Kloster Gengenbach ebenfalls das Eckerichrecht. 
Hierfür bezahlte es jährlich pro Schwein vor Martini I Kreuzer, 
später 1 Helbling. Das Spital zu Baden hatte das Recht, bei 
einem vollen Eckerich 10 und bei einem halben 5 Stück Schweine 

einzuschlagen«, oder, falls es von diesem Rechte keinen Gebrauch 
machte, jährlich für jedes Schwein 13 kr. von der Stadt Baden 
zu erheben. Im Jahre 1825 verweigerte die Stadt die Zahlung, 

weil das Kckerichrecht sich weder auf ein Lagerbuch noch sonst 
eine Urkunde gründe, und nur die Spitalrechnungen den Anspruch 
bestätigten. Die älteste Rechnung ist ans dem Jahre 1734. Hier- 
nach wurde in diesem Jahre aus dem Verzicht auf das Kckerich- 
recht nichts eingenommen. Die Rechnungen der späteren Jahre 
bis 1798 zeigen Einnahmen von 1 — 10 fl., je nach der Anzahl der 
eingetriebenen Schweine. Durch einen Krlass des Ministerium 
des Innern vom 29. Oktober 1825 wurde dieser althergebrachte 
Rechtszustand wieder hergestellt. Als nun aber das Eckei ichrecht 
von dem Spital lange Zeit hindurch garnicht mehr ausgeübt wurde, 
verzichtete das Spital auch auf die Zahlung jener 13 Kreuzer. 
Ein Kckerichrecht hatte ebenfalls der Studienfonds zu Baden in 
den dortigen Gemeindewaldungen, wofür der Fonds nur den Hir- 
tenlohn bezahlte. Nach einem Bericht des Oberamts Rastatt vom 
11. Juli 1809 gestattete der Stadtrat von Rastatt den dortigen 
Professoren, welche für ihre eigene Ockonomie Schweine hielten, 
das Kckerichrecht wie jeder andere Bürger auszuüben; nur muß- 
ten sie gleich diesen die hiermit verbundenen Lasten tragen. Die- 
ses »Recht durfte jedoch nur als eine Vergünstigung angesehen 
werden und nicht als ein Recht im eigentlichen Sinne; es stand 
ihnen somit kein Anspruchsrecht auf eine Entschädigung zu, wenn 
sie keine Schweine eintrieben. 

Heute ist der Eckerich kaum noch von Bedeutung. Die erste 
Art der Ausübung desselben, das freie Weiden der Schweine in 
den Waldungen, wurde im Interesse der Forstkultur schon zu Be- 



Digitized by Google 



455] '^' e ß" 0 * 1 '^' 1 - Entwicklung des badischen Allmendwesens clc. 25 

ginn des 19. Jahrhunderts ganz verboten, wahrend später beide 
Arten für ablösbar erklärt wurden. 

Es wären endlich noch einige Waldnutzungen zu erwähnen, 
die aber von geringerer Bedeutung sind. Hierhin gehören das 
Sammeln von Harz aus den Fichten zur Bereitung von Pech, 
Kienruss u. s. w. Die Wald-, Holz- und Forstordnung Josephs II. 
vom 7. Dezember 1786 gestattete diese Nutzung jedoch nur in 
solchen Waldungen, welche in dem ersten, zweiten oder höchstens 
dritten Jahre darauf ausgestockt wurden. Nach derselben Ver- 
ordnung war den armen Leuten das Sammeln des sog. Klaub- 
holzes, des dürren l lolzes. welches auf der Krde lag, erlaubt, je- 
doch nur in den Waldungen, die über 20 Jahre alt waren. Für 
dieses Sammeln wurde wöchentlich ein bestimmter Tag festge- 
setzt. Endlich mag noch hingewiesen werden auf das Tannen- 
zapfenbrechen, sowie auf das Sammeln von Heidelbeeren. 

Die Einnahmen aus den Nutzungsberechtigungen am Wald 
bildeten einen wesentlichen Bestandteil der Gemeindekasse. Nach 
einer im Jahre 1800 aufgestellten Tabelle betrugen die Einnahmen 
aus den Waldnutzungen sämtlicher Gemeinden des Fürstentums 
Bruchsal an 

111 den Jahren Bau- u. Brennholz Eckerich Kischwasser u. Hache 

1780— 1789: 580999 fl. 32 kr. 13 485 fl. 50 kr. 347 fl. 8 kr. 
1790—1799: 736 512 fl. 46 kr. 7 562 fl. 50 kr. 34f>fl. 27 kr. 

W e i de. 

Die Nutzniessung an der gemeinen Weide bestand in der 
Berechtigung, eine gewisse Anzahl Vieh auf dieselbe zu treiben. 
Diese Nutzungsart war teils unentgeltlich , teils musste von den 
Berechtigten für jedes Stuck Vieh eine Abgabe an die Gemeinde- 
kasse gezahlt werden. Die Schafweide, welche früher eine grosse 
Rolle spielte, kann nicht als Gegenstand der Allmendnutzung an- 
geschen werden. Sic wurde von der Gemeinde meistens an Metz- 
ger oder Schafhändler auf eine Reihe von Jahren verpachtet. Der 
Ertrag hieraus fiel ausschliesslich der Genieindekasse zu zur Be- 
streitung der Gemeindebedürfnisse. 

P'ür die Weidtriebsnutzungcn bestand eine besondere Verord- 
nung, die Viehausschlagsverordnung, wodurch man die Grade der 
Anrechte auf den Weidtrteb in ein billiges Verhältnis zu bringen 
suchte. Die Grundlage einer solchen Verordnung war folgende. 
Man berechnete, wieviel Stück Zugvieh zum Feldbau erforderlich 
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waren, wobei man gewöhnlich auf io Juchert 1 ) ein Stück Zug- 
vieh annahm; jenes, was unter 10 Juchert, sowie auch jenes, was 
über 72 Juchert war, kam nicht in Berechnung. Für diese Vieh- 
gattung wurden bessere Weideplätze, soviel man davon für erfor- 
derlich hielt , ausgeschieden. Sodann nahm man an, dass jedem 
Bürger als solchem, ohne Rücksicht darauf, ob er wenige oder auch 
gar keine Felder besass, ein, oder in Gemeinden, in welchen der 
Weidebesitz gross war, auch 2 Stück Melkvieh und die erforder- 
lichen tNachzüglinge« zu halten gestattet sein solle, liieraufstellte 
man eine Berechnung an, wieviel Köpfe von jeder weiteren Vieh- 
gattung im Verhaltnisse der Grösse der Weidefläche noch weiter 
auf diese ohne Nachteil für die obige Anzahl aufgetrieben werden 
könnten. Dann wurde bestimmt, wieviel Melkvieh dieser oder 
jener weiter aufzutreiben berechtigt sein sollte. Als Massstab der 
Berechtigung diente der Felderbesitzstand , wobei man von dem 
Grundsatz ausging , dass dem Besitzer vieler Felder auch ein 
grösseres Anrecht auf den Weidgang gebühre , weil eben der 
grössere Felderbesitz mehr Dünger und die grössere Hauswirtschaft 
mehr Unterstützung in Milch und Butter erfordere. Bei der Fest- 
stellung der Anzahl für diesen weiteren Auftrieb bediente man sich 
eines ähnlichen Massstabes wie bei Bestimmung der Zahl der auf- 
zutreibenden Stückzahl Zugvieh. Es wurde nämlich festgesetzt, 
dass jener, welcher 10 oder 12 Juchert Feld besitze, auch über die 
ihm schon als Bürger zugeschiedenen 1 oder 2 Stück Melkvieh 
davon noch ein weiteres auftreiben durfte, und zwar für je 10 
Juchert I Stück. Zeigte sich in der Folge, dass die Weidefläche 
noch mit einer stärkeren Viehzahl >besch1agcn« werden konnte, 
so wurde entweder eine neue Ausschlagsverordnung entworfen, 
oder, wenn der Betrag des Weideüberschusses für das Ganze zu 
gering war, jenen, welche ein oder mehrere Stück Melkvieh über 
die Berechtigung der Ausschlagsverordnung hinaus auftreiben woll- 
ten, dieses zwar gestattet; allein sie mussten in diesem Falle für 
jedes mehr aufgetriebene Stück eine geringe Abgabe an die Ge- 
nieindekasse zahlen. 

Sonstige N u t z u n g c n. 

Weinberge als Allmendgüter lassen sich schon sehr früh 
nachweisen. Gothein berichtet, dass die Gemeinde Zell im Jahre 
1603 eine grosse Allmendrodung vorgenommen habe, um sich 

I) I Juchart halt ca. 47 nr. 
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Weinberge zu verschaffen. »Es wurden an die Bürgerschaft gleich- 
massig Lose verteilt; wer sein Los nicht mit Reben besetzte, dem 
wurde es wieder entzogen.« Krst 7 Jahre nach der Rodung wur- 
den die Anteile mit der üblichen Auflage belegt. 

Die Wassernutzung begriff die Wässerung, Schwemme. 
Tränke und Fischerei in sich. Motte weist die Fischerei als All 
mendnutzung aus der frühesten Zeit nach, so für Wieblingen 
767, für Edingen 791. Nach Gothel n befand sich 1301 in Konstanz 
ein Platz am Rhein, wo die Fischer ihre Netze zu trocknen pfleg- 
ten, »welcher der Gemeinde und sonderlich auch gemeinsamer 
Nutz der Stadt zu Konstanz angehörte.« 

Braunagel erwähnt 1 ) als Allmendnutzungen noch die sog. 
»Hanfritzen«. Es waren dies auf Oedland befindliche Wassertüm- 
pel. Jeder Bürger hatte das Recht, in diesen Tümpeln seinen 
Hanf zu wässern und denselben daneben auf dem Oedland zu 
trocknen. 

3. Die Aufteilung der Allmenden. 

Mit dem Wachstum der Bevölkerung und dem Bedürfnis nach 
intensiverer landwirtschaftlicher Produktion erschien es unwirt- 
schaftlich , grosse Strecken Landes , die gemeinsam genutzten 
Weiden, fast brach liegen zu lassen anstatt sie zu kultivieren und 
in Aecker oder Wiesen umzuwandeln. Dazu kamen in der zwei- 
ten Hälfte des 18. Jahrhunderts die Fortschritte der Technik im 
landwirtschaftlichen Betriebe, die Stallfüttcrung, der Bau von Fut- 
terkräutern, wodurch diese Form der Weide mehr und mehr über- 
flüssig wurde. Solche und ähnliche Momente gaben zu den Ge- 
meinheitsteilungen ■) im 18. Jahrhundert Anlass. Die landesherr- 
liche Regierung empfahl die Teilungen kraft der Vereinbarung der 
Berechtigten, hielt sich jedoch von der Ausübung eines Zwanges 
zunächst noch gänzlich fern. Das preussische Zirkular vom 28. Juni 
1765 empfiehlt die Teilung der Gemeinheiten und gemeinsamen 
Hutungen; eine Verordnung vom 21. Oktober 1769 setzt Kom- 
missionen ein, welche die Arbeiten übernehmen sollen. Nur ganz 
vereinzelt wurden im 18. Jahrhundert Verordnungen erlassen, welche 
die Aufteilungen auch gegen den Willen der Berechtigten gestat 

1) lirautiü^tl. Zwei Uörfcr der badischen Rheinebene, unter besonderer Herück- 
siclitigung ihrer Allmendverhältnisse. Schmoller'» Forsch. Bd. XVI, Heft I. 

2) Gemeinheit isi in Norddeutschbnd die Bezeichnung für Allmende. 
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teten. Zuerst wurde eine Aufteilung »von Amts wegen" durch 
ein Reglement vom 14. April 1771 für Schlesien angeordnet. Da- 
gegen hat der Lrlass solcher Zwangsverordnungen im 19. Jahr- 
hundert fast in allen deutschen Staaten stattgefunden dank des 
souveränen Unverstandes der Regierungen, welche befahlen , die 
Gemeinheitsteilungen mit thunlichster Beschleunigung überall ins 
Werk zu setzen, uneingedenk der Wahrheit, welche die württem- 
bergische Regierung so richtig mit den Worten ausdrückt . dass 
besonders bei Gegenständen der Landwirtschaftspolizei das Durch- 
greifen nach allgemeinen Theorien nicht thunlich sei, dass eine 
Reform in einzelnen Teilen der Landwirtschaft nichts tauge, wenn 
nicht die ganze Wirtschaftseinrichtung verhältnismässig zugleich 
einen anderen Zuschnitt erhält . dass überhaupt Reformen nicht 
plötzlich vorgenommen werden können, sondern vieles von der 
Zeit, von der Wirkung guter Beispiele, vom zufälligen Drang der 
Umstände erwartet werden müsse«'). In Norddeutschland er- 
langten die Gemeinheitsteilungen bald eine grosse Ausdehnung; 
in den süddeutschen Staaten sind dieselben zwar auch begonnen, 
aber nur stückweise durchgeführt worden. Dagegen ist hier, und 
vornehmlich in Baden an die Stelle der gemeinschaftlichen Nutzung 
sofern es sich nicht um Wald handelt , meist eine gesonderte 
Nutzung durch die Linzeinen getreten. 

In dem jetzigen Gebiet des Grossherzogtums Baden finden 
wir Allmendverteilungen zur Sondernutzung im grösseren Umfange 
zuerst in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, und zwar in 
dem damals noch zu Oesterreich gehörenden Breisgan. In welcher 
Zeit die Verteilung von Allmendäckcrn und Allmcndwiesen zur 
periodischen oder lebenslänglichen Sondernutzung zuerst vorkommt, 
ist nicht nachzuweisen. Buctur vermutet, mit Recht, wie wir 
sehen werden — dass dieselbe in den meisten Fällen neueren Ur- 
sprungs ist und dass das Entstehen dieser Acker- und Wicsen- 
allmenden sich an die Abschaffung der mit der Dreifelderwirtschaft 
notwendig verbundenen ewigen Weide und an die Einführung der 
Stallfütterung knüpft. Die Entstehung von Ackerallmenden ist 
zurückzuführen auf die Rodungen von grösseren Stücken der Ge- 
meindeweide bezw. auf die Verteilung derselben zum Umbruch 
und zur Kultur. In einzelnen Gemeinden lässt sich auch die erste 
Verteilung der Allmenden noch nachweisen; so in Plankstadt 174t;, 

l) Larth-yt-Hfk-'u-r a. a. O. S. 160. 
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in Käferthal 1770, in Ladenburg 177 1 , in Neckargemünd 1800. 
Rodungen von Gemcindewaldungen mit dem Zweck, dieselbe als 
Aecker und Wiesen zu verteilen , kommen noch früher vor. Im 
Jahre 1168 erlaubt der Bischof Konrad von Worms dem Kloster 
Schönau bei Heidelberg, im Viernheimer Wald bei Ladenburg, 
Neurottäcker zu machen; ob diese dann gemeinsam benutzt oder 
zur Sondernutzung verteilt wurden, ist aber nicht nachzuweisen. 
Gothein berichtet: »Damals (Ende des 13. Jahrhunderts) begann 
erst recht, namentlich von den Bürgern gefördert, die Rodung 
auf der Allmend an den Berggehängen und auf der anstossenden 
Weide in der Ebene zu Ackerland.« Von Seiten der Regierung 
aber wurde die Verteilung, wie schon erwähnt, erst in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts in grossem Umfange gefordert, na- 
mentlich durch das österreichische Patent vom 5. November 1768. 
Dieses drang sehr auf die Verteilung der Allmenden. Um aber 
diese Absicht noch mehr zu fördern, sollten vermöge eines De- 
krets vom 13. Juni 1769 die zu besserer Frucht und Benutzung 
gebrachten Teile der gemeinen Weide nicht mit einer höheren 
Steuer belegt, sondern, auch da, wo bisher der Zehnt gegeben 
werden musste, denjenigen, welche die gemeine Weide zur besseren 
Kultur bringen würden , die Zehntbefreiung auf 30 Jahre zuge- 
sichert werden. Durch eine mit dem Patent verbundene »Instruk- 
tion« suchte die Regierung alle Bedenken gegen die Allmendver- 
teilungen zu beseitigen. 

Durch eine Verordnung der Kaiserin Maria Theresia vom 24. 
Marz 1770 wurde eine Kommission zur geregelten Durchführung 
des Patents vom 5. November 1768 und zur Untersuchung der 
gegen dasselbe erhobenen Bedenken eingesetzt, die von folgen- 
den Gesichtspunkten auszugehen hatte. Ks musste bei der Ver- 
teilung auf die Grösse des Viehbestandes sowie auf einen Platz, wo- 
hin das Vieh einige Stunden des Tages wegen der Bewegung, 
nicht zum Weiden, getrieben wurde, Rücksicht genommen werden, 
und zwar dergestalt, dass hiefür ein grösserer Platz ausgeschieden 
bezw. als gemeine Weide beibehalten wurde. Bei kleinen, zur 
Teilung nicht geeigneten Weiden sollte auf deren anderweitige 
Benutzungs- und Verbesserungsart vorgedacht werden. Den Klein- 
häuslern und Inleuten, welche bisher das Weiderecht gegen eine 
Abgabe an die Gemeindekasse genossen, war auch die künftige 
Teilnahme gegen Fortsetzung des bisher geleisteten Beitrags ge- 
stattet. Die magere, sandige, steinige Weide, welche einer Kultur 
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nicht fähig war, wurde entweder zur Schafweide oder zur An- 
pflanzung mit Baumen verwendet, oder den Besitzern des Ge- 
meindezuchtviehes zur Nutzniessung angewiesen, ohne Gestattung 
des Viehauftriebes auf der gemeinen Weide. Für die zum Acker- 
bau erforderlichen, zu anderm Fuhrwesen nicht bestimmten Pferde 
wurden eigene Weiden angewiesen und solche von dem übrigen 
Viehbestand zur Vermeidung alles Schadens möglichst abgesondert. 
Den bisherigen Berechtigten an der gemeinen Weide wurde es 
freigestellt , die erhaltenen Anteile als Acker , Wiese oder auch 
als Kleefeld zu kultivieren ; dagegen mussten diese sich verpflichten, 
die für ihren Viehbestand erforderliche Fütterung auf dem Brach- 
land oder auf sonstigen Ländereien sich zu verschaffen. 

Nach dieser Instruktion nun handelte die Kommission. Aus 
deren Bericht ist zu entnehmen, dass einige Gemeinden sich mit 
nichtigen Vorwanden der Verteilung widersetzten, während die 
Vorsteher anderer Gemeinden »mit lobwürdigem Eifer« den Voll- 
zug des Patents vom 5. November 1768 sich angelegen sein Hessen. 
Das Edikt vom 24. Mär/. 1770 bedrohte auch mit Strafe alle die- 
jenigen Gemeinden, welche mit der Verteilung der hierzu be- 
stimmten Genieindeweiden bis Ende Juni desselben Jahres nicht 
vorgehen und auch in Zukunft über deren Verbesserung nicht 
feste Hand halten würden. Ausserdem wurden solche Gemeinden 
mit den Kosten der zur Revision bestimmten Kommission belegt. 
Mit Strafe bedroht wurden feiner die Vorsteher der Gemeinden, 
welche etwa gestatten sollten , dass die verteilten Weiden wieder 
in Gemeindeweiden verwandelt würden. 

Damit nun das ganze Verfahren der Verbesserung der Wei- 
den mehr Vorschub erhielt, wurde ferner verordnet, dass es jeder- 
mann freistehen solle, den zur Verbesserung zu bringenden Teil 
der Weiden einzufriedigen, ( einzuplanken«) oder auf andere Weise 
gegen den Wildschaden zu bewahren ; ferner Stauden , Holzwerk 
und Bäume aus den verteilten Weiden hinwegzuschaffen. Ferner 
sollte jedem Unterthan der auf ihn fallende Teil als ein von seinem 
Hause unzertrennliches und unverkäufliches Grundstück, gegen 
Entrichtung der Gebühr für die Eintragung in das Grundbuch zu- 
geschieden werden. In dem Grundbuch war der Vermerk zu 
machen, dass dieser Anteil von der Verteilung der gemeinen Weide 
herrühre. Das Patent fordert schliesslich die Obrigkeit auf, den 
Unterthanen zur Beseitigung der Hindernisse und zur Erreichung 
dieser auf das allgemeine Beste gerichtete Absicht alle gedeih- 
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liehe Hülfe zu leisten, sie gegen »Frevler und Widerspenstige« 
zu schützen und letztere zu bestrafen. 

Eine der ersten und wichtigsten Folgen dieses Patents war 
die Gründung der »Bürgerlichen Beurbarungsgesellschaft- zu Frei- 
burg im Jahre 1790. Die Stadt Freiburg besass damals über 1200 
Morgen Allmendgüter, die grösstenteils aus öden Gründen, teils 
aus magern und sumpfigen Flächen bestanden. Sie dienten, da 
sie für keine andere Benutzung sich eigneten, dem Viehbestande der 
Stadt und der benachbarten Gemeinden als Hutweidc. Die herr- 
schende Meinung war der Urbarmachung dieser öden Gründe 
nicht günstig, weil man eine Beschrankung des Weidganges für 
die Viehzucht nachteilig und andrerseits die Bodenverhaltnisse für 
eine bessere Kultur allzu ungünstig erachtete. Mit dem wachsen- 
den Bedürfnis änderte sich aber allmählich diese Anschauung, 
und das Verlangen, an das Werk der Urbarmachung Hand anzu- 
legen, gewann in der Bürgerschaft immer mehr Verbreitung. Schon 
früher war der Plan aufgetaucht , zur Durchführung der Urbar- 
machung in eine bürgerliche Genossenschaft zusammenzutreten ; 
durch das Patent der österreichischen Regierung und die in dem- 
selben gewährten Vergünstigungen wurden die Förderer dieses 
Gedankens wesentlich aufgemuntert. Ungeachtet dieser Verord- 
nung zeigte sich aber der damalige Stadtmagistrat wenig geneigt, 
die öde Fläche der Kultur zu übergeben , und die wiederholten 
Anträge auf Verteilung der Hutweide wurden vom Magistrat unter 
verschiedenen Vorwänden stets abgewiesen. Endlich nahmen sich 
die Zünfte, welche durch ihre 36 Zunftmeister den Biirgerausschuss 
repräsentierten, der Sache an. Sie schickten im Jahre 1786 «in 
aller Stille« zwei Abgeordnete nach Wien, um am kaiserlichen 
Hofe ihre Wünsche vorbringen zu lassen. Dadurch erreichten sie, 
dass »die Bürgerschaft Licht bekam über die dem Beurbarungs- 
wesen günstigen Gesinnungen des Kaiserlichen Hofes« und er- 
langten die Bewilligung, vorläufig 182 Jauchert Ackerfeld zur Selbst- 
nutzung unter die Zünfte verteilen zu dürfen. Gleichwohl hielt 
der Magistrat seine ablehnende Haltung bei, bis er durch eine 
kaiserliche Verfügung vom 6. Mai 1790 unter Bezugnahme auf das 
Patent vom 13. Juni 1769 nachdrücklich ermahnt wurde, die Aus- 
führung dieses Patents ernstlich zu betreiben. Diese Verfügung 
wirkte. Nach Vermessung und Ausstockung der Allmendflächen 
beschloss der Magistrat, die Angelegenheit den Organen der Ge- 
samtbürgerschaft zur Beratung zu unterbreiten. Das Ergebnis 
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dieser Beratung ist im wesentlichen folgendes. Zunächst wurde 
von der Gesamtmasse der Anteil der Gemeinde Wiehre ausge- 
schieden. Die noch übrigbleibenden Hutweiden, 556 Jauchen 
umfassend, sollten verteilt werden, und zwar zuerst die Acker- 
felder, dann die Wiesen. Die Teilung sollte nach den 12 Zünften 
durch das Los geschehen, und zwar im Verhältnis der zu jeder 
Zunft gehörigen Bürger und Bürgerwitwen. 

Nach diesen Grundsätzen konstituierte sich die aus sämtlichen 
12 Zünften und im ganzen aus 1133 Köpfen bestehende »Bürger- 
liche Beui bar ungsgesellschaft« Sie begann ihre Thätigkeit mit 
der Urbarmachung der ihr von der Gemeinde überwiesenen 556 
Jauchcrt, jedoch nach Ausscheidung der schon vorher unter die 
Zünfte zum Naturalgenuss durch das Los verteilten 182 Jauchen. 
Die Kultur der Aecker schritt rasch voran , jene der Wiesen er- 
forderte längere und schwierigere Vorarbeiten, vor allem Betriebs- 
kapital für die Bewässerung, zu dessen Deckung von jedem Burger 
ein Beitrag von 30 kr. geleistet wurde. Im Jahre 1834 fand eine 
weitere Verteilung statt, um die bis zum Jahre 1832 neu einge- 
tretenen Genossen den älteren im Genüsse gleichzustellen. Die 
Zahl dieser, im unmittelbaren Bürgernutzen stehenden Aecker er- 
höhte sich dadurch auf 266'/« Jauchert; diese Zahl durfte statu- 
tengemäss nicht überschritten werden , so lange auf dem Beur- 
barungsfonds Schulden hafteten. Diese sogen. »Zunftäckerc zer- 
fielen in 1549 Genussteile, woran im Jahre 1860 763 Zünftige und 
seit dem Jahre 1832 786 neuaufgenommene und in die erledigten 
Lose eingerückte Bürger, sog. Rentamtsburger Anteil hatten. Die 
Genussberechtigung der letzteren wurde durch Erlegung eines von 
der Staatsbehörde auf 9 fl. fixirten Einkaufsgeldes erworben. Im 
Jahre 1860 umfasste der zur Kultur erworbene Grundbesitz, ein- 
schliesslich der bis dahin aus den Nutzungen erworbenen Grund- 
stücke an Wiesen 3i4 1 / a , an Aecker 379 Jauchcrt, welche zusam- 
men einen Kapitalweit von 295357 fl. 10 kr. repräsentierten. 

Das schroffe Vorgehen der österreichischen Regierung bei 
den den Gemeinden aufgezwungenen Allmendverteilungen fand in 
den nicht österreichischen Teilen des heutigen Baden keinen An- 
klang. Allerdings wurden auch hier die Allmenden aufgeteilt, 
und zwar in der l'ebcr/.eugung, es gebe kein anderes Mittel, der 
Armut entgegenzuarbeiten, als die sorgfältigste Beförderung der 
Kultur, welche eben in der Verteilung der Allmenden gesehen 
wurde, und letztere bildete mit der Zeit den sehnlichsten Wunsch 
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der früher sich hartnäckig sträubenden und allen Neuerungen ab- 
holden Landwirte. Jedoch herrschte überwiegend die Ansicht 
vor, die Verteilung der Allmenden nicht gesetzlich zu befehlen, 
sondern nur wegen der vielen Vorteile nachdrücklich anzuem- 
pfehlen. Blieben die verteilten Allmcndstückc innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes unkultiviert , so konnten dieselben dem 
Nutzniesser von der Gemeinde wieder entzogen werden. Bei der 
Verteilung der Allmenden kam auch die örtliche Lage derselben 
in Betracht ; die entlegenen Triften auf dem Schwarzwald blieben 
vorwiegend als Weide bestehen ; ebenso die Allmcndflächen in 
der Rheingegend, wo es ganze Gründe gab, die wegen ihrer Lage 
alljährlich mehrmals Ueberschwemmungen des Rheines ausgesetzt 
waren und bei denen an eine Kultur nicht zu denken war. (Eg- 
genstein, Linkenheim und Hochstetten sind hierfür charakteristische 
Gemeinden). In der Mannheimer Gegend hatte der Neckar um 
die Mitte des 18. Jahrhunderts beträchtliche Wiesen- und Ackcr- 
allmenden »verschluckt« ; der Verlust wurde auf viele Tausende 
von Gulden geschätzt. 

Eine wichtige Frage bei der Verteilung war die, ob eine solche 
zu Eigentum oder nur zum Genuss stattfinden solle. Die Meinungen 
hierüber waren sehr geteilt ; die eigentümliche sowohl wie die nur 
nutzniessliche Verteilung fand ihre Verteidiger. Die ersteren machten 
sich die Beförderung des allgemeinen Nationalwohlstandes zum 
obersten Prinzip, der durch die eigentümliche Verteilung gewinne, 
da, wenn das Ganze gewinne , es notwendigerweise auch in den 
einzelnen Teilen besser werden müsse. Die Verteidiger der nur 
nutzniesslichen Verteilung gingen von der Ansicht aus, dass ein 
derartiges gemeinschaftliches Grundeigentum der Gemeinde, den 
einzelnen Mitgliedern und dem Staat zur Zeit der Not eine be- 
deutende Stütze werden könne. Da nun bei der Regierung häufig 
von Privaten Gesuche um eigentümliche Zuweisung von Allmen- 
den einliefen, entschloss diese sich zu einer Enquete. Unterm 
22. August 1772 wurde bei sämtlichen Gemeinden eine Umfrage 
veranstaltet, »ob es nicht ratsam sei zu verordnen, dass diejenigen 
Unterthanen, welche bei künftigen Allmcndverteilungen ihren An- 
teil als Eigentum besitzen möchten, solchen als Eigentum erhalten 
und eine 5 — 6jährige Schatzungsfreiheit gemessen , dagegen für 
sich und ihre Nachkommenschaft auf alle Teilnahme an den üb- 
rigen Allmenden verzichten sollten. < 

Die Gemeinden sprachen sich durchweg gegen eine gesetz- 

Volk*wirtsch»ftl. Abhandl. V. Bd. 3 [32 | 
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liehe Verordnung aus. Es würde ein Bürger, der seine Allmen- 
den als Eigentum erhalten habe , solche verkaufen können und 
dann ausser Landes ziehen, somit aber den Erlös aus diesen dem 
Gemeindevermögen entziehen und es der Gemeinde überlassen, 
seine bisherigen Fronden und Abgaben anderweitig zu verteilen. 
Würden ferner die ärmeren Nutzniesser in den eigentümlichen 
Besitz dieser Allmenden gelangen, dann aber in Konkurs geraten, 
so würden die Gläubiger auch dieses Gut, als zur Konkursmasse 
gehörend angreifen. Ucbcrhaupt bleibe der Bauer gern beim 
Alten und sei gewohnt, neuen Anordnungen gern zu widersprechen. 

Von dem Erlass einer allgemeinen gesetzlichen Verordnung 
wurde deshalb Abstand genommen und den Gemeinden überlassen, 
hierin nach Anhören der Interessenten nach freiem Ermessen zu 
handeln. Die Gemeinden widersetzten sich aber der eigentüm- 
lichen Verteilung und wiesen die Gesuche der Bürger meistens 
zurück, aus guten Gründen. Fast alle Gemeinden hatten nämlich 
während der Kriegsjahre gegen Ende des 18. Jahrhunderts erheb- 
liche Schulden machen müssen , und die Allmenden waren als 
Sicherheit den Gläubigern zum Pfand gegeben. Wenn nun diese 
Allmenden den einzelnen Bürgern als Eigentum zugeschoben werden 
sollten , so musste man jedenfalls einen Einspruch der Gläubiger 
erwarten; ebenso musste bei der eigentümlichen Verteilung der 
Allmenden der Kredit einer Gemeinde für die Zukunft erheblich 
an Geltung verlieren; denn >die Allmenden bilden den sichersten 
Fonds des Gemeindevermögens und der Kredit der Gemeinde 
bleibt, wenn sie ihre Liegenschaften behält, selbst in unglück- 
lichen Kriegsjahren oder in sonstigen Teucrungs- und Notzeiten*. 
Gleichwohl hatte man in ein/einen Gemeinden schon früher die 
Allmenden eigentümlich verteilt. Im Oberamt Gernsbach z. B. 
wurde jedem Bürger bei der Austeilung der Weidstücke sein An- 
teil als Eigentum gegeben , welches dazu noch in den ersten 3 
Jahren auflagefrei blieb, als Ansporn zu einer besseren Kultur. 
Im Jahre 1777 wurde diese Freiheit auf 6 Jahre ausgedehnt für 
alle Allmcndplät/.e , welche als Wiesen oder Aecker verarbeitet 
werden sollten. Die gleichen Verhaltnisse fanden sich in den 
Aemtern Mahlberg und Naumburg. 

Auf dem Prinzip der Verteilung zur Nutzniessung stand auch 
die Verordnung, welche am 24. Juli 1810 von dem Grossherzog 
Karl Friedrich über die Verteilung der Allmenden erlassen wurde. 
Eingangs dieser Verordnung wird darauf hingewiesen, dass noch 
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viele kulturfähige Allmenden ungeteilt und unbebaut nur als Weid- 
plätze benutzt würden. Das Haupthindernis für eine bessere Kultur 
erblicke man in dem Mangel einer allgemeinen Verteilungsord- 
nung. Diesem Mangel will die Verordnung abhelfen ; die wich- 
tigsten Bestimmungen derselben sind folgende. Vor allem wird 
nirgendwo die Teilung selbst gesetzlich vorgeschrieben; die Ge- 
meinden werden jedoch angewiesen, die Teilung und Urbarmachung 
nachdrücklich zu begünstigen. Nur dort, wo bei entschiedener 
Nützlichkeit nur offenbarer Eigensinn und Vorurteil sich gegen 
die Teilung stemmte, konnte diese >aus obervormundschaftlicher 
Gewalt< vom Ministerium des Innern und dessen General-Direk- 
torium befohlen werden. Wenn nun der Wunsch nach Teilung 
innerhalb einer Gemeinde laut wurde, so musste vorher genau 
untersucht werden, von welcher Art die Allmenden waren und 
ob die Teilung möglich und rätlich war; insbesondere war fest- 
zustellen, wie viel Allmende die Gemeinde als wirkliches Eigen- 
tum besass, ob andern Gemeinden oder Personen ein Miteigen- 
tumsrecht daran zustand, ob ein Dienstbarkeitsrecht darauf haftete, 
und endlich , ob und welche Teile der Allmenden mit besserem 
Nutzen teilbar und welche nicht teilbar waren. Wenn nach diesen 
Gesichtspunkten die Möglichkeit und Fähigkeit der Teilung unter- 
sucht und anerkannt war , erst dann wurde über die Frage , ob 
geteilt werden solle, entschieden , und die Minorität musste sich 
die Teilung gefallen lassen. 

Die Teilung geschah unter alle Ortsbürger nach Köpfen. 
Hiervon wurde aber eine Ausnahme gemacht , wenn durch Ver- 
träge, rechtskräftige Urteile, zum Vollzug gekommene Bescheide 
der Verwaltungsbehörden ein anderer Massstab der Verteilung 
festgesetzt war, oder wenn das Nutzungsrecht auf dem Besitz be- 
sonderer Gegenstände, z. B. auf bestimmten Ilausern ruhte. Die 
Anteile wurden, wie schon erwähnt, nicht zu Eigentum, sondern 
nur zum Genuss, und zwar auf Lebenszeit gegeben. Die Nutz- 
berechtigung ging nicht auf die Erben, wohl aber auf die Witwe 
des Bürgers über. Von dem Genussanteil der Witwe fiel jedoch 
die Hälfte zurück , wenn sie die Gemeinde- und Fronddienste 
nicht mehr entrichtete. Für den Genuss wurde eine massige 
jährliche Auflage entrichtet, die nach dem Bedürfnisse der Ge- 
meinde bis zu einer dem Werte des Genusses angemessenen Summe 
erhöht werden konnte. Allmenden, deren Urbarmachung mit be- 
sonderen Kosten verknüpft war, blieben während der ersten Jahre 
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von der Auflage frei. Die bereits urbar gemachten und aufge- 
teilten Allmendgüter, welche bisher nur auf kurze Zeit, 5, 6 oder 
mehrere Jahre, in einigen Gemeinden an die Bürgerschaft verteilt 
waren, mussten bei der nächsten Verlosung nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung nach obigen Grundsätzen ebenfalls als lebens- 
längliche Nutzung abgegeben werden. 

Zwecks geordneter Durchführung dieses Erlasses wurden von 
den Bezirksämtern noch besondere Verordnungen für die Gemein- 
den aufgestellt. Kleinere Allmenden, deren Verteilung unter alle 
Bürger wegen zu grosser Zerstückelung nicht gut möglich war, 
wurden öffentlich verpachtet. In jenen Gemeinden, in denen bis- 
her eine Auflage für die Nutzberechtigung bezahlt wurde , blieb 
diese Einrichtung fortbestehen; jedoch wurde, wenn die Allmen- 
den nach dem Steuerfuss verteilt wurden (wie es in einigen wenigen 
Gemeinden anfänglich noch üblich war), diese Auflage im Ver- 
hältnis der zugeteilten Allmendstücke gesteigert. Den Gemeinden 
wurde empfohlen, auf die erhaltenen Anteile fruchttragende Bäume, 
zu setzen, und daher bei der Wahl der zu verteilenden Allmenden 
sowohl auf die Güte des Bodens als auf dessen Tauglichkeit zur 
Baumzucht zu sehen. Jeder Bürger sollte daher, sobald ihm ein 
Allmendstück zugeschieden , wenigstens 3 Bäume auf dasselbe 
setzen '). Fiel das Allmendstück nach dem Tode der Witwe an 
die Gemeinde zurück , so musste letztere der Familie der Witwe 
den Ankaufspreis der auf das Allmendstück gesetzten Bäume er- 
setzen. Das ledig gewordene Stück wurde alsdann, falls sich noch 
kein junger Bürger für dasselbe gemeldet hatte, an den Meist- 
bietenden verpachtet. 

In vielen Gemeinden stiess die Teilung auf erhebliche Schwie- 
rigkeiten, welche vorwiegend, wie in der Verordnung richtig ver- 
mutet wird, in dem Eigensinn und in dem Vorurteil der Betei- 
ligten ihren Grund hatten. War dann nach langem Hinundher- 
streiten die Teilung endlich beschlossen, so entstand gleich wieder 
ein Streit über den Verteilungsmassstab. Die reicheren Bürger 

1) In «ki Gemeinde S c h ö n a u bestund die Einrichtung, dass diejenigen Schüler, 
welche sich in der Erlernung der Haumzucht besonders ausgezeichnet hatten, mit einem 
veredelten Baume aus der allgemeinen Kaumschule jährlich beschenkt wurden. I m 
diese Bäume anzupflanzen gab die Gemeinde ein hiezu taugliches Stück der Allmen- 
den her. welches nur zu diesem Zweck benutzt werden durfte. Der Schüler hatte an 
seinem Baume lebenslängliche Nutzung ; starb derselbe, so fiel der Baum der Ge- 
meinde anheitn. 
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verlangten eine Verteilung nach dem Steuerfuss, die weniger be- 
güterten und ärmeren Klassen dagegen nach Köpfen. Um eine 
Einigung zu erzielen, machte man mit besonderer Genehmigung 
der Regierung in einigen Gemeinden den Versuch, die Allmend- 
felder zur Hälfte nach Köpfen, zur andern Hälfte nach dem Steuer- 
fuss aufzuteilen , was hier und da auch gelang und einstweilen 
auch beibehalten wurde. 

Es erübrigt uns nun noch zu berichten, wie die Verteilung 
und Verlosung der Allmendstücke praktisch vor sich ging. Hier- 
für möge ein urkundlicher Verteilungsbericht aus einer Gemeinde 
des jetzigen Amtsbezirks Euenheim dienen l ). Die hierin erwähnte 
Verteilungsart spricht für die Vermutung, dass in Gemeinden, wo 
die Verteilung nach Köpfen geschah, diese Art allgemein üblich 
war. Der Bericht lautet: - Allererstlich wurde der Platz von Schult- 
heiss und Gericht ausgesteckt, so gross man denselben wollte ur- 
bar machen, alsdann durch einen Geometer vermessen, in soviele 
Teile, als wirkliche Bürger und Wittweiber sich in der Gemeinde 
nach der Anzahl befinden, nach der Vermessung alle Stücke mit 
Pfählen ausgepfählt; sodann ist Schultheiss und Gericht auf den 
Platz (gekommen) ; weil gemeiniglich der Platz nicht einerlei Boden, 
sondern teils hiervon schlecht , als hatte man zwei Klassen ge- 
macht in Anschlag und jedesmal die Stockfelder vor ein Eigen- 
tum an die Bürger verlost, und gemeldet, dass 2 Anschlag auf 
solchen Platz in der Losung auf den guten Platz sein Los erhielte, 
musste der Gemeinde mehrers bezahlen , auf den andern Platz 
zahlte derselbe destoweniger ; jeder musste den Anschlag in 2 
Jahren der Gemeinde bezahlen, welche (Anteile) auch sogleich in 
Steuerfuss genommen worden ; vor der Verlosung ist dem Schult- 
heiss und Gericht jedesmal vom Oberamt aus erlaubt worden, 
dass sie ihre Stücke auf sogenanntem Platz vor sich auswählen, 
wo sie wollten, jedoch beisammen an einem Platz; alsdann ist 
die Verlosung vorgenommen, und es hatte das erste Mal Hofrat 
Mohr und Amtmann in Euenheim das obere Stock feld verlost, 
welches sein Söhnlein die Loszettel gezogen hatte ; das zweite, 
das sogenannte Birkenfeld ist nur dem Schultheiss M. aus die 
Verlosung überlassen worden, welche Losung mit Zuziehung des 
Gerichts geschehn und durch einen zwölfjährigen Knaben die Lose 
gezogen worden, und auf dem Platz , welcher ein Los erhalten, 



l) Der Name der Gemeinde und die Zeit der Verteilung ist nicht angegeben. 
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dasselbe sogleich die Numero von dem Stück in das Protokoll 
eingetragen.« 

Wenn Allmenden, die geteilt werden sollten, sich im Eigen- 
tum mehrerer Gemeinden befanden, so mussten diese zunächst 
unter diese Gemeinden geteilt werden, bevor man zur Verteilung 
unter die Einzelnen schreiten konnte. Ruhte auf den Allmenden 
ein Servitut, so war zunächst festzustellen, ob bei der in Vorschlag 
gebrachten Kulturart der Allmenden das Servitut noch fortbestehen 
konnte. War dies nicht der Fall , so musste entweder ein Teil 
der dienstbaren Grundstücke an den Dienstherrn als Eigentum 
überlassen werden, oder es konnte das Servitut durch Zahlung 
einer Geldsumme abgelöst werden. In beiden Fällen war die 
Einwilligung der Interessenten erforderlich. 

Nachdem nun so durch die Regierung eine einheitliche Norm 
für die Allmendverteilungen geschaffen war, ging man alsbald 
überall dort, wo die Verhältnisse den in der Verordnung festge- 
legten Bedingungen entsprachen , energisch ans Werk. Leider 
finden wir kein statistisches Material über die Ausdehnung der 
Allmendverteilungen in jener Zeit. Doch lassen uns die Berichte 
aus den Gemeinden , in denen die Allmenden verteilt wurden, 
einen Einblick thun in die Neugestaltung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse, welche die Verteilung im Gefolge hatte. Es ist daraus 
zu ersehen, dass die Befürchtungen, welche man gegen die Ver- 
teilungen geltend gemacht hatte, nicht ganz unrichtig waren. Je- 
doch überwiegen die Vorteile die Nachteile ganz bedeutend. Da 
diese Verhältnisse aber schon mehr der Neuzeit angehören, werden 
wir später in einem andern Zusammenhange eingehender darauf 
zurückkommen. 

Obwohl die Verordnung vom 24. Juni 18 10 den Gemeinden 
die Verteilung der Allmenden nur zum Genuss gestatte, kam es 
dennoch hier und da vor, dass Allmenden auch zu freiem, ver- 
fugbarem Eigentum abgegeben wurden. Die Regierung sah sich 
deshalb veranlasst , in einer Verordnung vom 16. Februar 1829 
die Gemeinden auf die Befolgung der Verordnung vom Jahre 18 10 
nachdrücklich hinzuweisen. »Sollte es jedoch in einer Gemeinde 
rätlich werden, einen Teil der Allmenden den Bürgern als Eigen- 
tum hinzugeben , so ist darüber die diesseitige Resolution einzu- 
holen. c Eine solche Genehmigung wurde aber nur in höchst 
seltenen Fallen erteilt, - weil« wie es in einem Antwortschreiben 
der Regierung heisst, »darauf Rücksicht genommen werden muss, 
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dass die Gemeinde als solche, d. h. als immer dauernde Staats- 
anstalt gegen vorübergehende Berechtigung der gegenwärtigen 
Bewohner vor Nachteil bewahrt werde.« 

4. Die Besteuerung der Allmenden. 

Verschiedene Gemeinden des ehemaligen Oberamtes Karlsruhe — 
Teutschneureuth, Eggenstein, Knielingen, Lückenheim, Hochstein, 
Liedolsheim, Russheim und Graben — machten unterm 19. März 
1716 Vorstellungen bei der Regierung gegen die neuerdings an- 
geordnete Steuerveranlagung ihrer seit einiger Zeit umgebrochenen 
und zum Genuss unter die Bürger verteilten Allmenden, wobei 
sie anführten, jede der genannten Gemeinden zahle jährlich 12 fl. 
Schätzung von den Allmenden überhaupt ; ferner seien die Kom- 
munalkassen erschöpft und brauchten ihre noch übrigen Einkünfte 
zu ihren eigenen Ausgaben, besonders zur Deckung ihrer grossen 
Rheinbaukosten sehr notwendig; sie würden, falls es bei der neuen 
Veranlagung bleibe, zur Bestreitung ihrer Gemeindebedürfnisse er- 
höhte Auflagen auf die Bürger machen müssen. 

Nun waren aber schon seit Beginn des 18. Jahrhunderts viele 
Allmenden zur Schätzung herangezogen worden und die von Zeit 
zu Zeit durch Rodung neu geschaffenen bezw. verbesserten All- 
menden wurden ebenfalls ohne Widerspruch der Gemeinden mit 
Steuern belegt. Die vorhin erwähnten Gemeinden beriefen sich 
nun auf ein Dekret vom 19. Mai 1701, aus dem hervorgehe, dass 
die Allmenden immer schatz-ungsfrei gewesen seien. Dies Dekret 
war aber auf den vorliegenden Fall wohl nicht anwendbar, denn 
es betraf nur die Dorfallmendcn, d. h. nur diejenigen Allmenden, 
welche von der Gemeinde von alters her »in corpore« benutzt 
wurden, nicht aber die durch Rodung unter die Einzelnen zur 
Sondernutzung verteilten Allmenden. Auch lässt sich aus einer 
Urkunde aus dem Jahre 1680 mit Bestimmtheit nachweisen, dass 
die Allmenden, welche verteilt waren , zur Besteuerung herange- 
zogen wurden. 

Durch die Petition der genannten Gemeinden veranlasst, ver- 
anstaltete die Regierung eine Untersuchung in allen Gemeinden. 
Die Berichte stimmten darin alle überein , dass die Gemeinden 
für ihre Allmenden niemals Steuer bezahlt hatten , dass sie die 
Einkünfte daraus zu ihren Gemeindeausgaben brauchten und 
meistens noch auf die wenigen unter die Burger verteilten Stücke 
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zu diesem Behufe eine Abgabe legen müssten. Da alle derglei- 
chen Berichte jedoch auf das blosse Vorgeben der Gemeindevor- 
gesetzten beruhten und deshalb einseitig und von nicht allzu 
grossem Werte waren, bcschloss die Regierung, die Sache gründ- 
lich zu untersuchen, und beauftragte daher das Archiv zu Basel, 
in dem Archiv genau nachzusehen und zu berichten, ob der 
Städte, Flecken und Dorfschaften gemeine Allmendgüter schatz- 
bar und davon ehemals einige Schätzung gegeben ; auch wie sol- 
ches Gefäll bei diesen gemeinen Gutern wieder aufgehoben wor- 
den oder ob es mit Recht neuerdings wieder in Gang gebracht 
werden könne.c 

Das Archiv zu Basel berichtete darauf am 21. April 1728, 
-dass im Kriege ein grosser Teil der wichtigsten Akten verloren 
gegangen sei, sodass das im Archiv noch vorhandene Material 
nur in Fragmenten bestehe ; doch Hesse sich aus diesen Resten 
deutlich erkennen , dass früher die Allmenden nicht minder als 
andere Guter mit der gewöhnlichen Schätzung belegt gewesen 
seien, wie auch ein darüber gefertigter Auszug, welcher sich vor 
gefunden, beweise. Es seien darin nicht nur die Ortschaften nach 
dem Mass ihrer Allmendgütcr enthalten, sondern es sei auch klar 
zu beweisen, dass sie vormals mit zur Schatzungsanlage aufge- 
zeichnet wurden, so z. B. in Stassfurt 1668 und in Graben 1684. 
Wann aber diese Schätzung zum ersten Male aufgehört habe, 
lasse sich bei der Unvollständigkeit der Akten nicht finden. 
In den Rechnungen vom Jahre 1696 stehe indessen statt des 
Schatzungsansatzes die Note, dass wegen der fortwährenden 
Kriegsunruhen an dieses Gefall nicht zu denken gewesen sei, 
woraus man auch folgere , dass diese Unruhen auch die Un- 
ordnung in der Verschatzung der Allmenden veranlasst hätten. 
In den Jahren 1706 und 1707 habe man diese Schätzung 
wieder in Gang bringen wollen. Von den Aemtern Durlach 
und Pforzheim seien aber unter Anfuhrung allerlei Ursachen 
heftige Beschwerden dagegen entstanden , worauf endlich der 
aufgestellten fürstlichen Deputation durch ein Memoriale vom 
31. März 1707 wissend gemacht worden sei, dass die Allmenden 
vorläufig noch von der Schätzung freigelassen werden sollten; 
woraus dann erhelle, dass dieses Schatzungsgefäll von den Allmen- 
den mit Recht wieder in Gang gebracht werden könne, es sei 
denn, dass die interessierte Gemeinde eine besondere Exemtion 
zur rechtlichen Genüge vorzubringen wüsste.« 
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Soweit der Bericht des Baseler Archivs. Was für ein Ge- 
brauch hiervon gemacht ist, hat sich nicht feststellen lassen; es 
zeigt sich vielmehr ein Stillstand der Sache bis zum Jahre 1732, 
als die fürstliche Rentkammer aus Anlass der Steuerrevision in 
den Aemtern Durlach und Stein unterm 24. März 1732 beim fürst- 
lichen Hofratskollegium wegen der Besteuerung der Allmenden 
im ganzen Lande anfragte. Die Antwort der Regierung lautete 
. . . . auch ist an Orten, wo die Allmenden den singulis pro rata 
zum Genuss ausgeteilt worden, sothaner Genuss einem jeden nach 
Proportion zur Gewerbeschazung zu zahlen.« Eben wegen dieser 
Anfrage scheint es, dass man bis dahin von dem erwähnten Ar- 
chivbericht noch nichts gewusst und an dem Recht, die Allmen- 
den direkt zu besteuern, gezweifelt hat. 

Die wiederholten Klagen der Gemeinden über die allzu hohe 
Schatzungsanlage ihrer Allmenden veranlasste endlich das fürst- 
liche Geheime Rats-Kollegium, die Sache in eine nähere Unter- 
suchung zu nehmen ; es wurden nochmals eingehende Erhebungen 
in den Gemeinden vorgenommen , sowie auch Gutachten von 
Sachverständigen eingeholt. Hierauf erfolgte unterm 25. Februar 
1751 eine Verfügung Karl Friedrichs : »Wir befinden, dass vorder- 
weiss an allen Orten, wo es etwa noch nicht wäre die Allmenden 
in Schazung zu ziehen sind.c Diese bestimmte also, dass jene 
Allmenden, welche den Bürgern als Eigentum auf immer, folglich 
als erblich abgetreten seien, mit allem Recht die Steuer bezahlen 
mussten. Wo dies noch nicht geschehen , musste es sofort ein- 
geführt werden. »Die Allmenden jedoch, welche von der Ge- 
meinde in corpore oder von den Einwohnern individualiter durch 
jährliche Austeilung benutzt und genossen wurden, sollten von 
aller Schätzung frei bleiben.« Der Inhalt dieser Verfügung ist 
aber niemals zur Publikation gelangt. 

Aus der Durlacher Einnehmereirechnung vom Jahre 1697 er- 
hellt, dass die Stadt Durlach wie auch die Oberamts-Gemeindcn 
eine Steuer in verschiedener Höhe von ihren Allmenden entrichtet 
haben. Ebenso werden uns von den Aemtern Stein und Langen- 
steinbach, Mühlburg, Graben, Badenweiler u. a. dergl. Auszüge 
von Allmendschatzungen aus den Jahren 1675, 1679, 1684, 1686 
und 1690 mitgeteilt, wodurch klar nachgewiesen wird, dass die 
Allmenden in jenen Aemtern und Ortschaften wirklich schon im 
17. Jahrhundert in Schätzung gezogen worden sind. Von allen 
Aemtern können zwar solche Beweise nicht erbracht werden, weil 
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die Rechnungen im 30jährigen Kriege wahrscheinlich verbrannt, oder 
auch vielleicht von den Gemeinden selbst absichtlich vernichtet 
worden sind ; was aber von den meisten Gemeinden bewiesen, das 
wird auch für die übrigen gelten können , zumal eine rechtlich 
begründete Ausnahme sich nicht denken lässt. Seit Beginn des 
18. Jahrhunderts und den wieder eingetretenen ruhigen Zeiten 
war die Regierung immer darauf bedacht, diese Ansprüche wieder 
in den richtigen Gang zu bringen ; sie hat diese auch hier und da 
verwirklicht , soweit die aus dem allgemeinen Ruin geretteten 
Fragmente von Beweisen dazu hinreichten. Auch sahen einige 
Gemeinden die Billigkeit ein, von ihren Allmenden die Schätzung 
zu entrichten, woraus dann der Schluss gezogen wurde, dass die 
Herrschaft bei diesen in Bezug der Schätzung wirklich stehe und 
deshalb solche auch forthin beziehen könne. 

Für die pfälzischen Lande wurde 1773 eine einheitliche und 
durchgreifende Reform der Besteuerung der Allmenden in Angriff 
genommen. Bei dieser Reform unterschied man dreierlei Allmen- 
den : Erstens solche, welche von der Gemeinde in corpore genutzt 
wurden ; diese blieben schatzungsfrei. Ferner solche, welche unter 
die Gemeindebürger ausgeteilt und unentgeltlich genossen wurden; 
diese wurden ganz zur Schätzung herangezogen; endlich jene All- 
menden, welche zwar auch unter die Einzelnen verteilt, für deren 
Genuss jedoch eine jährliche Rckognition an die Gemeindekasse 
abgegeben wurde; diese mussten wenigstens mit der halben 
Schätzung belegt werden. Damit dieser Erlass bald möglichst 
vollstreckt wurde, wurde ferner verordnet, in jedem Oberamt den 
»Jurisdiktions-Bedienten < sofort zum Kommissarius zu ernennen, 
welcher mit dem dortigen >Kamcral-Bedientcn« die Gattung der All- 
menden unterscheiden, dann die Qualität des zu versteuernden 
Grund und Bodens prüfen und dann hiernach eine Besteuerungs- 
Klassifikation für die Allmenden aufstellen sollte. 

Wir sind es gewöhnt, dass bei allen obrigkeitlichen Verord- 
nungen, die in den bisherigen Rechtszustand des Allmendwesens 
eingriffen , sofort von den Interessenten die heftigste Opposition 
den durchweg wohlmeinenden Reformen der Regierung entgegen- 
gestellt wurde. So auch jetzt. Kaum war die Verordnung zur 
Publikation gelangt, als die Regierung mit Petitionen um Wieder- 
aufhebung der Besteuerung überschüttet wurde. Allen voran 
ging Mannheim. Wir wollen die Beschwerdeschrift der Mann- 
heimer Bürger vom 17. Januar 1774 hier wenigstens in ihren 
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Hauptpunkten anführen, da letztere sich durchweg mit den Peti- 
tionen der anderen Gemeinden decken. Es heisst darin u. a. : 
»Diese neue Schatzungsanlage ist nicht nur an sich gegen alle 
Billigkeit, sondern auch dero höchst eigenem Interesse äusserst 
schädlich und nachteilig. Es ist ganz gewiss, dass in denjenigen 
Ortschaften, wo starker Allmendbesitz vorhanden ist, die übrigen 
Feldgüter der Bürgerschaft bereits mit einem höheren Schatzungs- 
kapital in Rücksicht auf den Allmendgenuss belegt sind ; so ist 
z. B. das Schatzungskapital eines Ackers guter Lage (Bonität) 
mit 40 fl. angesetzt, wohingegen in jenem Dorf, wo keine All- 
menden sind, solches nur zu 30 fl. angesetzt ist, obwohl beide 
Aecker in der Güte einander gleich sind. So ist also indirekt 
bereits eine Schätzung auf die Allmenden gemacht. Zudem sind 
die Allmenden meistenteils mit herrschaftlicher Beeth und an- 
sehnlicher Strohlieferung belastet, nicht minder besitzen viele Ge- 
meinden ihre Allmenden titulo oneroso und müssen davon jähr- 
lich eine ständige Pacht zahlen. Es würde also sehr unbillig 
sein, diese auf alle Art bereits beschwerten Güter abermals neuer- 
dings zu belasten. Ferner ist diese neue Auflage dem Kamerai- 
Nutzen ausserordentlich schädlich , und sie wird eine Minderung 
der Kameral-Gefälle auf der andern Seite so stark veranlassen, 
dass sie die neu einkommenden Schatzungsgefälle wohl um das 
zehnfache übertreffen wird. Denn es ist unbestritten, dass der 
dermalige Zehnt von diesen umgerotteten Allmenden 2ofach mehr 
einträgt als eine Schätzung. Ebenso unbestritten ist es, dass in 6 
Jahren die Sättigkeit des Erdbodens vorgeht, mithin die Crescen- 
cien nicht mehr das Drittel ausmachen würden. Es wird daher 
der Bauersmann in Betracht der aufgelegten Schätzung keinen 
Dung mehr darauf verwenden , sondern solchen lieber auf seine 
eigentümlichen Aecker führen und die Allmenden öde liegen las- 
sen. Hierdurch würde aber der so ansehnliche Zehnt der kur- 
fürstlichen Hofkammer fast ganz entgehen ; es würde eine ausser- 
ordentliche Abnahme der Natural-Crescencien eintreten und hier- 
durch die so nützliche und in der Pfalz noch so vielen Mängeln 
ausgesetzte Viehzucht einen empfindlichen Schaden erleiden. Auch 
der Kornbau würde wegen Platzmangel nachlassen und bei ver- 
minderter Viehzahl auch der übrige Feldbau wegen Dungmangel 
weniger intensiv betrieben werden können. Fernerhin seien 
manche Allmenden sumpfig oder sonst schlechter Beschaffenheit, 
welche mittels kostspieliger Gräben u. s. w. einer starken Verbes- 
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serung bedürften. Hierfür sei aber der Hauersmann , wenn er 
auch noch einer besonderen Besteuerung unterworfen werden solle, 
nicht zu haben. Dazu komme endlich noch , dass viele Allmen- 
den zur Tilgung der Schulden bereits gegen einen Vorschuss auf 
so viele Jahre für schatzungsfrei versteigert worden seien ; es 
müsste also bei Einführung der Steuer diese von der Gemeinde- 
kassc entrichtet werden, worin man eine grosse Schwächung die- 
ser Kasse erblicke. Wollte man nun wirklich ohne Beachtung 
dieser Gründe die Steuer einführen, so werde der hierdurch ent- 
stehende Schaden für die kurfürstliche Hofkammer sowohl wie 
für die Gemeinden ein beträchtlicher sein, und die durch die Be- 
steuerung erhoffte Mehreinnahme würde diesen Schaden nicht im 
entferntesten decken können. Die Besteuerung der Allmenden 
unterdrücke gänzlich den Nahrungsstand und die Industrie der 
Unterthanen; wenn der Bauer alles pro fisco hergeben solle und 
nichts für sich behalten dürfe, ihm die Flächen gleichsam abge- 
schnitten würden, so würde offenbar die unentbehrliche Viehzucht 
geschwächt, das Land verarme, und die geringen Vorteile auf 
der einen Seite würden den unermesslichen Schaden auf der an- 
dern Seite nicht ausgleichen können. Nur mit Mühe sei es ge- 
lungen, die Bürger zu einer besseren Kultur ihrer Allmenden zu 
bewegen. Würde nun auf letztere eine Schätzung gelegt, so sei 
mit grosser Sicherheit zu erwarten, dass die Burger sich wieder 
von dem Genuss lossagen würden ; alles fiele wieder in den frühe- 
ren Stand zurück, und durch das Oedeliegenlassen der jetzt kul- 
tivierten Allmenden werde dem wirtschaftlichen Leben der Ge- 
meinden ein grosser Schaden erwachsen.« 

Jedoch , trotz diesen eindringlichen Vorstellungen der durch 
die Besteuerung getroffenen Gemeinden blieb die Verfügung be- 
stehen. Um dieselbe ohne Verzug zur Ausführung zu bringen, 
erliess der kurfürstliche Geheimerat eine Instruktion, »wornach die 
Alimenten deren Churpfälzischen Stätten, Flecken und Dörfern 
in die Schätzung zu legen seyen.« Hiernach mussten die Vor- 
steher der Aemter und Hauptstädte von ihren Gemeinden ein 
genaues Verzeichnis der daselbst vorhandenen Allmenden, deren 
Grösse, Qualität und Lage einfordern, nachdem die Aemter die 
Ortsvorstehcr vorgeladen und denselben mündlich die nötigen 
Instruktionen nebst Verwarnung gegen wissentlich gemachte un- 
richtige Angaben gegeben hatten. Nach Feststellung der Grösse 
der Allmendfläche hatte das Oberamt in jenen Ortschaften , wo 
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nicht in den letzten Jahren die Allmenden klassifiziert waren, eine 
neue Klassifikation vornehmen zu lassen. Hierzu war eine Komis- 
sion zu wählen, bestehend aus »4 des Feldbaues wohlkundigen 
Männern und dem Geschäft gewachsenen Personen« und zwar 2 
aus der nächsten Nachbarschaft und 2 aus dem Orte selbst 
Diese wurden vereidigt. Die Klassifikation der Grundstücke ge- 
schah an Ort und Stelle in Anwesenheit des Gerichtsschreibers. 
Es sollte nicht aus der Beschaffenheit eines einzigen Anteiles so- 
fort auf die Bonität der ganzen Allmendfläche geschlossen wer- 
den, sondern erst aus einer grösseren Anzahl von Morgen der 
Gesamtfläche. Die einzelnen Bonitätsklassen bezeichnete man mit : 
gut, mittel, schlecht, doppeltschlecht. Wenn einer der Komis- 
sions- Mitglieder auf pflichtvergessener Parteilichkeit betroffen 
wurde, so sollte es sich »der schärfsten Ahndung an Geld, Ehr und 
Leib< schuldig machen. Die Kosten des Verfahrens übernahm in 
diesem besonderen Falle« der Kurfürst zur Hälfte , die andere 
Hälfte bestritten die Gemeinden. 

Welche Folgen die Besteuerung auf das Allmendwesen aus- 
geübt hat, Hess sich nicht ermitteln. Nur hier und da finden wir 
einzelne Gemeinden, die sich über die allzu hohe Schat/.ungsanlage 
ihrer Allmenden beklagen. Die Steuerveranlagung selbst scheint 
aber sehr langsam vorangeschritten zu sein, denn am 20. Februar 
1808, 35 Jahre nach dem Erlass, fordert die Regierung von den 
3 Provinzen des Oberrheines , Mittelrheines und Unterrheines 
Nachricht darüber, wie weit man mit der Steueranlegung der 
bisher steuerfrei gewesenen Allmendgüter gekommen sei. Tantae 
molis erat! 



1) Auch nach einer alten Schatzungsordnung von 16S3 bestand die Schatzungs- 
kommission oder Ctassatores aus Inmärkcrn und benachbarten Gemeindeanjiiehörigen. 
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Zweites Kapitel. 

Die gesetzliche Regelung des badischen Allmend- 
wesens durch die badische Gemeindeordnung vom 
31. Januar 1831 und deren Novellen. 

Nach der Erhebung Badens zum Grossherzogtum war die Regie- 
rung von Anfang an unaufhörlich darauf bedacht, vor allem die un- 
geordneten Rechtsverhältnisse in den Gemeinden in geordnete Bah- 
nen zu lenken. 1819 wurde dem Landtag von der Regierung der 
Entwurf einer >Gemeindevcrfassung« vorgelegt; das Gesetz kam 
nicht zu Stande. Die Regierung wiederholte ihre Versuche in 
den Jahren 1820, 1822 und 1828; doch alle scheiterten, und zwar 
vorzugsweise an den widerstreitenden Interessen der Gemeinde- 
bürger und der Schutzburger, der Ausmarker und der Ortsein- 
wohner über den Beizug zu den Gemeindeumlagen und Fronden. 
Als ein bleibendes Verdienst der Regierung und des Landtages 
von 1831 bezeichnet und rühmt das badische Volk das auf frei- 
sinniger Grundlage beruhende 'Gesetz über die Verfassung und 
Verwaltung der Gemeinden« , die »Gemcindeordnung« von 1831. 
Dieses Gesetz beruht auf dem Grundsatz der Bürgergemeinde, 
nicht der Einwohnergemeinde; es legte die Verwaltung der Ge- 
meinde in die 1 lande der Gemeindeburger und hat damit zugleich 
dem Fortschritt auf allen Wegen des politischen und wirtschaft- 
lichen Lebens die Bahn geebnet. Die Grundlagen dieser Gemeinde- 
ordnung sind noch heute in Geltung. Für uns ist diese Gemeinde- 
ordnung von besonderer Bedeutung deshalb, weil die Regierung 
hierdurch das ganze Allmendwesen in den Bereich ihrer gesetz- 
geberischen Thäligkcit zog. Die noch heute geltenden Bestim- 
mungen über das Allmendwesen beruhen auf den sjij 104 — 134 
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der Gemeindeordnung von 1831 , welche Bestimmungen durch 
spätere Verordnungen nur unwesentlich modifiziert sind. Dieser 
endgiltigen gesetzlichen Regelung waren aber schon Einzelbestim- 
mungen auf dem Wege der Verordnung vorausgegangen. Durch 
die Gesetze vom 1. Februar 1809 und vom 24. Juli 1810 wurde 
die Gleichberechtigung aller Gemeindebürger zum Bürgergcnuss 
als Regel ausgesprochen; im Gesetz von 1809 wurde nur hinsicht- 
lich der in bestimmte Anteile geschiedenen Allmendgcnüsse der 
Zustand, wie er am 1. Januar 1809 war, als Richtschnur bis zu 
ordnungsmässig erfolgender Aendcrung erklärt, während die Teil- 
nahme am ungeteilten Bürgergenuss alsbald für alle Bürger ein- 
treten sollte. Gleichwohl blieben in den einzelnen Gemeinden 
hinsichtlich des geteilten und ungeteilten Bürgernutzens die so 
mannigfaltigen Verhältnisse bestehen; ja, es wurden solche auch 
fortan noch häufig mehr oder weniger abweichend von diesem 
Grundsatz der Gleichberechtigung neu geregelt und geordnet, so- 
dass beim Krlass der Gemeindeordnung die grösste Verschieden- 
heit der Allmendverhältnisse in den einzelnen Gemeinden in un- 
angefochtener Uebung vorhanden waren, wie wir das im ersten 
Teile ausführlicher dargelegt haben. 

Als Normaltag setzte die Gemeindeordnung den 1. Januar 
1831 fest. Es sollten diejenigen Bestimmungen, welche am 1. Ja- 
nuar 1831 in den einzelnen Gemeinden in Geltung waren, auch 
fernerhin als Richtschnur dienen. Diese Bestimmungen beruhten 
nun grösstenteils, wie wir gesehen, auf dem alten Herkommen, 
teilweise auch auf obrigkeitlichen Erlassen. Der dieser Bestim- 
mung des Normaltages zugrunde liegende Gedanke geht dahin, 
bezüglich der ganzen Allmendverhältnisse keine neuen , für alle 
Gemeinden gleichmässig geltende Bestimmungen zu treffen , son- 
dern jede Gemeinde hinsichtlich dieses Genusses in ihren eigen- 
artigen Verhältnissen zu belassen und ihr ebenso auch für die 
Zukunft die Gestaltung derselben anheim zu geben, wobei nur 
dafür zu sorgen war, dass einerseits die Rechte der bereits im 
Genüsse befindlichen Einzelnen , andrerseits die Interessen der 
Gemeinde und ihrer zukünftigen Burger nicht verletzt würden. 
Man hat daher die Normen, die man als dem Prinzip der Gerech- 
tigkeit entsprechend ansah, nur für künftige Verteilungen gemein- 
schaftlich benutzter Allmendgütcr zu Eigentum und Genuss auf- 
gestellt, und im übrigen alles bei dem Zustand, wie er am Nor- 
maltag vorhanden war, belassen. Allmählich zeigte es sich aber, 
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dass der Zustand vom i. Januar 1831 , insbesondere für die Be- 
rechtigung zum Bürgergenuss nicht massgebend sei , und selbst 
das Ministerium des Innern neigte sich dieser Anschauung zu. 
Es stellte in einem Erlasse vom 21. Februar 1837 hierfür andere 
Normen auf, von denen die wichtigsten folgende sind : Die Be- 
stimmungen des § 104 der Gemeindeordnung [Normaltag betr.] 
beziehe sich nur auf die Art der periodischen Verteilung und auf 
die Grösse der Genussteile, nicht auf die Berechtigung. Die Be- 
rechtigung der Bürger zum Genuss an sich und der Rang zum 
Eintritt in denselben richte sich vielmehr lediglich nach den Be- 
stimmungen des Gesetzes und zwar unabhängig von dem Zustand 
am Normaltag und unabhängig von jedem Bcschluss der Mehrheit 
der Burger. Allein ein grosser Teil der Verwaltungsbehörden 
verblieb bei dem zuerst erwähnten, entgegengesetzten Grundsatz, 
und auch das Ministerium des Innern kehrte dahin zurück. Das 
grossh. Staatsministerium sprach in einem Erlasse vom 12. Juni 
1850 aus , es teile die vom Ministerium des Innern ausgeführte 
Ansicht , dass nach § 104 der Gemeindeordnung der Zustand 
vom 1. Januar 1831 für das Bezugsrecht der Bürger massgebend 
sei, und gab darin den Verwaltungsbehörden Instruktionen. Das 
Ministerium des Innern hob darauf den erwähnten Erlass vom 21. 
Februar 1837 wieder auf. 

Dieser Zustand am Normaltage konnte aber durch den Be- 
schluss von */ ;! Stimmen aller Berechtigten geändert werden, aber 
nur insofern, als nicht die Genussteile unwiderruflich auf dem Be- 
sitz bestimmter Güter oder 1 läuser hafteten. Zu dieser Aenderung 
ist die Genehmigung der Staatsbehörde erforderlich. Der Regie- 
rungsentwurf hatte zur Abänderung des gegenwärtigen Zustandes 
nur die Zustimmung von einer Stimme über die Hälfte aller 
Berechtigten gefordert. Es wurde jedoch eine Zustimmung von 
a /;s der Berechtigten festgesetzt, um dadurch wohlerworbene Rechte 
zu schützen. Man erwog nämlich, dass unbebaute Allmenden oft 
mit grossem Kostenaufwand urbar gemacht werden , und es un- 
billig sei, den Ersatz dieser Kosten von der Hälfte der Stimmen 
abhängig zu machen, welche diese Kosten nicht getragen hätten. 
Man fand ferner, dass in Orten, wo die Allmenden ungleich ver- 
teilt waren, die Mindcrbcrechtigten leicht die Hälfte ausmachen, 
und daher durch ihre Stimmen nur der Wille einer Klasse, 
nicht aber sämtlicher Klassen von Berechtigten ausgedrückt werde. 
Unter den Berechtigten sind aber nicht nur diejenigen zu ver- 
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stehen , welche sich wirklich im Genuss befinden , sondern auch 
jene, welche einen rechtlichen Anspruch auf den Eintritt in die- 
sen Genuss haben. 

Der zum Bürgergenuss Berechtigte rückt in denselben ein, 
wenn er das 25. Lebensjahr vollendet und eine eigene Haushal- 
tung oder ein Gewerbe auf eigene Rechnung gegründet hat. Diese 
Bestimmung wurde hauptsächlich deshalb getroffen, um dem frühen 
Heiraten entgegenzuwirken , bzw. dasselbe nicht zu begünstigen. 
Nach dem Gesetz vom 1. Februar 1809 erlangte der Gemeinde- 
bürger mit dem Tage seines Bürgerrechtsantrittes die Teilnahme 
an allen Rechten und Genüssen. Auf die jeweils zur Nutzniessung 
ausgeteilten Allmendäcker und Wiesen sowie auf die Holzgaben 
konnte er aber erst dann Anspruch machen, wenn ein Los frei 
wurde und ihn die Reihe (Rang) traf. Für die Erlangung des 
Bürgerrechts genügte ein Lebensalter von 21 Jahren ; hinsichtlich 
des Allmendgenusses aber wurde die Beibehaltung der bis 1831 
in den meisten Gemeinden bestehenden Regel , dass die Berech- 
tigung zum Einrücken nicht vor dem 25. Lebensjahre eintrete, 
für zweckmässig erachtet. Da nun nach dem Gesetz vom 15. Fe- 
bruar 185 1 das zurückgelegte Lebensjahr auch schon zum Antritt 
des Bürgerrechts selbst erfordert wird, so erlangt der Gemeinde- 
bürger jetzt den Eintritt in den Rang zum Alimendgenuss unter 
den erwähnten Voraussetzungen — Gründung eines eigenen Haus- 
haltes oder eines Gewerbes auf eigene Rechnung — gleichzeitig 
mit dem Bürgerrecht selbst. Aus ganz besonderen Gründen ist 
die Zulassung zum angeborenen Bürgerrecht vor dein 25. Le- 
bensjahre möglich, jedoch nur mit Staatsgenehmigung ; den Rang 
zum Alimendgenuss erwirbt ein solcher aber erst mit dem zurück- 
gelegten 25. Lebensjahre. Der Regierungsentwurf von 1831 sah 
für die Berechtigung zum Genuss nur die Gründung einer eigenen 
Haushaltung als Bedingung vor. Der Betrieb eines Gewerbes als 
Voraussetzung zum Genuss wurde erst in der Verhandlung der 
zweiten Kammer hinzugefügt. 

Nach dem zurückgelegten 25. Lebensjahre tritt auch der Sol- 
dat in den Rang des Biirgergenusses ein; er kann aber den Ge- 
nuss selbst nur unter den oben erwähnten Bedingungen erhalten. 
Dieser Bestimmung war von der Kommission folgende Fassung 
gegeben: -Vor dem 25. Jahre kann auch der Soldat nicht in den 
Bürgergenuss eintreten.« Der Antrag, diesen Satz wegzulassen, 
weil der Soldat, so lange er sich im Dienste befinde, nicht in den 

Volkswirtschaft!. Abhanil V. Bd 4 [33] 
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Genuss eintreten könne, wurde verworfen. Dagegen unterschied 
man zwischen dem Eintreten in den Rang und in den wirklichen 
Genuss und bestimmte, dass der aktive Soldat den ersteren an- 
zusprechen habe, um von dem Genuss Gebrauch machen zu kön- 
nen, sobald er nach erhaltenem Abschiede eine eigene Haushal- 
tung und ein eigenes Gewerbe zu gründen imstande wäre. Man 
hatte sich dabei auf diejenigen Soldaten beschrankt, welche durch 
die Konskription zum Militärdienst berufen wurden und innerhalb 
ihrer Kapitulationszeit dienten; diese Beschränkung wurde von der 
ersten Kammer gestrichen; die zweite Kammer trat diesem Be- 
schlüsse bei, weil der allgemeine Grund , dass der Soldat durch 
seine Dienstpflicht abgehalten werde, in den Bürgergenuss einzu- 
treten, bei jedem Soldaten zutreffend entscheide. 

Wenn die Zahl der Berechtigten in einer Gemeinde grösser 
ist als die Zahl der zu verteilenden Genussteile oder der Holz- 
gaben, so findet ein Einrücken erst dann statt, wenn ein Los er- 
ledigt ist. Bei gleicher Berechtigung mehrerer entscheidet das 
Los. Wenn fet ner in einer Gemeinde ungleiche Genussteile nach 
verschiedenen Klassen des Güterbesitzes bestehen, so rücken in 
dem Ealle, wo ein solcher Genussteil frei wird, die Bürger nicht 
nach ihrem Altersrange ein, sondern nach der Klasse ihres Gü- 
terbesitzes , nach welcher der frei gewordene Genussteil bisher 
bemessen war. 

Die Berechtigung zum Allmendgenuss ist eine rein persön- 
liche und kann daher durch Veräusserung oder Vererbung nicht 
auf andere übertragen werden, ausser da, wo das Nutzungsrecht 
auf dem Besitz gewisser Liegenschaften haftet, und in solchem 
Ealle nur zugleich mit diesen letzteren. Ahe Observanzen oder 
Genieindebeschlüsse konnten bestimmen, dass Bürgergenüsse auf 
bestimmte Häuser oder Güter verteilt wurden, wie wir an anderer 
Stelle schon dargelegt haben. Der Besitzer eines solchen Hauses 
oder Gutes hat also die Nutzung nur kraft gemeinderechtlichcr 
Bestimmung; diese Bestimmung kann aber durch Gemeindebe- 
schluss auch wieder abgeändert werden. Der Genuss ist also in 
solchen Eallen noch wahrer Bürgergenuss. I Iat aber die Gemeinde 
sich ihres Verfügungsrechtcs entäussert und besitzen die Inhaber 
bestimmter Häuser oder Guter die Genussteile unwiderruflich, 
sodass ihnen vermöge ihres Besitzes des herrschenden Gutes ein 
Dienstbarkeitsrecht auf das Allmendgut , folglich ein Privatrecht 
zusteht, so kann der Gutsbesitzer als solcher den Genuss fordern 
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und braucht sich nicht in das Bürgerrecht und den hiervon ab- 
hängigen Nutzen einzukaufen, wenn nicht besondere Einschrän- 
kungen vorliegen. Abgesehen von diesem Falle also ist die Vcr- 
äusserung oder Vererbung des Allmendgenusses nicht gestattet. 
Wenn nun nach einem Beschlüsse der Gemeinde die Allmendlose 
so verteilt werden, dass dieselben nach dem Tode des letzten 
Nutzniessers einem seiner Kinder, sofern dasselbe den gesetzlichen 
Erfordernissen genügt, verliehen werden, so erhält das Kind, wenn 
auch Erbe, doch den Allmendgenuss nicht als solcher, sondern 
lediglich in seiner Eigenschaft als Ortsburger. Ebenso ist nach 
einer Verordnung vom 3. Mai 1858 die Verpachtung eines All- 
mendstückes ohne Genehmigung des Gemeinderates nicht gestat- 
tet. Diese Genehmigung wird dem fleissigen aber armen Bürger, 
den die Verhältnisse zur Verpachtung zwingen, nicht versagt. 
Zu versagen aber ist sie dort , wo Leichtsinn und Trägheit 
die Veranlassung zur Verpachtung bilden, wo die Verpachtung 
nur geschieht, um sofort bares Geld zu bekommen und der Bear- 
beitung der Allmenden enthoben zu sein. Andrerseits ist, nach 
derselben Verordnung, der Gemeinderat befugt, solchen Bürgern, 
die ihre Allmenden verwahrlosen lassen, solche auf unbestimmte 
Zeit zu entziehen. Diese Massregel ist für den Nachfolger im 
Allmendgenuss offenbar von grossem Vorteil , weil dieser hier- 
durch vor der Uebernahme eines minderwertigen Stückes in der 
Regel bewahrt bleibt. Auch ist die schon erwähnte ältere Be- 
stimmung, dass die Veräusserung von Holzgaben nur dann ge- 
stattet ist, wenn der Nutzniesser nachweislich seinen eigenen Be- 
darf gedeckt hat, beibehalten worden. Es war vorgeschlagen, das 
Mass des eigenen Bedarfes auf 1 1 / 2 Klafter und 150 Wellen fest- 
zusetzen ; andere wünschten, dass 3 Klafter als Mass angenommen 
würden und bestanden darauf, ein bestimmtes Mass auszumitteln, 
weil eine allgemeine Bestimmung, bei der Schwierigkeit den Be- 
darf eines Einzelnen auszumitteln , nicht genüge. Von anderer 
Seite betrachtet schien jedoch dieser Grund gerade gegen jede 
solche Beschränkung zu sprechen, indem z. B. Gewerbetreibende 
ihren Holzbedarf aus den Abfällen ihres Gewerbes bezögen und 
daher das Gabholz entbehren könnten. Die Erlaubnis zur Ver- 
äusserung erteilt der Bürgermeister. Wer Gabholz ohne Erlaub- 
nis des Bürgermeisters abgiebt, verfallt einer Geldstrafe, welche 
dem Werte des veräusserten Holzes nach den ortsüblichen Prei- 
sen gleichkommt. Diese Bestimmung findet auch Anwendung auf 
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das in Stämmen oder Klötzen abgegebene Bürgerholz. Wenn in 
einzelnen Fällen der Verkauf des Gabholzes zulässig erscheint, 
so kann auch gestattet werden, dass dem Bezugsberechtigten statt 
des Klafters Brennholz dessen Wert in bar aus der Gemeindekasse 
bezahlt wird. Spätere Verordnungen haben den Verkauf von 
Gabholz noch eingehender geregelt. Die Thätigkeit des Bürger- 
meisters bei dem Gesuche um Bewilligung des Gabholzverkaufes 
besteht nicht allein in dieser Bewilligung , sondern sie erstreckt 
sich zunächst auf eine genauere Prüfung des Gesuches. Der Bür- 
germeister hat sich nötigenfalls von der Richtigkeit der in dem 
Gesuche vorgebrachten Angaben persönlich zu überzeugen. Sind 
diese ausreichend, so hat er dem Petenten einen Erlaubnisschein 
gebührenfrei auszustellen. Er führt ferner ein Verzeichnis , in 
welches er bei Ausstellung eines Erlaubnisscheines einzutragen 
hat, welchem Bürger, zu welcher Zeit und fiir welches Quantum 
Gabholz er die Erlaubnis zur Veräusserung erteilt hat. Dieses 
Verzeichnis hat er dem Revierförster und dem Waldhüter auf 
deren Verlangen vorzulegen. Der Bürgermeister kann die Strafe 
wegen unerlaubter Veräusserung nur dann vollziehen, solange die 
verwirkte Geldstrafe die Höhe von 10 M. , in Städten von mehr 
als 3000 Einwohnern von 30 M. nicht übersteigt. Nach dem Ge- 
setz betr. den Vollzug der Einführung des deutschen Reichsstraf- 
gesetzbuches in dem Grossherzogtum Baden vom 23. Dezember 
1871 durfte die Gesamtstrafe die Höhe von 50 Thalern nicht über- 
steigen. 

Jene Bestimmung, dass nur die Bürgermeister einer Gemeinde 
für die Bewilligung von Gabholzverkauf kompetent waren , gab 
1847 den Gemeinden des Unterrheinkreises Veranlassung zu einer 
Beschwerde an die Direktion dieses Kreises. Sie führten darin 
aus, die Bürgermeister seien vermöge ihrer Stellung zu abhängig 
von den Gemeinden , als dass sie mit Energie gegen die Bürger 
auftreten könnten. Durch Konzessionen an die Bürger, nament- 
lich durch die Erlaubnis zum Gabholzverkauf , suchten sich die 
Bürgermeister bei den Bürgern beliebt zu machen, um das nächste 
Mal wiedergewählt zu werden, und die Bürgermeisterschalts-Kan- 
didaten sicherten schon im Voraus einen erweiterten Waldgcnuss, 
sowie den Gabholzverkauf zu , um gewählt zu werden. Die Di- 
rektion des Unten heinkreises hat diese Beschwerde anscheinend 
nicht berücksichtigt. Dagegen nahm sich die Forstpolizeidircktion 
der Sache an und berichtete darüber an das Ministerium des In- 
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nern. Letzteres erklärte mittels Reskriptes vom 9. November 1847 
an die Forstpolizeidirektion, »dass man sich bei den vielfach gel- 
tend gemachten gewichtigen Bedenken nicht veranlasst finde, eine 
Aenderung der Verordnung vorzunehmen«. 

Es ist noch zu bemerken, dass nach einer Verordnung vom 
5. August 1837 auch der Käufer, welcher wissentlich Gabholz kaufte, 
bestraft wurde, da von dem Verkäufer in den meisten Fällen die 
hierfür verwirkte Geldstrafe — vermutlich wegen Armut — nicht 
beizubringen war. 

Eine wichtige Bestimmung der Gemeindeordnung, welche von 
grosser wirtschaftlicher Bedeutung war , kam durch die Reichs- 
zivilprozessordnung in Wegfall. Es bestimmte nämlich der $ 112 
der Gemeindeordnung, bevor er durch das Gesetz vom 20. Fe- 
bruar 1879 abgeändert wurde, folgendes: Auf den Ertrag von 
einem halben Morgen Allmendackerland und von einem halben 
Morgen Allmendwiesen, oder, wo keine Allmendwiesen vorhanden 
sind, von einem Morgen Ackerland oder umgekehrt, welche ein 
Gemeindebürger im Genuss hat , sodann ebenso auf 2 Klafter 
Bürgerholzgaben , darf, ausser für Forderungen der Gemeinde 
selbst, kein gerichtlicher Zugriff erkannt werden. Auf den Ertrag 
aller dieses Mass übersteigenden Bürgernutzungen hat die Ge- 
meindekasse für ihre Forderungen ein allen andern Gläubigern 
vorgehendes Vorzugsrecht.« Bis zum Erlass der Gemdndeord- 
nung beruhte es auf dem Herkommen in einer Gemeinde, dass 
einem Allmcndnutzniesser, wenn er in Konkurs geriet, neben sei- 
nem persönlichen Besitz auch die Allmenden gepfändet werden 
konnten, deren Erlös den Gläubigern zufiel. Infolge eines Streit- 
falles in der Gemeinde Ilvesheim im Jahre 1785, wo einem in 
Konkurs geratenen Allmendnutzniesser die Allmenden zu gunsten 
der Gläubiger gepfändet waren , wogegen der Nutznießer Be- 
schwerde einlegte, fragte die Regierung bei dem damaligen Ober- 
amt Heidelberg an, ob überhaupt in Konkursfällen und wegen 
Schulden auch die Allmenden zur Zahlung mitangegrifTen und den 
Teilhabern gänzlich entzogen zu werden pflegten«. Im Oberamt 
Heidelberg war nun niemals ein Fall vorgekommen, dass die All- 
menden zum besten der Konkursmasse mit versteigert worden 
waren; es wurden dagegen in Schuldklagesachen, wenn andere 
Zahlungsmittel nicht vorhanden waren , den Schuldnern die All- 
menden auf 1 oder 2 Jahre oder auch länger, bis zur Tilgung der 
Schuld verpachtet, aber doch nicht gänzlich entzogen. Um den 
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Armen und ohne eigene Schuld in Konkurs geratenen Bürger 
gegen gerichtlichen Zugriff auf die unentbehrlichsten Nahrungs- 
mittel sicherzustellen , wurde die vorhin erwähnte Einschränkung 
ursprünglich in das Gesetz aufgenommen. Diese Bestimmung, 
dass wenigstens ein geringer Teil der Allmenden oder der Holz- 
nutzungen nicht gepfändet werden dürfe, war mit den Bestim- 
mungen der Reichszivilprozess- und der Reichskonkursordnung 
nicht vereinbar, zum Schaden der Nutzniesser, aber auch zum 
Nachteil der Gemeinde, da arme Bürger, denen der Allmendbesitz 
gepfändet war, naturgemäss der Armenunterstützung zur Last fal- 
len. Kur Schulden an die Gemeindekasse kann der Gemeinderat 
die Ausübung des Genusses solange entziehen, bis die Schuld 
getilgt ist; er kann ferner bei solchen im Besitz von Allmendan- 
teilen befindlichen Personen , welche Armenunterstützungen ge- 
messen , diese Anteile für die Dauer der Unterstützung an sich 
ziehen. Wenn der Armenaufwand der Gemeinde den Ertragswert 
der Nutzungen nicht erreicht, so ist der entsprechende Teil dem 
Genussberechtigten zu belassen. 

Die Verteilung des bisher gemeinschaftlich genutzten Allmcnd- 
besitzes zur Sondernutzung oder zu Eigentum , welches , wie wir 
früher gesehen , bei Allmendstreitigkeiten eine besondere Rolle 
spielte, hat ebenfalls durch die Gemeindeordnung im § 113 eine 
einheitliche Norm erhalten. Wenn Allmendgut zu Eigentum ver- 
teilt werden soll, so muss vorher unter sämtliche Gemeindebürger 
ein halber Morgen Acker und ein halber Morgen Wiesen, oder 
ein Morgen Acker oder ein Morgen Wiesen zum Allmendgenuss 
verteilt werden, sofern nicht jeder einen gleich grossen Allmend- 
anteil bereits besitzt. Nur das hiervon übrigbleibende kann zu 
Eigentum verteilt werden, mit Ausnahme derjenigen Allmendgüter, 
von welchen die Genussrechte in einer bestimmten Morgenzahl 
unwiderruflich an bestimmten Hofgütern oder Häusern haften. In 
den Kammerverhandlungen erklärten mehrere Stimmen die Ver- 
teilung zu Eigentum für unzulässig und lediglich die Teilung zum 
Genuss für entsprechend , weil letztere Art auch den künftigen 
Generationen gleichmässig zu gute käme. Die Teilung zu Eigen- 
tum sei eine Bereicherung der jetzt Lebenden auf Kosten ihrer 
Nachkommen. Durch voreilige Verteilung der Allmenden seien 
viele Gemeinden um ihr Vermögen gekommen, das in Zeiten der 
Not so gute Dienste hätte leisten können , und den Armen sei 
eine sichere Nahrungsquelle entzogen worden. Die Viehzucht, 
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welche mit dem Besitz von Allmenden im engen Zusammenhang 
steht (Weide !) , sei durch die Verteilung derselben ebenfalls ge- 
sunken , indem insbesondere die Pferdezucht, wozu eine grosse 
Fohlenweide gehöre , durch die Verteilung der Allmenden den 
grössten Nachteil erlitten habe. Man erkannte diese Gründe für 
wichtig genug, um die Verteilung von Allmendgut nur in solchen 
Fallen zuzulassen, wo sie einen unbestreitbar grossen Vorteil ge- 
währe, aber nicht für hinreichend, um ein unbedingtes Verbot zu 
rechtfertigen. Die Gemeindeangehörigen hatten allerdings kein 
Privatrecht auf dieses Vermögen ; allein die Gemeinde könne dar- 
über jede Verfügung treffen, welche den Gesetzen nicht entgegen 
sei. Das Gesetz habe für die Ansprüche der Zukunft zu sorgen, 
und die Staatsgewalt habe innerhalb der Schranken des Gesetzes 
den Beschlüssen der Gemeinden ihre Genehmigung zu erteilen. 
Was den Umstand betreffe, dass die Verteilung des Allmendgutes 
zu Eigentum die Gemeinden in Zeit der Not in Verlegenheit 
bringen könne, so sei es auf der anderen Seite auch wahr, dass 
der Besitz eines solchen Vermögens oft zu leichtsinnigem Schul- 
denmachen verleitet habe, wodurch die nachkommende Generation 
stark belastet worden sei; auch sei es Thatsache, dass gerade die 
wohlhabendsten Gemeinden des Grossherzogtums ausser Wald 
kein Gemeindegut besitzen. Dein Einwände, dass durch die Ver- 
teilung zu Eigentum den Armen eine sichere Nahrungsquelle ent- 
zogen werde, sei durch die Bestimmung begegnet, dass vorher 
unter die Bürger ein gewisses Mass zum Allmendgenusse verteilt 
werden müsse. Der Vorschlag , die Teile des Allmendgutes, 
welche nur als Eigentum ertragsfähig würden zu verkaufen, be- 
günstige allein die Reichen, weil nur diese im stände seien, zu 
kaufen. In den meisten Fallen würden sich aber keine Kauflieb- 
haber für Güter finden, welche erst mit grossen Kosten urbar ge- 
macht werden müssten. 

Aus allem dem geht hervor, dass das Gesetz in der Regel 
eine Verteilung des Gemeindegutes zu Eigentum nicht erleichtern, 
und nur da unter Beobachtung aller nötigen Vorsicht zulassen 
will, wo sich unzweifelhaft ein grosser Vorteil daraus ergibt, wie 
z. B. zum Zweck der Urbarmachung bisher öde gelegener Strecken. 
Es soll also darauf Rücksicht genommen werden, dass die Ge- 
meinde als eine immer dauernde Staatsanstalt nicht nur die In- 
teressen der gegenwärtigen sondern auch die der spateren Gene- 
ration in gleichem Masse zu berücksichtigen hat. 
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Handelt es sich um eine Verteilung von Allmendgut zu Eigen- 
tum oder in der Art, dass die Anteile auf dem Besitze bestimmter 
Häuser oder Güter unwiderruflich haften sollen, so ist die Ge- 
nehmigung hierzu dem Ministerium des Innern vorbehalten ; in 
allen andern Fällen ist das Bezirksamt die zuständige Behörde. 
Im ersteren Falle sind vor Erteilung der Genehmigung jeweils 
eine Reihe von Punkten zu berücksichtigen, namentlich über Um- 
fang, Arten, Wert der Allmenden, über die Anzahl der Bürger 
und Bürgeranteile, Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden u.a.m., 
im ganzen 19. 

Die Verteilung von Allmendgut ist noch von einer weiteren 
Bedingung abhängig. Falls solches nämlich verpfändet ist, so 
kann dessen Verteilung zu Eigentum ohne Einwilligung des Gläu- 
bigers nicht eher stattfinden , bis solches von dieser Last befreit 
ist. Ferner muss vor der Verteilung eine gewisse Fläche, die für 
öffentliche Zwecke bestimmt ist, ausgeschieden werden ; z. B. für 
eine Fohlenweide. Hierfür kann das zum Einhegen nötige Holz 
aus den Gemeindewaldungen unentgeltlich genommen werden. 

Wenn lerner auf den zu verteilenden Allmendstücken Berech- 
tigungen dritter Personen ruhen, welche mit der Verteilung nicht 
vereinbar sind, so kann der dritte Berechtigte zur Abtretung gegen 
Entschädigung für verbindlich erklärt werden. Es handelt sich 
hier also um eine gezwungene Abtretung von Privateigentum zu 
öffentlichen Zwecken gegen Entschädigung, um eine Enteignung. 
Dem dritten Berechtigten bleibt wegen vermeintlich zu geringen 
Betrages des abgeschätzten Wertes die Beschreitung des Rechts- 
weges vorbehalten ; die Gemeinde kann aber wegen einer ver- 
meintlich zu hohen Abschätzung nicht reklamieren. Mehrere 
Stimmen nahmen zwar auch für die Gemeinden das Recht in An- 
spruch, den Rechtsweg zu beschreiten ; allein man erkannte, dass 
bei der Verschiedenheit der Verhältnisse diese Befugnis nicht 
zulässig sei , da der Berechtigte zur Abtretung seines Eigentums 
gezwungen wird und sich dieselbe gefallen lassen muss, während 
die Gemeinde sich dem Nachteil, welcher aus einer Abschätzung 
für sie erwachsen könnte, leicht dadurch entziehen kann, dass sie 
die Verteilung unterlässt. Wenn der dritte Berechtigte gegen das 
Resultat der Abschätzung den Rechtsweg eingeschlagen hat, muss 
die Verteilung bis nach erfolgter rechtskräftiger Entscheidung auf- 
geschoben werden. 

Besitzen zwei oder mehrere Gemeinden ein Allmendgut, welches 
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geteilt werden soll, gemeinschaftlich, so muss dieses zunächst zwi- 
schen den mitbesitzenden Gemeinden geteilt werden, bevor die 
Teilung unter die Einzelnen erfolgt. Jede Gemeinde kann die 
Teilung, wenn die andern Gemeinden nicht beistimmen, vor Ge- 
richt verlangen , da es sich hierbei um privatrechtliche Verhält- 
nisse handelt, worüber nicht die Verwaltungsbehörden, sondern 
die Gerichte zu entscheiden haben. 

Gemeinschaftlich benutzte Allmendländcreien können zum Ge- 
nuss nur dann geteilt werden , wenn die absolute Mehrheit der 
berechtigten Gemeindebürger der Teilung zustimmt. Ist diese ab- 
solute Mehrheit nicht zu erlangen, so können Einzelne, bei Ver- 
zicht auf die Berechtigung am gemeinschaftlichen Genuss, ver- 
langen, dass jedem von ihnen ein seinem bisherigen Genuss ent- 
sprechender Anteil an einem schicklichen Ende des Allmendgutes 
auf ihre Kosten zur ausschliesslichen Benutzung zugeteilt wird. 
Diese Befugnis wurde bestritten , weil die einzelnen Bürger nicht 
Miteigentümer an dem Gemeindegut seien, und daher nicht nach 
Willkür mit einem bestimmten Anteile aus der Gemeinschaft treten 
dürften , und weil auf diese Weise der Gcmcindebeschluss ver- 
nichtet werden könne, der bestimme , dass der gemeinschaftliche 
Genuss von selbst aufhören müsse , wenn mehrere Bürger die 
Ausscheidung ihrer Anteile verlangten. Man fand jedoch die aus 
dem Begriffe des Eigentums abgeleiteten Schlüsse nicht anwend- 
bar auf den Genuss. Die Verteilung zum Genuss verdiene be- 
günstigt zu werden, und diejenigen, welche sich derselben wider- 
setzten, handelten in der Regel nur aus eigennützigen Beweggrün- 
den und nicht im Interesse des Allgemeinen Besten. 

Durch die Verteilung zum Genuss erwerben die Einzelnen 
auf die ihnen zugeteilten Lose, wenn nicht das Gegenteil festge- 
stellt wird, keinen privatrechtlichen sondern nur einen gemeinde- 
rechtlichen Anspruch. Der Rechtsgrund der Verleihung ist ein 
Gemeindebeschluss und ein solcher kann auf gleiche Weise wieder 
abgeändert werden ; er kann sogar ganz wieder aufgehoben werden. 
Vor der Verteilung sind die den künftigen Teilnehmern aufzu- 
legenden Bedingungen festzusetzen und schriftlich abzuschliessen. 
Die Punkte , die vorzugsweise zu berücksichtigen sind , betreffen 
den Rechtstitel, auf dem die Verleihung beruht (Gemeindebeschluss 
mit Staatsgenehmigung), die Verleihungsart, die Zeit, für welche 
verliehen wird (auf Lebenszeit oder auf eine bestimmte Zahl von 
Jahren), das Verbot der Vcräusscrung oder Vererbung und end- 
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lieh die Höhe der jährlich zu zahlenden Auflagegebühr auf die 
Nutzungen. Ueber die Art der Verteilung kann die Gemeinde 
frei verfügen, ungehindert durch frühere Beschlüsse, Verträge oder 
Urteile. Die Verteilung selbst geschieht nach Köpfen , in mög- 
lichst gleichen Werten, durch das Los, wenn nicht die Gemeinde 
etwas anderes beschliesst , oder nicht ein anderer Massstab ver- 
möge Privatrechtstitels einzelnen Bürgern Vorrechte gibt. Es muss 
sich hierbei aber um wirkliche Privatrechtstitel handeln. Ebenso 
kann das Ruhen der Allmenden auf Häusern oder Gütern nur 
dann einer neuen Verteilung nach Köpfen hinderlich sein , wenn 
die Lose unwiderruflich, d. h. kraft l'rivatrechts auf bestimmten 
Häusern oder Gütern ruhen. Zu einem andern Massstab der 
Verteilung ist ein Beschluss der Gemeinde erforderlich, und da- 
durch die Gefahr, dass von der Mehrzahl der Berechtigten eine 
ungleiche Verteilung beschlossen werden könnte, möglichst be- 
seitigt, da alle Bürger mitzustimmen berechtigt sind. Die Mög- 
lichkeit, einen andern Massstab der Verteilung zu wählen, durfte 
den Gemeinden nicht entzogen werden, weil sonst in manchen 
Lallen keine Teilungen zu stände kommen, und dadurch die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse eines Teiles der Ortseinwohner sehr be- 
einträchtigt werden würden. 

Bei der Vornahme einer neuen Teilung bereits früher perio- 
disch geteilter Allmenden kann die Gemeinde die Zahl der bis- 
herigen Genussteile vermehren oder beschränken, oder auch die 
bisherige Zahl der Genussteile beibehalten. Werden aber mehr 
Lose gemacht, als die Zahl der für den Eintritt in den Genuss 
befähigten Bürger beträgt (also ausgenommen die, welche zwar 
das Bürgerrecht angetreten aber noch nicht 25 Jahre alt sind, 
oder keine eigene Haushaltung fuhren oder kein Gewerbe auf 
eigene Rechnung betreiben, sowie die Soldaten, welche zwar 25 
Jahre alt sind aber noch nicht das Bürgerrecht angetreten haben), 
so werden dieselben einstweilen auf Rechnung der Gemeinde ver- 
pachtet, dem jungen Burger und Soldaten aber, sobald diese den 
gesetzlichen Erfordernissen entsprechen, sofort nach ihrem Range 
zugewiesen. 

Handelt es sich um eine erstmalige Verteilung von Allmend- 
gut, so kann die Gemeinde die Zahl der zu machenden Genuss- 
teile festsetzen. Gewöhnlich werden so viele Genussteile gemacht, 
als zum Einrücken bereits befähigte Bürger vorhanden sind; die 
ledigen Teile werden auf Rechnung der Gemeinde einstweilen 
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verpachtet. 

Die Verteilung der Allmenden zu Eigentum an Stelle der 
bisherigen Nutzniessung ist besonders geregelt. Einzelne können 
nicht auf Verteilung zu Eigentum klagen. Wenn aber eine An- 
zahl von Gemeindebürgern, die viermal so gross ist, als der Ge- 
meinderat, dem Bürgermeister den Wunsch vorlegt, dass geteilt 
werden möchte, so ist er verpflichtet, der Gemeinde diesen Wunsch 
vorzulegen. Der Ausdruck »klagen« hat hier nicht die gewöhn- 
liche Bedeutung eines blos bei dem bürgerlichen Gerichte zu 
stellenden Antrages. Die Frage, ob die Teilung der Allmenden 
eine gerichtliche Sache sei, sollte durch den Ausdruck nicht be- 
jahend entschieden werden, da dieser Zweifel bereits durch eine 
frühere Verordnung 1 ) verneinend gelöst war ; der Ausdruck »klagen« 
heisst daher hier soviel als >in Anspruch nehmen oder »ver- 
langen-. Die Verteilung des Allmendgutes zu Eigentum setzt 
voraus, dass dieselbe entweder ganz oder wenigstens teilweise 
unentgeltlich geschehe. Wenn der volle Wert des Grundstückes 
an die Gemeinde gezahlt werden sollte, so würde es sich um 
eine Veräusscrung von Gemeindegut handeln. Die Verteilung zu 
Eigentum kann nur mit Genehmigung des Ministerium des Innern 
geschehen; sie geschieht, wenn von der Gemeinde nicht anders 
bestimmt wird, ohne Rücksicht auf die bisherigen Genussberech- 
tigten unter sämtliche Gemeindebürger nach Köpfen durch das 
Los. Die Art der Verlosung ist den Gemeindeverwaltungsbe- 
bürden überlassen. Gewöhnlich wird sie vorgenommen auf dem 
Rathause unter dem Vorsitz des Bürgermeisters in Gegenwart 
der Genussberechtigten nach dem bekannten Verfahren bei den 
Lotterieziehungen. Wesentlich ist also nur, dass die Erlangung 
eines Loses dem Zufall überlassen ist. Auch diejenigen Bürger 
erhalten einen Anteil, welche noch nicht das 25. Lebensjahr zu- 
rückgelegt haben oder ortsabwesend sind, da nur zum Einrücken 
in den Bürgergenuss das 25. Lebensjahr gefordert wird, und da 
ferner das Ruhen des Bürgerrechts bei Ortsabwesenden nur das 
Ruhen der Teilnahme am Bürgergenuss zur Folge hat, welches 
aber bei der Verteilung zu Eigentum nicht eintritt. Stirbt ein 

ij Verordnung vom 13. August 1829: »Die Gerichte sind zur Entscheidung sol- 
cher (Allmend-)Streitigkeiten nur in dem Kalle zuständig, wenn die Anbrüche, deren 
Bestehen bestritten wird, aus einem Rechtsgrunde abgeleitet werden, der mit dem Ver- 
hältnis der angeblich Berechtigten als Mitglied der beteiligten Gemeinde nicht in Ver- 
bindung steht.« 
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Gemeindebürger, nachdem die Teilung bereits rechtsgültig be- 
schlossen und von der Staatsbehörde genehmigt aber noch nicht 
vollzogen ist, so geht sein Anteil auf seine Erben über. Unter 
Erben sind nicht bloss die gesetzlichen Erben zu verstehen, son- 
dern überhaupt diejenigen, welchen der Nachlass des verstorbenen 
Bürgers zukommt. 

Ausgenommen von jeglicher Vcrteilungsart sind die Ge- 
rn e i n d e \v a 1 d u n g e n. Es ist überhaupt eine schon oft ven- 
tilierte Streitfrage, ob die Gemeindewaldungen zu den Allmenden 
zu rechnen sind. Wielandt sagt 1 ): Die Gemeindewaldungen haben 
unter allen Umständen, auch dann, wenn aus denselben Gabholz 
an die Bürger abgegeben wird, den Charakter von Gemeindegut, 
nicht von Allmcndgut- . Es ergiebt sich dies auch aus den 104 
und 107 der Gemeindeordnung, welche zwischen Benutzungen der 
Allmenden und dem Bezug von Bürgerholzgaben scheiden. >Die 
Nutzungen am Walde tragen lediglich den Charakter einer Anteil- 
nahme am Ertrag des Waldes. Die Bewirtschaftung des Wal- 
des , auch desjenigen , welcher speziell zur Abgabe von Bürger- 
nutzungen bestimmt sein sollte, geschieht nicht durch die Genuss- 
berechtigten selbst, sondern durch die Gemeinde nach Massgabe 
des Eorstgesetzes. . . Die wichtigste Nutzung am Wald ist der 
Bezug von Bürgerholzgaben.« Es bestimmt ferner £ 140 der Ge- 
meindeordnung, dass der Erlös aus ausgestockten W aldungen und 
ausserordentlichen Holzhieben zum Grundstocksvermögen der Ge- 
meinde gezogen werden muss. Aus diesen und anderen Gründen 
ist auch unseres Erachtens der Wald an sich kein Allmendgut im 
eigentlichen und engeren Sinne. Wenn gleichwohl hierin bisher 
nicht allgemein unterschieden worden ist, so dürfen wir dies wohl 
mit Recht herleiten aus den gesetzlichen Bestimmungen, welche 
für die Benutzung der Allmenden und für den damit eng zusam- 
menhängenden Bezug der Bürgerholzgabe die gleichen Bedingungen 
aufstellen. Dass hier die Gesetzgebung sich nicht klarer ausdrückt, 
dass sie die Allmenden im engeren Sinne nicht scharf absondert 
von den Nutzungsberechtigungen am Wald, hat sehr nachteilige 
Folgen für einen klaren statistischen Nachweis über die Verbrei- 
tung der Allmenden, wie wir später noch sehen werden. 

Das Verfahren , welches bei der jährlichen Verteilung der 
Bürgerholzgaben beobachtet wird, ist folgendes. Nach Anhörung 



1) a. a. Ü. S. 194. 
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der Nutzungsberechtigten fertigt der Gemeinderat im Juni die 
Holzbedarfsliste an und legt dieselbe spätestens am i. Juli unter 
Anschluss eines Verzeichnisses der gewünschten Nebennutzungen 
dem Bezirksamt vor. Dieses prüft sofort, namentlich hinsichtlich 
der Gabholzansprüche, die vorgelegte Liste, veranlasst nötigenfalls 
ihre Berichtigung und teilt sie dann der Bezirksforstei mit, welche 
den Wirtschaftsplan aufstellt , nach welchem Zeit und Art der 
Fällung und der Aufarbeitung des Holzes festgesetzt wird. Das 
Gabholz wird vorzugsweise als Brennholz verabreicht. Wenn zu 
Bau- und Nutzholz geeignete Holzsorten, um das erforderliche 
Brennholz aufzubringen, zu Brennholz verarbeitet werden müssen, 
diese Holzsortcn aber als Bau- und Nutzholz zu höheren Preisen 
denn als Brennholz abgesetzt werden können, so sind sie für Rech- 
nung der Gemeindekasse zu Bau- und Nutzholz zu verwerten, und 
die Gabholzberechtigten haben nur eine dem Werte des ihnen 
entzogenen Brennholzes gleichkommende Entschädigung in Geld 
anzusprechen. Das Fällen des Holzes geschieht durch forstliche 
Angestellte, kann aber auch durch die Nutzungsberechtigten ge- 
schehen, unter Verbindlichkeit für hierbei etwa entstehende Wald- 
schäden. Innerhalb einer von der Bezirksforstei festzusetzenden 
Frist muss das angewiesene Holz aus den Schlägen entfernt und 
aus dem Walde abgeführt werden. Die Grundsteuern , welche 
die Gemeinden von ihren Waldungen zu zahlen haben , können 
nicht auf die Gabholzberechtigten umgelegt werden, da die letz- 
teren nicht Nutzniesser des Gemeindewaldes und die Gemeinde- 
waldungen nicht Allmendgut sind, sondern Gemeindegut. Ebenso 
sind die Zusatzsteuern von Gemeindewaldungen , welche für die 
Beförsterung derselben erhoben werden, lediglich von der Gemeinde 
zu tragen. 

In jenen Orten, wo das zu Bürgergaben angewiesene Stamm- 
holz nebst der Deckung des Brandholz-Bedürfnisses einen Ueber- 
schuss abwirft, welchen die Gemeinde vorteilhafter zu Bau- und 
Nutzholz, namentlich zu Rcbpfahlen verwenden kann, ist das ganze 
unter gemeinschaftlicher Aufsicht zu fällen, abzulängen und aus- 
zuästen und das Abholz aufzumachen; alsdann werden die Stämme 
vermessen, in Lose eingeteilt und mit dem Abholz unter die Bür- 
ger verteilt, wobei jedem Empfänger überlassen bleibt, nach der 
Abfuhr das Stammholz nach Gutdunken zu Nutzholz und Rebpfäh- 
len zu verwenden oder als Brennholz aufzuspalten. 

Für die Berechtigung zum Allmendgcnuss und den Bezug der 
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Brennholzgaben wird in der Regel eine Abgabe , Auflage , zum 
besten der Gemcindckasse erhoben. Die Auflage darf aber die 
Hälfte des reinen Wertes der Nutzungen nicht übersteigen. Durch 
Gemeindebeschluss mit Staatsgenehmigung kann behufs Deckung 
der Gemeindebedürfnisse eine stärkere Belastung herbeigeführt 
werden, als in der gesetzlich vorgeschriebenen Höhe. Ein ge- 
wisser Teil der Nutzungen — Frei teil — ist jedoch unter 
allen Umständen von der Auflage frei zu lassen. Dieser Freiteil 
beträgt, je nach der in der Gemeinde üblichen Nutzungsart 8 Ster 
Holz, oder 4 Ster Holz und 18 ar Aecker und Wiesen, oder 36 ar 
Aecker und Wiesen. Der ursprungliche Freiteil betrug nach einer 
Verordnung vom 28. August 1835 2 Klafter Holz und 1 Morgen 
(= 36 ar) Acker oder Wiese. 1879 wurde dieser Freiteil auf die 
jetzige Höhe normiert. Man ging von der Ansicht aus, dass der 
Wert der in Frage stehenden Bezüge und Nutzungen seit dem 
Jahre 1835 sehr erheblich gestiegen sei, sodass jetzt der Genuss- 
wert von 4 Ster Holz und 18 ar Aecker oder Wiesen wohl keinen 
geringeren Betrag darstellen werde als der bisherige Freiteil. Die- 
jenige Nutzung, welche den Freiteil übersteigt, wird mit :, /io des 
Wertes belastet 1 ). 

Nach jeder neuen Regulierung des Einkaufsgeldes 2 ) für die 
Bürgernutzungen ist mit dem nächsten auf solche folgenden Vor- 
anschlag , nach welchem Auflagen auf die Bürgernutzungen zu 
machen sind, die zur alljährlichen Festsetzung der Auflage erfor- 
derliche Berechnung aufzustellen , welche folgende Punkte aufzu- 
weisen hat: Zahl der Klassen, in welche die Nutzungen zerfallen, 
Zahl der Genusslose jeder Klasse, Art der Nutzung eines Loses 
jeder Klasse und deren reinen Wert nach dem der Einkaufs- 
gelderberechnung zugrunde liegenden Anschlag, wobei auch der 
Wert eines Ars der betr. Liegenschaften, eines Ster Holzes oder 
des sonstigen Einheitsmasses einer anderen Nutzung anzugeben 

1 1 In der Verhandlung über den Gesetzentwurf von 1S79 wurde auch die An- 
sicht vertreten, den Allmendgenuss völlig aufzuheben. Fs sei lediglich als eine Frage 
der Zweckmässigkeit zu betrachten, wie weit diese Ma>srcgel sofort auch auf die noch 
im Genuss befindlichen Itürger ausgedehnt werden sollte. Man sah jedoch von einem 
so weittragenden Vorschlag ab, sowohl ans Gründen der Billigkeit und Zweckmässig- 
keit, als auch mit Rücksicht auf die eingreifende Wirkung einer vollständigen sofor- 
tigen oder allmählichen Aufhebung des Nut/ungsverb:iltnisscs auf die wirtschaftliche 
Lage eines grossen Teiles d< r Bürgerschaft und auf die Gestaltung der sozialen Ver- 
hältnisse der ganzen Gemeinde. 

2) Siehe S. 64. 
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ist. Ferner muss die Berechnung aufweisen den Anschlag der- 
jenigen Nutzungen , die nicht mit einer Auflage belastet werden 
können. Dabei ist, und zwar für alle Nutzungsklasscn in dersel- 
ben Gemeinde festzustellen : der Wert für 8 Ster Holz, wenn die 
Nutzung nur in Holz besteht; für 36 ar Aecker oder Wiesen, falls 
nur solches Gelände genutzt wird, dagegen der Wert für 4 Ster 
Holz und 18 ar Aecker oder Wiesen, wenn die Nutzung eine ge- 
mischte ist. Endlich muss die Berechnung aufweisen den Höchst- 
betrag der Auflage auf e i n Los jeder Klasse und auf sämt- 
liche Lose aller Klassen. 

Schema. 

Gemeinde N. N. 



Von den Bürgernutztmgen ist nach der unterm 19. Dezember 1879 amtlich ge- 
nehmigten Berechnung von der Entrichtung einer Auflage befreit der Werlanschlag von 
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Line Auflage auf die Bürgernutzungen findet da keine Anwen- 
dung, wo ehemaliges Allmendgut unter die Bürger zu Eigentum ver- 
teilt ist, da die jetzigen Eigentümer solcher Güter den Genuss dersel- 
ben nicht mehr als einen Bürgernutzen, sondern lediglich als den 
Ertrag ihres Privateigentums beziehen. Ebenso ist von der Auf- 
lage befreit diejenige Nutzung, welche unwiderruflich, d. h. kraft 
Privatrechts auf bestimmten Häusern oder Gutern ruht. Bürger- 
nutzungen aber, die nur kraft Gemeinderechts, d. h. kraft eines 
Gemeindebeschlusses auf bestimmten Liegenschaften ruhen, sind 
von der Auflage nicht befreit. Eine ganze Reihe von Gemeinden 
ist finanziell so günstig gestellt, dass sie durch Deckung ihrer 
Gemeindeausgaben der Auflage garnicht bedarf. Einige wenige 
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besonders bevorzugte Gemeinden erheben nicht einmal Gemeinde- 
umlagen und können überdies teilweise noch bares Geld an ihre 
Mitglieder herauszahlen 1 ). 

Die erste und wichtigste Bedingung für die Berechtigung zum 
Allmendgenuss in einer Gemeinde ist der Besitz des Bürgerrechts 
in derselben. Die näheren Bestimmungen über die Rechte der 
Gemeindebürger und die Erwerbung des Bürgerrechts enthält 
das Gesetz vom 31. Dezember 1 83 1 , das Bürgerrechtsgesetz, 
dessen wichtigste Bestimmungen und Aenderungen , sofern sie 
den Allmendgenuss betreffen, wir hier kurz anfuhren wollen. 

Ausser einem Ei n k a u f sg e 1 d e hat der Aufzunehmende in 
denjenigen Gemeinden, in denen sich Allmendnutzungen befinden, 
für die Teilnahme an letzteren eine besondere Gebühr zu entrich- 
ten. Um die Höhe dieser Gebühr zu normieren, wird der zehn- 
jährige Durchschnittswert der Nutzungen festgestellt und berech- 
net, wieviel davon, wenn die Nutzungen unter alle Bürger gleich- 
massig verteilt wären, auf den einzelnen jährlich fallen würde. Das 
Dreifache des berechneten Betrages hat der Aufzunehmende so- 
gleich bei seiner Aufnahme und ferner den zweifachen Betrag bei 
seinem Einrücken in den wirklichen Genuss zu bezahlen. Statt 
der baren Zahlung des letzteren kann er jedoch das ihm zuge- 
fallene Allmendstück durch die Gemeinde solange verpachten 
lassen , bis durch den Pachterlös jener zweifache Betrag getilgt 
ist. Unter Bürgernutzungen sind hier die Genüsse von ungeteil- 
tem Allmendgut, nämlich die jedem Bürger offenstehende Weide 
und das Sammeln von Laub und Leseholz nicht begriffen, da diese 
Genüsse den einzelnen Bürgern teils zur Notdurft und andrerseits 
auch nicht in bestimmten Teilen ausgeschieden sind. Derjenige 
Allmendgenuss, welcher unwiderruflich kraft Privatrechts auf dem 
Besitze bestimmter Liegenschaften ruht, ist bei der Aufstellung 
der Berechnung ausser Anschlag zu lassen. Ist der Allmendge- 
nuss in verschiedene Klassen geteilt, die einen verschiedenen Wert 
repräsentieren, so kommt es zunächst darauf an, festzustellen, ob 

1) Eine wuhlsiluicrte Gemeinde, die ihresgleichen sucht, ist S a u 1 d o r f im 
Amts.be/iik Messktrch. Die Einwohner dort haben keine Gcmcmdeumlagen zu be- 
zahlen; jüngst wurden sogar an die S.i Burger 16 600 Mark verteilt, sodass jeder bei- 
nahe 200 M. et hielt Dieses Geld stammt aus L'eherschüsscn der Erträgnisse an Holl 
11. s. w. und kehrt nicht regelmässig wieder; dagegen erhält jeder Bürger in jedem 
Jahre Scheiterholz, Wellen und Torf im Betrage von 101,20 Mark. Achnlich verhall 
es sich in Beiertheim im Amtsbe^iik Karlsruhe. 
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das Vorrücken in die höhere Klasse des Genusses nur nach dem 
Alter des Bürgerrechts stattfindet , oder ob die Bürgernut/.ungen 
nach dem Besitze von Gütern verschieden verteilt sind. Im erste- 
ren Falle ist bei der Aufstellung der Berechnung der Durchschnitts- 
wert sämtlicher Klassen zusammengenommen zugrunde zu legen ; 
im letzteren Falle ist die Berechnung für jede Klasse besonders 
aufzustellen. 

Die Teilnahme am Allmendgenuss ruht von der Zeit an, als 
ein Gemeindebürger seinen ständigen Wohnsitz in einer andern 
inländischen oder ausländischen Gemeinde aufschlägt und solange 
er in dieser Gemeinde seinen Wohnsitz behält. Die Berechtigung 
zum Genuss aber und damit auch der Rang in diesem Recht, 
welcher sich nur nach dem Bürgerrechtsalter richtet, bleibt unbe- 
einträchtigt. Ist ein Bürger über ein Jahr lang abwesend, so ver- 
liert er nach Ablauf dieses Jahres wahrend der Dauer der Ab- 
wesenheit auch das Recht zum Genuss , falls nicht besondere 
Bestimmungen diesen Verlust ausschliessen. Nach seiner Rück- 
kehr ruckt er jedoch bei der ersten Eröffnung von Gcnusstcilen 
wieder ein. Also nur die Wirklichkeit der Ausübung ist dem 
Abwesenden entzogen, während die Berechtigung an sich und 
damit das Alter derselben fortbesteht. Wenn also ein Genussteil 
frei wird und der Abwesende ist vermöge des Alters seines An- 
spruches der nächste Berechtigte hierzu, so wird er wegen seiner 
Abwesenheit übergangen , und er kann auch bei der Rückkehr 
eine Beschwerde gegen den in den Besitz Eingewiesenen nicht 
erheben, denn sein Ausschluss war die Folge seiner Abwesenheit. 
Mit der Rückkehr fällt dieses Hindernis weg, und sein Recht an 
sich kann nunmehr bei der nächsten Eröffnung, wenn er an der 
Reihe ist, verwirklicht werden. Der Gemeinderat kann aber auch 
Ortsabwesenden, wenn sie einen Stellvertreter zur Erfüllung ihrer 
gemeindebürgerlichen Pflichten bestellt haben, den Burgergenuss 
zukommen lassen; es ist dies aber lediglich Sache seines prlicht- 
massigen Ermessens. Der Ausübung desselben gegenüber hat 
weder der Bürger, welchem diese Vergünstigung nicht zuteil wird, 
noch etwa ein anderer Burger, der an die Stelle des Berücksich- 
tigten einrücken würde, ein klagbares Recht. 

Die früheren Beschränkungen für den Allmendgenuss der 
israelitischen G e m e i n d e b ü r g e r sind durch das Ge- 
setz vom 4. Oktober 1862 über die bürgerliche Gleichstellung 
der Israeliten aufgehoben. Durch dieses Gesetz war es bis zum 

Volkiwirtich.nl. Abhandl. V. Bd. 5 [34] 
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1. Januar 1872 dem Ermessen der Gemeinden anheim gegeben, ob 
und unter welchen Voraussetzungen sie den Israeliten den Bürger- 
genuss, soweit diese nicht schon Anteil daran hatten, zukommen 
lassen wollten. Nach diesem Zeitpunkt aber konnten die noch 
nicht zum Recht auf Bürgernutzen zugelassenen israelitischen Ge- 
meindebürger durch bare Entrichtung des vollen Kinkaufsgeldes 
in die Gemeindekasse den Anspruch auf Teilnahme an den Bür 
gernutzungen erwerben. 

Es erübrigt uns noch, die Stellung der W i t w e eines Ge- 
meindebürgers zum Allmendgenuss darzulegen. In der Verord- 
nung vom 1. Februar 1809 war vorgeschrieben, dass die Witwe 
eines Gemeindebürgers, eine bürgerliche Witwe, nur einen halben 
Genussteil erhalten solle. Das Gesetz vom 24. Juli 1810 hatte 
dagegen bestimmt, dass bei einer Allmendverteilung die Anteile 
nur zum lebenslänglichen Genuss gegeben werden sollten. Die- 
selben gingen auf die Witwe über; jedoch fiel die Hälfte des 
Anteils an die Gemeinde zurück, wenn die Witwe die Gemeinde- 
und Frondienste nicht mehr wie früher leistete. Gleichwohl hatte 
sich, wie schon früher erwähnt, bis zur Einführung der Gemeinde- 
ordnung hinsichtlich des Bürgergenusses der Witwen in den ein- 
zelnen Gemeinden ein sehr verschiedener, oft ganz eigentümlicher 
Zustand erhalten. Sofern dieser Zustand am r. Januar 1831, am 
Normaltage, noch bestand, hat das Gesetz hieran nichts geändert; 
es hat vielmehr diesen Zustand aufrecht erhalten. Die jetzt gel- 
tenden Bestimmungen, dass Witwen, solange sie im Witwenstand 
verbleiben, dasjenige erhalten, was ihr verstorbener Ehemann er- 
halten haben würde, wenn er am Leben gewesen wäre«, beziehen 
sich nur auf erst vorzunehmende Teilungen und sind auf diese 
beschränkt. Verehelicht sich eine Witwe wieder, so erlischt kraft 
Gesetzes ihr Anspruch auf den Bürgergenuss. Im Gegensatz zu 
den ausser Ürts ziehenden Bürgern verlieren diejenigen Witwen, 
welche ausser dem Ort auf längere oder kürzere Zeit in Dienst 
treten, für die Dauer ihrer Abwesenheit nicht den Bürgergenuss. 

Ueber den rechtlichen Anspruch der Geistlichen und 
S c h u 1 1 e h r e r herrschen , wie früher, so auch jetzt noch ver- 
schiedene Ansichten. Die eine verneint das Recht des Anspruchs 
unbedingt, indem sie darauf hinweist, dass nach dem Gesetz nur 
Bürger und bürgerliche Witwen den Anspruch erheben können. 
Eine andere Ansicht behauptet, die Gemeindeordnung kenne aller- 
dings als Regel nur eine Genussberechtigung der Bürger und 
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Burgerwitwen; von dieser Regel mache sie aber eine Ausnahme 
zu gunsten der Pfarr- und Schulpft ünden. Wo die Inhaber die- 
ser Pfründen am 1. Januar 1831 zur Teilnahme am Allmendgenuss 
berechtigt gewesen seien, da stehe ihnen, ohne dass es eines wei- 
teren Rechtstitels bedürfe, diese Berechtigung auch ferner und 
solange zu, als nicht auf dem Wege, welchen der § 104 der Ge- 
meindeordnung für die Aenderung des unbestrittenen Zustandes 
am 1. Januar 183 1 vorzeichnet, eine andere Norm festgestellt werde. 
Dieser Anspruch der Pfarr- und Schulpfründen sei also ein wah- 
res öffentlich-rechtliches Bürgergenussrecht, beruhend auf der all- 
gemeinen Bestimmung des $ 104 der Gemeindeordnung und auf 
der an und für sich nicht unnatürlichen und hier vom Gesetz 
fingierten Unterstellung, dass Pfarrer und Schullehrer, vermöge 
ihres einer Gemeinde gewidmeten Dienstes als Angehörige der- 
selben zu betrachten seien. Unsere Ansicht geht dahin, dass die 
Pfarrer und Schullehrer nur als Inhaber der Pfarrei bzw. des 
Schuldienstes die Berechtigung beanspruchen können , wenn die 
Berechtigung auf diesen Aemtern ruht , nicht aber als Pfarrer 
oder Schullehrer schlechthin. In der Praxis herrscht die Regel, 
dass bei einer Verteilung der bisher gemeinsam genutzten All- 
mendgüter zum Genuss oder Eigentum in denjenigen Gemeinden, 
wo die Geistlichen oder Schullehrer einen Anteil an der Nutzung 
hatten, ihnen ein Anteil zum gesonderten Genuss oder als Eigen- 
tum zugeschieden wird. 

Dis bisher aufgeführten gesetzlichen Bestimmungen über die 
Allmcndnutzungen galten bis zum Jahre 1874 einheitlich für alle 
Gemeinden des Grossherzogtums. Am 24. Juni 1874 wurde nun 
ein Gesetz erlassen betr. besondere Bestimmungen über die Ver- 
fassung und Verwaltung der Stadtgemeinden, die sog. Städte- 
ordnung. Sie beruht auf der Grundlage der Einwohnerge- 
meinde, da sie — nach dem V orbild der preussischen Städteord- 
nungen — statt des durch Geburt oder Aufnahme erworbenen 
Bürgerrechts die Thatsache des Aufenthaltes in einer Gemeinde 
zur Grundlage der politischen Genieinderechte macht. Die badi- 
sche Städteordnung betrifft die Städte Karlsruhe , Mannheim, 
Freiburg, Heidelberg, Pforzheim, Baden, Konstanz, Bruchsal und 
Lahr. Der Titel III der Gemeindeordnung von 1831 betr. den 
Allmendgenuss ist für die der Städteordnung unterstehenden 
Städte aufgehoben. Es dürfen keine neuen Allmendgenüsse zu 
gunsten der einzelnen Burger geschaffen werden. Denjenigen 

5* |34*] 
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Bürgern, welche sich zur Zeit der Einführung der Städteordnung 
im Genuss von Allmendnutzungen befanden, oder eine rechtliche 
Anwartschaft darauf besassen, blieb dieser Genuss auch fernerhin 
gestattet; die frei werdenden Teile aber fielen nach und nach der 
Gemeinde anheim. 

Im Anschluss an die Darstellung der gesetzlichen Regelung 
des Allmendwesens wollen wir noch mit einigen wenigen Wor- 
ten auf den rechtlichen Charakter der Allmenden eingehen. Der 
Charakter der Allmenden ist ein öffentlich-rechtlicher; 
es geht dies klar hervor aus dem bereits erwähnten Landrechts- 
satz und ferner aus dem Landrechtssatz 680a: »Allmend ist nicht 
Nachbargut, hindert also die Anlage von Aussichtsfenstern nicht 
u. s. w. Ebenso ist der Rechtstitel, auf dem der Allmendgenuss 
ruht, ein rein öffentlicher , nämlich die Zugehörigkeit zu einer 
Gemeinde als Burger. Abgesehen von dem einen Falle, wo die 
Berechtigung zum Allmendgenuss kraft Privatrechtstitels auf bc- 
stimmten Häusern ruht , entscheiden deshalb über die Bürger- 
nutzungen im allgemeinen und über sonstige auf dem öffentlichen 
Rechte beruhende Ansprüche der Einzelnen an die Gemeinde, 
sowie über die aus dem Rechte der Bürgernutzungen für die 
Genussberechtigten untereinander sich ergebenden Rechtsverhält- 
nisse lediglich die Verwaltungsgerichte , und zwar in erster In- 
stanz der Bezirksrat, in zweiter Instanz der Verwaltungsgerichts- 
hof, vorbehaltlich der Entscheidung der Verwaltungsbehörde über 
Beschwerden in den Fällen des $ 112 der Gemeindeordnung (Vor- 
enthaltung des Bürgernutzens wegen Schulden der Nutzungsbe- 
rechtigten an die Gemeindekasse). 

Die Streitigkeiten in Allmendsachen betreffen hauptsächlich 
die Ansprüche der Gabholzberechtigten. Es tritt häufig der Fall 
ein, dass Burger eine Geldentschädigung für zu wenig empfangenes 
Gabholz von der Gemeinde beanspruchen. Ein öffentlich-recht- 
licher Anspruch hierauf besteht aber nicht. Die Bürger können 
von der Gemeinde nur insofern Geldcrsatz mittels verwaltungs- 
rechtlicher Klage verlangen , als die Verpflichtung zur Leistung 
derselben aus einem zwischen den Bürgern und der Gemeinde- 
verwaltung bestehenden öffentlichen Rechtsverhältnisse unmittel- 
bar hervorgeht. Allein weder ein Staatsgesetz noch ein Gemeinde- 
statut verpflichtet die Gemeinde als solche, an die einzelnen Ge- 
meindebürger Geld statt I lolz zu verteilen. Es ist derselben aber 
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unbenommen, falls das als Brennholz zu verteilende Gabhol/ als 
Bau und Nutzholz besser verwertet werden kann, dessen Verkauf 
zu Gunsten der Gemeindekasse und die Befriedigung der einzelnen 
empfangsberechtigten Burger mit Geld daraus zu beschliessen ; 
in diesem Falle wäre allerdings ein öffentlich-rechtlicher Anspruch 

* 

der Burger auf die entsprechende Geidleistung aus der Gemeinde- 
kasse begründet. Dem Berechtigten steht bezüglich des Gab- 
holzes gegenüber der Gemeinde keineswegs ein unbeschränktes 
Forderungsrecht zu, sondern nur der Anspruch auf Teilnahme 
an dem alljährlich zu verteilenden Genüsse. Wenn das zum 
Burgergabholz gesetzmässig bestimmte Holzquantum eines Jahres 
unler die Bürger vollständig zur Verteilung gelangt ist, so ist da- 
mit der Gabholzgenuss für das laufende Jahr seinem Gegenstande 
nach erschöpft, und die Gemeinde ihrer öffentlich-rechtlichen Ver- 
pflichtung gegenüber den gabhol/.berechtigten Burgern entledigt. 
Eine Verpflichtung zur Darreichung weiterer Nutzungen besteht 
nicht und ein Anspruch auf Entschädigung wegen einer vom Ge- 
meinderat rechtsirrtumlich angeordneten Uebergehung im Burger- 
genuss durch Zuerkcnnung einer dem Werte der entzogenen Bur- 
gerhol/.gabe entsprechenden Geldsumme kann jedenfalls unmittel- 
bar aus einem öffentlichen Rechtsverhältnisse nicht hergeleitet 
werden. Soweit ein solcher Anspruch auf ein Versehen der Ge- 
meinde gestutzt werden will , berührt derselbe das Gebiet des 
öffentlichen Rechtes nicht, sondern bleibt lediglich dem Rechts- 
austrage vor den bürgerlichen Gerichten vorbehalten. 

Fin interessanter Rechtsstreit über die AllmendberechtigungtMi 
entstand anfangs der 80er Jahre in der Gemeinde Unzhurst. Hier 
ruht der Allmendgenuss seit jeher auf Häusern. Als nämlich im 
Jahre 1810 die Teilung des mehreren Gemeinden der Amtsbezirke 
Buhl und Achern gemeinsamen »Markwaldes« stattfand, wurde 
hierbei auch der Gemeinde Un/.hurst ein Anteil zugeschieden. 
Das so erworbene Land wurde an die Burger als Allmeiidgnt 
verteilt, und zugleich bestimmt, dass der Genuss dieser »Mark- 
lose« mit dem Besitz gewisser Hauser untrennbar verbunden sein 
sollte. Allein dieser Charakter der Allmendlose ais öffentlich- 
rechtliche Nutzungen geriet im Lauf der Zeit vielfach in Ver- 
gessenheit. Man behandelte sie einfach als privatrechtlichc Nut- 
zungsrechte; sie wurden ganz oder geteilt frei vet äussert, ohne 
Rucksicht darauf, wer das betr. Haus im Besitz hatte, ob der 
Erwerber überhaupt Burger sei oder nicht. So kam es, dass im 
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Jahre 18S2 von den 68 Marklosen gegen 30 ganz oder zum Teil 
von ihrem Hause getrennt waren. In diesem Jahre erhoben 4 
Bürger Klage gegen die Gemeinde auf Einweisung in ihre teils 
in fremden Händen , teils im Besitz der Gemeinde befindlichen 
Marklose. Der Bezirksrat gab der Klage statt, und der Verwal- 
tungsgerichtshof bestätigte das Urteil. Die beiden Bürger, denen 
auf diesem Wege ihr Los entzogen wurde , versuchten nun auf 
zivilrechtlichem Wege sich in dessen Besitz zu erhalten, wurden 
aber durch oberlandesgerichtliches Urteil abgewiesen. Darüber 
entstand in der ganzen Gemeinde eine grosse Aufregung. Die 
einzelnen Marklose waren wertvoll ; die damaligen Besitzer hatten 
sie mit bis zu 600 Gulden bezahlt ; der Gemeinderat hatte die 
Kaufverträge genehmigt , und nun sah man sich in dem Besitz 
der Lose meist ohne jede Aussicht auf Krsatz bedroht. Die glück- 
lichen Hausbesitzer erhielten die Nutzung an den Grundstücken 
ohne jede Zahlung einer Entschädigung. Um aus dieser miss- 
lichen Lage herauszukommen , wurden verschiedene Vorschläge 
gemacht, und endlich folgender Weg eingeschlagen: Wer zur Zeit 
ein Marklos zu Unrecht besitzt, soll dasselbe behalten dürfen bis 
er stirbt, jedoch nicht über das Jahr 1900 hinaus. Stirbt er aber 
oder erhält er vorher das eigentlich auf sein Haus aufgeteilte Los, 
so soll er bezw. seine Erben dasjenige, was er jetzt besitzt, schon 
dann an das betr. Haus zurückgeben müssen. Auf diese Weise 
waren die damaligen Besitzer nicht übermässig geschädigt, da 
ihnen die Nutzung der Grundstucke immerhin noch auf eine Reihe 
von Jahren verblieb ; anderseits hatten die Hausbesitzer resp. deren 
Erben die bestimmte Aussicht, spätestens bis 1900 in den Genuss 
ihrer Allmendanteile einzurücken. Mit diesem Beschlüsse der Ge- 
meinde waren auch die meisten Interessenten einverstanden und 
so wurde dieser Streit auf friedlichem Wege beigelegt. Aber bei 
weitem nicht alle Streitigkeiten über die Nutzungsberechtigungen 
nehmen einen gleich friedlichen Verlauf. Durch jahrelange Pro- 
zessführungen suchen die Interessenten oft ihr vermeintliches Recht 
zu erlangen; Hass und Zwietracht säet das Endurteil nicht nur 
unter die Behörden und die Interessenten, sondern auch unter die 
beteiligten Familien selbst. Man wird es daher begreiflich finden, 
wenn die Gegner des Allmendwesens in diesen unerquicklichen 
Verhältnissen eine Hauptwalie gegen das an und für sich so 
wohlthätige Institut der Allmenden erblicken und von dieser Waffe 
auch ausgiebigen Gebrauch machen. 
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Das badische Allmend wesen im ig. Jahrhundert. 

Ueber die Verbreitung der Allmenden im Grossherzogtum 
Baden hat man im verflossenen Jahrhundert in Verbindung mit 
Untersuchungen über die Lage der Landwirtschaft im allgemeinen 
umfassende Erhebungen angestellt. Vor allem sind zu erwähnen 
die Erhebungen in den Jahren 1854, 1873 und 1895. Ausserdem 
fand 1883 durch das Ministerium des Innern eine »Untersuchung 
über die Lage der Landwirtschaft in Baden« statt, die sich je- 
doch nur auf 37 typische Gemeinden erstreckte. Für die Statistik 
ist deshalb diese Erhebung weniger von Bedeutung, mehr jedoch 
für die wirtschaftliche Bedeutung der Allmenden. Die Erhebungen 
aus den Jahren 1854 und 1873 sind bereits veröffentlicht 1 ); wir 
können uns daher darauf beschränken , aus diesen nur das für 
unsere Zwecke wichtigste mitzuteilen. Die im Jahre 1895 veran- 
staltete Erhebung, deren Resultat bisher noch nicht veröffentlicht 
ist, werden wir dagegen zum Gegenstand einer eingehenden sta- 
tistischen Untersuchung machen. 

Im Jahre 1854 zählte das Grossherzogtum 1583 Gemeinden, 
von denen nicht weniger als 1250 im Besitz von Ailmendnutzungen 
waren. Von diesen 1250 Gemeinden hatten 141 nur Allmendguter 
ohne Holznutzungen, 523 nur Holznutzungen , 5S6 Allmend- und 
Holznutzungen. Das Gesamtflächenmass der zum Genuss unter 
die Einzelnen geteilten Allmendliegenschaftcn betrug 105012 Mor- 
gen, an denen 95098 Bürger und bürgerliche Witwen berechtigt 
waren. Der Durchschnitt eines Genussloses hatte die Grösse von 
1,104 Morgen. An Bürgerholzgaben wurden abgegeben: 176 281 
Klafter Scheitholz, 117 Stämme, 12477 Klafter sonstiges Holz, 654 

i) Beiträge zur Statistik des Grossh. Kaden, Heft 9 und 37. 
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Klötze, 7241812 Wellen, 1 5 314 Steckbaume und Stangen, 119750 
Bohnenstecken; ausserdem 11662000 Stücke Torf. Dies insge- 
samt wurde unter 159382 Bürger und bürgerliche Witwen ver- 
teilt. Die Auflagen auf die Nutzungen überhaupt beliefen sich 
auf 155 110 fl. = 2, 52 °/o d e| " Gesamteinnahmen. Der Wcrtan- 
schlag eines Genussloscs betrug: 

für Allmendnut/.ungen ohne Holznutzungen bis 92 fl. 46 kr. 
* I lolznutzungen ohne Allmendnutzungcn » 118 fl. 40 kr. 
- Allmend und Holznutzungen 1 120 fl. 

Kine zweite Erhebung über die Allmenden fand statt im Jahre 
1873 in Verbindung mit einer Krmiltlung der landwirtschaftlichen 
Haushaltungen, d. h. derjenigen Haushaltungen, von denen aus 
landwirtschaftliche Grundstücke bewirtschaftet wurden. Diese Er- 
mittlungen zeigen, dass von 1 854 Gemeinden und Ortschaften mit 
selbständiger Vermögensverwaltung im Lande 1256 mit Allmend- 
nut/.ungen ausgestattet waren. Beteiligt an diesen Nutzungen 
waten 190818 Personen (die Zahl der landwirtschaftlichen Haus- 
haltungen betrug 222746), und zwar hatten in 585 Gemeinden 
88452 Genussberechtigte neben Gabholzbezügen auch Liegen- 
schaften im Genuss, wahrend in 119 Gemeinden 15607 Berechtigte 
sich nur im Genuss von Allmendliegenschaften befanden, und 
endlich in 552 Gemeinden 86759 Berechtigte nur Holz bezogen. 
In den erstgenannten, mit Holz- und Allmendnut/.ungen ausge- 
statteten Gemeinden fanden sich neben den zu beiden Genuss- 
arten Berechtigten noch 1558 Personen, denen nur Allmend- 
nutzungen zukamen. Das Gelände, welches unter die Berechtigten 
zum Genuss verteilt war, betrug 125 967 Morgen = 5,7°/ 0 der 
gesamten landwirtschaftlichen Fläche ; es entfiel somit durchschnitt- 
lich auf jeden Genussberechtigten mehr als 1 Morgen. Von dem 
Allmcndbcsitz waren : 

Aecker 61954 Morgen = 49,2 °/,.; 

Wiesen 29 1 57 — 23,1 j 

Kebland 623 » = 0,5 

Weiden 34233 = 27,2 > 

Der Werl eines Genussloses war 
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in 66 Gemeinden von weniger als 51 fl. bis 80 fl. 
»10 » > » » 81 » > 100 > 

» 16 100 ' und darüber. 

An Brennholz kamen jährlich zur Verteilung 690452 Ster und 
7247121 Wellen, somit durchschnittlich nahezu 4 Ster und Uber 
41 Wellen für jeden Genussberechtigten. Daneben wurden noch 
in verschiedenen Gemeinden andere Nutzungen verteilt, so insbe- 
sondere 16195 Rebstöcke, 202 Ster Lichtspanholz, 388915 Boh- 
nenstecken, 17 125 Stangen, 28 512 Festnieter Stammholz, 1978 Ster 
Stockholz, 25448 675 Stucke Torf. An Stelle von Naturalnutzung 
wurde endlich der Betrag von 78071 fl. in Geld verteilt. 

Der Gesamtwert der jahrlichen Nutzungen betrug 5 289 342 fl. 
32 kr. Davon entfällt auf den Wertanschlag der Nutzung an Lie- 
genschaften der Betrag von 2 508949 fl. 28 kr. 

Eine dritte und letzte Erhebung wurde veranstaltet am 14. 
Juni 1895 in Verbindung mit der Ermittlung der landwirtschaft- 
lichen Betriebe. Ueber die Art der Erhebung gibt nachstehen- 
der Auszug aus dem »Gemeindebogen« Aufschi uss. 

Gemeinde N. N. 

(3) Besitzt die Gemeinde Allmendfeld ? (Ja oder Nein) 

(4) Wenn ja, wieviel ist davon Acker? .... ha ... . ar, Wiesen? 
. . . . ha . . . . ar, Weider . . . . ha . . . . ar, Wald? .... ha 
«... Hr. 

(5) Sind zur Nutzung des Allmendfeldes 

a) sämtliche Bürger in einer bestimmten Reihenfolge berech- 
tigt? (Ja oder Nein) .... 

b) oder ist nur ein Teil berechtigt ? (Ja oder Nein) .... 
Im letzteren Falle wie viele (Zahl) ? . . . . 

(61 Wie gross ist das Allmendfeld im Ganzen? .... ha ... . ar. 

a) Davon kommt auf das gemeinsam, ungeteilt benützte All- 
mendfeld? .... ha . . . . ar, und zwar Weide? .... ha 
.... ar, Wald ? .... ha .... ar. 

b) Wie gross ist das an die einzelnen Nutzungsberechtigten 
verteilte (aufgeteilte, ausgeloste) Allmendfeld . . . ha . . . ar. 

Für eine genaue Ermittlung des Allmcndbesitzes war diese 
Art der Erhebung unseres Krachteils nicht zweckmässig, was sich 
auch in der Art der Beantwortung der gestellten Fragen bestätigt. 
Viele Gemeinden begreifen unter Allmend fe 1 d nur den Allmend- 
acker, wie ja auch im Volksmund der Ausdruck >Feld« für 
gleichbedeutend mit » Acker r. gebraucht wird. 
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Es wurden deshalb die Grossenverhältnisse des übrigen All- 
mendbesitzes vielfach garnicht angegeben. Ganz verfehlt war 
ferner die Hereinziehung des Waldes in den Allmendbesitz. Wir 
haben schon früher darauf hingewiesen, dass wohl zu unterscheiden 
ist zwischen Gemeindegut und Allmendgut; dass ferner auch die 
Gesetzgebung zwischen Allmendnutzungen und Holznutzungen 
unterscheidet , indem sie als Allmendnutzungen bezeichnet die 
Nutzungen am Acker, an der Wiese, der Weide und am Rebland, 
die Nutzungen am Wald als 1 Iolznutzungen. Nun sind aber viele 
Gemeinden im Besitz von ausgedehnten Gemeindewaldungen, an 
denen die Gemeindemitglieder gar keine Nutzungsrechte besitzen ; 
der Ertrag des Waldes wird hier ausschliesslich zur Deckung des 
Gemeindeaufwandes verwendet. Dieser Unterschied ist aber bei 
der Beantwortung der gestellten Eragen nachweislich vielfach gar 
nicht beobachtet worden; man hat stellenweise den Gemeindewald 
schlechthin als Allmendbesitz angegeben. Hierdurch erscheint in 
der Zusammenstellung der Allmendbesit/ ungeheuer gross. Wir 
haben deshalb den Besitz der Waldungen bei unserer Zusammen- 
stellung ganz ausgeschieden, und ihn getrennt von den Allmend- 
nutzungen aufgeführt. Auch die Beantwortung der übrigen Eragen 
lässt hier und da sehr zu wünschen übrig. Das Grossherzogliche 
Badische Statistische Landesamt, dem die Enquete übertragen 
war, hat deshalb in denjenigen Gemeinden, deren Angaben augen- 
scheinlich unrichtig waren, Nachuntersuchungen anstellen lassen. 
Hierdurch ist es möglich geworden , uns ein Bild von der Ver- 
breitung der Allmenden in Baden zu machen, welches, wenn auch 
nicht ganz einwandsfrei, uns doch die wirklich vorhandenen Ver- 
hältnisse einigermassen veranschaulicht. 

Bei der Erhebung im Jahre 1895 wurden im ganzen Gross- 
herzogtum 236159 landwirtschaftliche Betriebe ermittelt. Von 
diesen hatte ungefähr ein Drittel, nämlich 75730 oder 32,1 °/ 0 
Anteil an den Allmendnutzungen. Die landwirtschaftliche Ge- 
samtfläche beträgt 1 01 1 755 ha ; hiervon ist Allmendbesitz 62798 ha 
oder 6,21 °/ 0 . Die gemeinsam genutzten und die zur Sondernutzung 
verteilten Allmenden halten sich nahezu das Gleichgewicht; die 
ersteren betragen 3 1 44 1 ha oder 3,u°/o der Gesamtfläche, die 
letzteren 31357 ha oder 3,lo°/„. Hiernach hätte der Allmendbe- 
sit/ seit der letzten Erhebung von 1873 um 0,51 % zugenommen. 
Doch scheinen uns diese Zahlen den thatsächlichen Verhältnissen 
nicht zu entsprechen. Auf Grund eigener Erhebungen sind wir 



Digitizeci by Google 



Das badische Allmendwesen im 19. Jahrhundert. 



75 



vielmehr zu der Ansicht gelangt, dass der Allmendbesitz in den 
letzten Jahrzehnten , wenn auch unwesentlich, abgenommen hat. 
Eine Neuschaffung von Allmenden, sog. Ncu-Allmenden , durch 
Verteilung von Gemeindeeigentum (im engeren Sinne) an die Ein- 
zelnen hat nämlich nur in einem sehr beschränkten Umfange statt- 
gefunden. 

Von den 1608 Gemeinden haben 978 Allmendbesitz, und zwar 
besitzen 254 Gemeinden ausschliesslich verteilte Allmenden, 340 
ausschliesslich gemeinsam genutzte Allmenden ; in den übrigen 
384 Gemeinden finden beide Nutzungsarten statt. Ferner haben 
318 Gemeinden nur Allmendnutzungen, 169 nur Holznutzungcn, 
491 Allmend- und Holznutzungen. Von der Allmendfläche ist: 
Acker 30237 ha oder 48,15 •/<>, Wiese 18765 ha oder 29,89%, 
Weide 13 119 ha oder 2O,89°/ 0 , Sonstiges (Keutfeld, Weinberge, 
bessere Weide) 627 ha oder 1,07 n / >. Die Gesamtfläche der Wal- 
dungen, aus denen Holz verteilt wird, beträgt 119 273 ha oder 
47,23 °/ 0 der Gemcindewaldungen [252286 ha]. Der Reinwert der 
Bürgernutzungen (Allmend- und Holznutzungen) beträgt 6743 342 M., 
die Gesamtauflage auf dieselben 684825 M. Die höchst mangel- 
hafte Beantwortung der Frage nach der Zahl der Nutzungsbe- 
rechtigten gestattet es uns nicht , hierüber zuverlässige Angaben 
zu machen. 

Vergleichen wir die Ergebnisse der Erhebung von 1895 mit 
jenen von 1873, so finden wir, dass der Anteil der Aecker 
fast konstant geblieben ist (1873: 49,2070. 1895: 48,15 °/ 0 ); 
dagegen hat die Wiesenfläche um 6,79 °/o in demselben Zeitraum 
zugenommen. Dies erklärt sich daraus, dass in den letzten Jahr- 
zehnten eine rege Thatigkeit im Aufteilen von Weideflächen zur 
Sondernutzung bezw. zur verbesserten Kultur stattgefunden hat. 
Ueber die Art der Waldnutzungen gibt die Statistik keinen Auf- 
schluss. Nur einzelne Gemeinden haben freiwillig diesbezügliche 
Angaben gemacht. Die Regierung scheint bei dieser Enquete 
überhaupt mehr Gewicht gelegt zu haben auf die Ausdehnung 
und Benutzung der unter die Einzelnen zur Sondernutzung auf- 
geteilten Allmenden, worüber sie deshalb auch noch Spczial- 
erhebungen veranstaltet hat. Bezüglich der nicht verteilten , zur 
gemeinsamen Benutzung bestimmten Allmendlicgenschaften be- 
gnügt sich die Statistik daher mit der Konstatierung der Gesamt- 
summe. Wir müssen deshalb unsere Untersuchungen im wesent- 
lichen auf die verteilten Allmenden beschränken, und bezeichnen 
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daher im folgenden mit Allmenden nur die aufgeteilten. 

Beschäftigen wir uns nun zunächst mit der örtlichen Ver- 
teilung der Allmenden im Grossherzogtum. Der Landesdurch- 
schnitt des Allmendbesitzes beträgt 3,10% der landwirtschaft- 
lichen Gesamtfläche. Unter diesem Durchschnitt bleiben* 26 Amts- 
bezirke, 3,11 °j 0 bis 6,22 f, /ü Allmendfläche besitzen 15, 6,23 °/o bis 
12,44 °/ 0 9 Amtsbezirke, während 2 Amtsbezirke weit über den 
Landesdurchschnitt hinausgehen, und zwar Schönau mit i5,29°/ 0 
und Karlsruhe gar mit 20,09 "/V Vergleichen wir nun die karto- 
graphische Darstellung x ) mit diesen Angaben, so finden wir, dass 
diese, dieselben Grössenverhältnisse umfassenden Amtsbezirke auch 
in ihrer örtlichen Lage ein mehr oder minder zusammenhängen- 
des Ganze bilden. Die erste Gruppe mit 0,01 bis 3,IO ,, / 0 All- 
mendbesitz umfasst die Amtsbezirke der Odenwaldgegend, des 
Pfinz- und Kraichgaues sowie des Baulandes einerseits, and- 
rerseits die Amtsbezirke des mittleren und südlichen Schwarz- 
waldes und der Seegegend. Die zweite Hauptgruppe bilden die 
Amtsbezirke des Kaiserstuhles sowie der oberen und teilweise 
mittleren Rheinebene. Die dritte Gruppe wird gebildet von den 
Amtsbezirken der mittleren Rheinebene sowie eines Teiles des 
Pfinz- und Kraichgaues. Die ausserhalb dieser Gruppen stehen- 
den Amtsbezirke Schönau und Karlsruhe gehören dem südlichen 
Schwarzwald bezw. der mittleren Rheinebene an. Eine Haupt- 
domäne des Allmendbesitzes ist hiernach die lang gestreckte Rhein- 
thalebcne von Lahr bis Weinheim. Diese bildet den fruchtbarsten 
und bevölkertsten Teil tles Grossherzogtums. Eine besondere 
Pflege findet hier der I Iandeisgewächsbau und, teilweise, der Reb- 
bau. Die Rindviehzucht ist vortrefflich, ebenso die Pferdezucht; 
letztere namentlich auf der Haid. In der Ortenau findet sich ein 
sehr wohlhabender Bauernstand, nicht minder auch im Hanauer 
Ländchen. Schwächer vertreten dagegen ist der Allmcndbesitz 
in den gebirgigen Teilen des Landes. Hier hat wegen der steilen 
und unzugänglichen Lage der gemeinsam genutzten Allmenden 
eine Sonderteilung behufs Kulturverbesserung fast nie stattfinden 
können, so dass wir hier noch grosse Flächen gemeinsam ge- 
nutzter Allmendweiden antreffen, die aber für unsere Darstellung 
ausser Betracht bleiben müssen *). 

1) S. Anhang. 

2) Vgl. Die Erhaltung «»<-l Verbesserung der Schwarzwaldweiden. Amtliche Dar- 
stellung. Karlsruhe 1S90. 
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Wir kommen nun zur Untersuchung der Frage, Wie verteilt 
sich der Allmendbcsitz auf die einzelnen Betriebe r — Die Ge- 
samtzahl der letzteren betragt 236159. Hiervon haben Anteil an 
den Allmenden 75730 oder 32,06 °/o; 2721 Betriebe oder 
1,1 5"/o bewirtschaften ausschliesslich Allmend- 
liegenschaften. Der Allmendbcsitz ist bei den kleinen und 
kleinsten landwirtschaftlichen Betrieben am erheblichsten ; er um- 
fasst hier beinahe ein Flftel bis ein Zehntel der Gesamtfläche. 
Am stärksten ist der Allmendbesitz vertreten in denjenigen Be- 
trieben, welche eine Gesamtfläche von I bis 3 ha bewirtschaften. 
In der Grössenklasse von 1 — 2 ha haben 16879 Betriebe oder 
37,98% Anteil an den Allmenden; letztere machen 9,26 % der 
gesamten Fläche aus; in der Grössenklasse von 2 — 3 ha bewirt- 
schaften 13936 Betriebe oder 42,96% eine Allmendfläche von 
6198 ha, oder 6,38 % der Gesamtfläche. Aber auch in den höheren 
Grössenklassen finden wir noch zahlreiche Betriebe mit Allmend- 
nutzungen. Selbst die Grössenklasse von 100 — 200 ha weist deren 
noch 4 auf. Die Betriebe mit ausschliesslichem Allmendbesitz 
finden sich nur in den untersten Klassen von 0,1 ar — 3 ha, und 
zwar am stärksten in der Grössenklasse von 5—20 ar bezw. 20 
bis 50 ar; in der ersteren finden sich 926 oder 5,05 %, in der 
letzteren 946 oder 3,75 % reine Allmendbetriebe. Sogar die 
Grössenklasse 2 — 3 ha birgt noch 3 Betriebe mit ausschliesslichem 
Allmendbesitz. Auf die hohe wirtschaftliche Bedeutung, welche 
aus diesen Zahlen spricht, werden wir noch zurückkommen. 

Es kann nicht unsere Absicht sein — und bei der verschie- 
denen Auflassung des Begriffs »Allmende« wäre dies auch kaum 
möglich — eingehende statistische Angaben über die Verbreitung 
der Allmenden im ganzen Grossherzogtum zu machen. Wir be- 
schränken daher unsere statistische Darstellung auf die für unsere 
Zwecke wichtigsten Amtsbezirke. Bei der Auswahl derselben 
haben uns die aus der Tabelle S. 78 zu ersehenden Gesichtspunkte 
als Grundlage gedient. 

Für die Verteilung der Allmenden auf die einzelnen Grössen- 
klassen und die einzelnen Betriebe verweisen wir auf die im An- 
hang aufgestellten Tabellen IV a— g und V. 

Wie wir bereits gesehen, sind die Voraussetzungen für die 
Berechtigung zum Allmendgenuss durch die Gemeindegesetzgebung 
für alle Gemeinden einheitlich geregelt. In der Verteilung der 
Allmenden unter die einzelnen Bürger aber sowie in der Art der 
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Gewerbe und Haus- 








industrie 


t 5 .2 9 


6S, 7 o 


Karlsruhe 


eben 

1 1 


(jewerbe 


20,09 
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Nutzniessung bestehen in den einzelnen Gemeinden die grössten 
Verschiedenheiten. In einigen Gemeinden besteht nur eine einzige 
Klasse der Nutzniesser. Sobald ein Bürger den gesetzlichen An- 
forderungen entspricht, tritt er in den Gcnuss ein. Er erhält ein 
Los, welches er für die jeweilige Vei teilungsperiode ungeschmälert 
behält. Die Zuteilung auf Lebenszeit bildet jetzt wohl die Regel. 
Die Grosse eines Loses ist sehr verschieden. Es gibt Anteile, 
die nur wenige Quadratmeter umfassen , dann aber auch solche 
die bis zu 3 ha steigen. In der Gemeinde Laudenbach, einer 
reichgesegneten Allmendgemeinde, erhält jeder Berechtigte 1,88 ha, 
bestehend in Acker und Wiese. In andern Gemeinden dagegen 
finden wir mehrere Klassen für die Allmendnutzungen. In Hems- 
bach z. B. erhält der junge Bürger, sobald er in den AUmendge- 
nuss eintritt, zunächst nur eine Holzgabe; dann ruckt er, wenn 
in der zweiten Klasse ein Los durch Todesfall frei wird, »aufAb- 
sterben< in diese Klasse ein. Im ganzen bestehen in Hemsbach 
6 Klassen. In der 6. Klasse erhalt jeder Nutzniesser 1 ha 60 ar 
5y qm. bestehend in Acker, Wiese und Gartenland. Die Auflage 
auf diese Nutzung beträgt 63,08 M., während die Nutzniessung 
in der ersten Klasse (Holzgabe im Werte von 16 M.) frei, in der 
/.weiten Klasse (dieselbe Holzgabe und 4,71 ar Wiese) nur mit 7 
Pfennigen belastet ist. In Ichenheim erhält jeder Bürger zunächst 
I Los, dann nach und nach 2 — 6 Lose in der Gesamtgrösse von 
54 ar. In Bielasingen bestehen 3 Klassen; die Nutzung besteht 
in der ersten Klasse in 2,25 ar Gartenland, in der zweiten in 
27 ar Wiese und 2,25 ar Gartenland, in der dritten in 27 ar Wiese 
und 4,5 ar Gartenland. In Mingolsheim gemessen 235 Bürger je 
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65 ar Acker und Wiese, 164 Bürger nur 30 ar. In Freistett be- 
stehen 5 Klassen ; die Nutzniessung steigt von 14 ar in der ersten 
Klasse bis zu 1 ha in der fünften. Helmlingcn zählt gar 7 Klassen. 
In Muckenschopf bestehen 86 Lose für Holznutzung und 52 für 
Nutzung an Acker und Wiese. Eine Auflage wird hier nur dann 
erhoben, wenn beide Nutzungsarten in einer Hand vereinigt sind. 
In Worndorf bezieht jeder der 88 Berechtigten ein Allmendlos in 
der Grösse von 72 ar, sowie eine Holznutzung von 5 Ster Brenn- 
holz. Für die erstere Nutzung bezahlter eine Auflage von 5,56 M., 
für die letztere 6.79 M. In Huttenheim besteht die Allmendfläche 
in 206.14 na Acker und 90,22 ha Wiese, woran 308 Bürger be- 
rechtigt sind. Je ein Genussteil befindet sich im Besitz des Pfarr- 
und Schuldienstes. Die Höhe der Auflage richtet sich nach der 
Höhe des Gemeindebedarfs und der Grösse der einzelnen Liegen- 
schaften. 

Unter den Gemeinden mit Allmendbesitz gibt es nun aber 
auch manche, welche die Allmendfläche nicht unter die einzelnen 
verteilen sondern verpachten. Der Pachtzins fliesst teils in die 
Gemeindekasse, teils wird er unter die Allmendbei echtigten ver- 
teilt. Andere Gemeinden wiederum verteilen nicht das ganze 
Allmendfeld, sondern benutzen einen Teil davon für Gemeinde- 
zwecke, wie z. B. als Karren wiese für die Gemeindefarren; so in 
Messkirch (5,66 ha) und in Binzen (3,04 ha). Endlich gibt es 
noch Gemeinden, die ihre Allmenden selbst bewirtschaften , und 
deren Ertrag — Heugras — alljährlich in öffentlicher Versteigerung 
veräussern. Es ist aber fraglich, ob in diesen sog. Allmendver- 
steigerungen immer der Ertrag von wirklichen Allmenden ausge- 
boten wird. Aus eigener Anschauung sind wir vielmehr zu der 
Anschauung gelangt, dass diese Liegenschaften, deren Ertrag von 
der Gemeinde versteigert wird , Gemeindeeigentum sind , welche 
des Charakters der Allmenden vollständig entbehren, und mit den 
wirklichen Allmenden weiter nichts als den Namen gemein haben. 
Andrerseits handelt es sich hierbei auch vielfach , namentlich in 
den grösseren Städten, um ehemalige Allmenden, die nach Ein- 
führung der Städteordnung in den Besitz und in die Selbstbe- 
wirtschaftung der Gemeinde übergingen, und nur den Namen, 
nicht aber den Charakter der Allmenden beibehielten. 

In einigen Gemeinden wird auch Rebland als Allmendnutzung 
unter die Bürger verteilt. In Ringelbach sind alle Bürger mit je 
4—6 ar beteiligt ; in Obersasbach haben 146 Bürger Anteil am 
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Rebland, welches insgesamt 12 ha ausmacht; somit kommen auf 
jeden Berechtigten ca. 8 ar. 

Die Nutzungen an Torfgrund haben abgenommen. Wir können 
dieselben nur für 2 Gemeinden nachweisen, und zwar für Völkers- 
hausen (5,71 ha) und für Blumberg (17,00 ha). 

Wie die Allmendnutzungen , so zeigen auch die Bürgerholz- 
gaben, die Nutzungen am Wald, eine verschiedene Grösse. In 
Obereggingen bezieht jeder Bürger 5,3 Ster, in Schuttern 5,8 Ster, 
in Münzesheim 3 Ster und 50 Wellen (eine Witwe die Hälfte), 
in Schriesheim 4 Ster und 50 Wellen, in Altneudorf 1 Ster und 
25 Wellen. In der letztgenannten Gemeinde wird das Gabholz 
nur alle 2 Jahre verteilt, da der Bestand des Waldes eine öftere 
Verteilung nicht gestattet. In den übrigen Gemeinden geschieht 
die Verteilung alljährlich. Einige Gemeinden verteilen neben Brenn- 
holz auch noch Nutzholz. In Hagsfeld, Blankenloch und Fried- 
richsthal bezieht jeder Burger. und nach dessen Tode die Witwe, 
jahrlich 12 Ster Brennholz. Ausser diesen Brennholzberechtigungen 
ruht auf denjenigen Häusern, die bei der Regelung der Servituten 
im Jahre 1828 schon bestanden, das Privileg, dass der jeweilige 
Besitzer des Hauses bei einein Umbau oder Neubau das dazu 
nötige Bauholz unentgeltlich aus dem Hardwald geliefert erhält. 
Auch für die Holznutzungen bestehen verschiedene Klassen. In 
Oberbichtlingen sind die I Iolzbczüge sehr beträchtlich. Es er- 
hält ein Nut/.niesser in der ersten Klasse 7 Ster und 10 Wellen, 
in der zweiten 19^2 Ster und 33 Wellen, in der dritten 39 Ster 
und 66 Wellen. Die Auflage hierauf beträgt für die erste Klasse 
51,38 M. , für die zweite Klasse 19,13 M., die dritte Klasse ist 
auflagefrei. In Mainwangen ruht auf 27 der dortigen 44 Wohn- 
häuser eine Gabholzberechtigung von 12, 16, 28 und 32 Ster nebst 
den daran abfallenden Reisigwellen. Sie deckt den durchschnitt- 
lichen Bedarf der berechtigten Wohnungen. 
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Schlusswort. 

Somit hätten wir unsere Darstellung über das Allmend- 
wesen in Baden in seinen wesentlichsten Zügen vollendet. Wir 
haben darzulegen versucht die allmähliche Entwicklung der badi- 
schen Allmenden bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts, um dann, 
nachdem wir die auf die Allmenden bezügliche Gesetzgebung be- 
sprochen, die Weiterentwicklung des Allmendwesens im 19. Jahr- 
hundert und dessen gegenwärtige Ausdehnung an der Hand der 
Statistik einer Betrachtung zu unterziehen. Es bleibt uns nun 
noch zu beantworten übrig: Welche wirtschaftliche und soziale 
Bedeutung haben die Allmenden für Gemeinde und Bürger? 

Betrachten wir zunächst ihren Einfluss auf das Gcmeinde- 
leben. Es ist schon im ersten Kapitel ausgeführt , dass ein be- 
trächtlicher Allmendbesitz von grosser Bedeutung für die Ge- 
meinde als solche ist. Das gemeinschaftliche Eigentum der All- 
menden gibt dem ganzen Gemeinwesen einen Halt und die Mittel 
zur Erfüllung seiner öffentlichen Pflichten. Die Allmenden haben 
daher neben der wirtschaftlichen eine nicht zu unterschätzende 
politische Bedeutung. Aus eigener Kraft vermögen solche Ge- 
meinden, als ewige Genossenschaften, leichter manchen Aufgaben 
sich zu unterziehen, deren Segen erst späteren Geschlechtern zu 
gute kommt, und für welche die Steuerkraft der Lebenden in 
Anspruch zu nehmen oft misslich ist. Die nicht verteilten All- 
menden vermögen aber auch den immer wichtiger werdenden ge- 
nossenschaftlichen Veranstaltungen eine Stütze zu bieten, und jene 
Gemeinden verfahren daher am besten , welche nur einen Teil 
ihrer Allmenden zum Genuss verteilen. Die Allmenden geben 
ferner die Mittel zu einer Realhypothek in den Fallen , wo die 
Gemeinde nur durch ein Realunterpfand zu möglichst niedrigem 
Zinsfusse und ohne sonstige Opfer eine Anleihe zu erlangen in 
der Lage ist. Bei guter Bewirtschaftung sichern sie mehr oder 
weniger wesentliche und nachhaltige Einnahmen für die Gemeinde 
und machen daher die Erhebung von Gemeindeumlagen entweder 
ganz überflüssig oder verringern doch diese Lasten. Ein wesent- 
licher Vorteil der Allmenden besteht endlich auch darin, dass sie 
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die Armenlast einer Gemeinde erheblich verkleinern. 

Der den einzelnen Berechtigten aus den bürgerlichen Nutzungen 
erwachsende Vorteil bildet eine nicht zu unterschätzende Aus- 
hülfe zum gedeihlichen Bestehen einer grossen Anzahl von Ein- 
zelwirtschaften, ja, für einen nicht unbedeutenden Teil dieser Ein- 
zelwirtschaften die unentbehrliche gesicherte Grundlage eines selb- 
ständigen landwirtschaftlichen Betriebes zur Erzeugung der für sie 
notwendigsten landwirtschaftlichen Produkte. Eine ganze Menge 
Familien schöpft lediglich aus den Bürgernutzungen ihren Unter- 
halt (vgl. Tabelle III im Anhang), den sie sonst nicht würde er- 
schwingen können. Viele finden darin eine Altersversorgung, die 
sie vor Not schützt und sie dem Armenbudget entzieht. Manche 
Familie ist lediglich auf den sog. »Freiteil - angewiesen; sie wird 
nur durch diesen unterhalten und sie könnte nicht mehr existieren, 
wenn der Freiteil erheblich gemindert oder etwa belastet wurde. 
Es könnte dann leicht der Fall eintreten, dass das Geld, welches 
als Auflage in die Gemeindekasse hineinfliesst, als Armenunter- 
stützung wieder hinausginge. Allerdings hat bisher wohl noch 
niemand in dem Allmendgenuss eine Armenunterstützung erblickt, 
sondern es hat ihn wohl jeder als ein Recht betrachtet, in dessen 
Besitz er sich kraft bestehender Gesetze befindet. 

Neben dieser wirtschaftlichen Bedeutung für die Familie steht 
eine hohe soziale. In den kleineren Gemeinden gilt der nicht 
ortsbürgerliche Einwohner als nicht vollberechtigt; er erhält noch 
heute nur in seltenen Fällen eine Ortsbürgerstochter zur Frau, 
wenn er nicht das Ortsbürgerrecht mit dem Recht zum Allmend- 
genuss erhält. In den Landgemeinden, wo der Allmendgenuss 
früh erreicht wird, wird vielfach die Familie auf den Allmendge- 
nuss gegründet. Der Volksmund nennt dies: »Heiraten auf die 
Allmend«. So bahnt und erleichtert der Allmendgenuss den Weg 
zum Fortkommen. Die alten Eltern bleiben mit ihrem Allmend- 
besitz gewöhnlich in der Familie der jungen Eheleute; sie werden 
»um die Allmend gehalten '. Deren Allmendnutzen kommt na- 
türlich auch den jungen Leuten zu gute. So kommt es , dass 
nirgendwo die alten Leute sich einer besseren Pflege erfreuen als 
in den Gemeinden mit Allmendbesitz, denn die Allmenden bleiben 
ihnen, so lange sie leben. Ein trostreicher Gedanke für den Mann 
liegt darin, dass er weiss, dass nach seinem Tode seine Hinter- 
bliebenen nicht hülflos zurückbleiben, sondern durch die Fort- 
dauer der Berechtigung zum Allmendgenuss gegen den ärgsten 
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Mangel geschützt sein werden. Lnd thatsächlich gibt es Witwen, 
die mit ihren Kindern nicht leben könnten, wenn sie den All- 
mcndgenuss nicht hätten. So stärkt der Allmendnutzen den Fa- 
miliensinn, er gewährt der Familie einen gewissen Wohlstand oder 
verhindert doch wenigstens die gänzliche Verarmung. 

Eine andere Bedeutung liegt ferner darin, dass gerade durch 
den Bürgernutzen das Heimatsgefühl der Leute belebt und ge- 
stärkt erhalten wird. Trotz der Freizügigkeit besteht eine grosse 
Sesshaftigkeit der ländlichen Bevölkerung in Baden. Den Mann, 
der in die Stadt gegangen ist, um dort seine Arbeitskraft zu ver- 
werten, zieht es in Baden mehr als anderswo in die Heimat zu- 
rück. Der erste Grund ist der, dass ihm die Mitwirkung in der 
Gemeindeverwaltung in den Landgemeinden ermöglicht ist; der 
zweite Grund ist aber die Aussicht auf den Burgernutzcn. Gerade 
dieser Zug in die Heimat trägt wesentlich bei zu dem gesunden 
politischen Sinn der badischen Bevölkerung und ist mit ein Bei- 
trag dazu, dass die Grundsätze der Sozialdemokratie, die auf einer 
Auflosung der bürgerlichen Ordnung basieren , in den Gemütern 
der badischen Landbevölkerung so wenig Anklang gefunden haben. 
Man geht zu weit, wenn man diese Sesshaftigkeit als eine Schol- 
lenkleberei bezeichnet. Für diesen Vorwurf gegen das Allmend- 
wesen haben wir nirgendwo eine Bestätigung gefunden, und ein 
solcher Vorwurf wäre auch nur da berechtigt , wo sehr grosse 
Allmendanteile unter die Einzelnen verteilt wurden. Wenn auch 
in einigen wenigen Gemeinden verhältnismässig grosse Allmend- 
stücke dem Berechtigten zuwinken, so sind dieselben doch nie- 
mals so gross, als dass er es nicht vorzöge , die Heimat zu ver- 
lassen, wenn sich ihm anderswo eine gesicherte und ausreichende 
Existenz darbietet. 

Wie aber, wird man jetzt fragen, verhält es sich mit der Be- 
wirtschaftung der Allmenden? — Man hat gegen die Allmenden 
oft den Vorwurf erhoben, dass sie schlechter bewirtschaftet würden 
als das Eigentum. Dieser Vorwurf ist nicht so ganz unbegründet 
wie der vorige; er gilt jedoch nur da, wo die Allmenden nicht 
auf Lebenszeit sondern nur auf den Zeitraum von einigen Jahren 
verteilt werden. Man wird hierbei an das Beispiel erinnert von 
jenem Vater, der einen Esel gehabt und diesen auf seine 3 Söhne 
zum abwechselnden Gebrauch vererbt hat. Der erste Sohn, der 
ihn bekommen hat, dachte: »Das Vieh ist noch so gut vom Vater 
her gefüttert, dass ich ihm eigentlich nichts zu geben brauche« ; 
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der zweite meinte: »mein Bruder hat ihn schon gefüttert«; beim 
dritten ist er dann verendet. Achnlich verhalt es sich auch bei 
den Allmenden , die nur zur periodischen Nutzniessung verteilt 
werden : ein jeder sucht möglichst viel herauszuschlagen , und so 
greift ein förmliches Raubbausystem Platz, sodass schliesslich das 
betr. Allmendstück seine Kultur- und Produktionsfähigkeit voll- 
ständig verliert. Wenn jedoch die Allmenden zur lebenslänglichen 
Nutzung verteilt werden, so werden sie ebenso gut bewirtschaftet, 
als das Eigentum und manchmal besser als das Pachtland. Nicht 
die periodische Neuverteilung der Lose, sondern nur deren Zu- 
weisung auf Lebenszeit kann daher dem Allmendnutzen die Wir- 
kungen des Eigentums sichern. 

Es gibt aber auch Arten von Bürgernutzen , die sich mit 
unsern heutigen Einrichtungen und Anschauungen schwer in Ein- 
klang bringen lassen. Wir meinen die Allmenden, welche auf 
Häusern oder Gütern ruhen; sie gehen mit dem Haus oder Hof 
auf den Käufer über und dieser zahlt den Wert an den Ver- 
käufer; die Gemeinde aber erhält davon nichts. 

Nun dürfen wir aber nicht verkennen , dass die Allmenden 
neben ihren grossen Vorzügen auch Mangel und Nachteile haben, 
welche dieselben manchmal als eine Gabe von zweifelhaftem Werte 
erscheinen lassen. In grösseren Landgemeinden mit Gewerbebe- 
trieb zeigen sich hier und da Erscheinungen, dass angehende Ge- 
werbetreibende sich als tüchtige Handwerker bewähren bis zu 
dem Augenblick , wo sie in den Bezug der Bürgernutzungen 
kommen. Dadurch nun, dass sie der Bearbeitung ihres Allmend- 
loses sich zuwenden, verlieren sie die Lust zum Handwerk und 
lassen dieses nach und nach verkümmern. Doch sind solche Fälle 
nur ganz vereinzelt nachzuweisen ; gewöhnlich wird der Anteil 
nicht in dem Umfange gegeben, dass er den bisherigen Hand- 
werker in einen Bauern umwandelt, oder ihm in einer gesunden 
Weiterentwicklung seines bisherigen Geschäftseifers von Schaden 
wäre. Auf der andern Seite aber gewährt der Allmendgenuss 
dem Handwerker wie auch dem Fabrikarbeiter in wohlthätiger 
Weise die Möglichkeit, einen Teil seines Haushaltungsbedarfs, als 
Kartoffeln, Gemüse, Obst u. a. selbst zu erwirtschaften, anstatt 
denselben zu hohen Marktpreisen zu kaufen. 

Es kann ferner auch nicht bestritten werden, dass es Leute 
gibt, die auf ihre Allmenden hin leichtfertiger leben und auch 
Schulden machen; es sind uns sogar Fälle vorgekommen, dass 
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Leute auf den zu erwartenden Erlös aus den Holzgaben hin Wirts- 
hausschulden machen, ja, diesen schon vertrunken haben , bevor 
das Holz aufgeschichtet ist. Die Leute verlassen sich auf den 
Bürgernutzen geradeso, etwa wie auf Stiftungen, von denen sie 
wissen, dass sie diese schliesslich doch erhalten müssen. Es 
lässt sich endlich auch nicht die Thatsache von der Hand weisen, 
dass in manchen Allmendgemeinden die allgemeine Unzufrieden- 
heit eine viel grössere ist, als in Gemeinden ohne diesen Genuss. 
In jenen gibt es nichts als Streit, Händel und Prozesse mit der 
Gemeindeverwaltung über den Rang und die Grösse des Bürger- 
nutzens, Feindschalten zwischen den Einzelnen, die sich manch- 
mal durch ganze Generationen fortleben. Man findet es begreif- 
lich , wenn in solchen Gemeinden der Wunsch nach Aufhebung 
der Allmenden im Interesse des Friedens laut wird 1 ). 

Ein wichtiges — und u. E. allgemein giltiges — Bedenken, 
welches sich gegen die Allmenden geltend machen lässt, ist, dass 
hierdurch dem Staate ziemlich bedeutende Steuerkapitalien ent- 
zogen werden, weil die Allmenden sich nicht im Privateigentum 
befinden. 

Abgesehen von diesem letzteren ist es nun aber zweifellos, 
dass die Vorteile der Allmenden die Nachteile, welch' letztere 
sich zudem nur in vereinzelten Fällen nachweisen lassen , be- 
deutend überwiegen , und es muss daher sehr befremdend er- 
scheinen , wenn trotzdem hier und da Stimmen gehört werden, 
die sich gegen das Allmendwesen aussprechen oder gar dessen 
Aufhebung als eine überlebte Institution durch Gesetz fordern. 
Man hat diese Forderung häufig mit dem Hinweis auf die »Städte- 
ordnung* begründet. Bekanntlich ist in den der Städteordnung 
unterstehenden Städten der Allmendgenuss nach und nach auf- 
gehoben worden. Es darf nun aber hierbei doch nicht übersehen 
werden, dass zwischen den Verhältnissen, wie sie in den grösseren 
Städten vorliegen, und denen auf dem Lande ein grosser Unter- 
schied besteht. Die städtische Bevölkerung entbehrt die entzogenen 
Nutzungen in ihrer Privatwirtschaft weniger; sie ist eher in der 
Lage sich für diese Naturalbezüge einen entsprechenden Ersatz 
zu beschaffen. Hier trat somit bei der Beurteilung des Nutzun^s- 
Verhältnisses lediglich der Gesichtspunkt des den Linzeinen aus 

i) In einer der liier geschilderten Gemeinden wurde dem Verfasser auf die Krage, 
worin der Bürgernutzen in jener Gemeinde bestehe, recht bezeichnend für die dortigen 
Zustände geantwortet: »Darin, <tass wir raisonnieren dürfen«. 
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dem Gemeindevermögen zugehenden Vorteils, nach welchem andere 
ausgeschlossen sind, hervor, und es musste die hierin liegende 
Unbilligkeit um so mehr zur Aufhebung dieser Sondernutzungen füh- 
ren, als in diesen Gemeinden die Anforderungen an die Einzelnen 
zur Deckung des Gemeindeaufwands ohnehin sehr erhebliche sind. 

Anders liegen die Verhältnisse aber in den Landgemeinden. 
Hier ist der Bürgernutzen unentbehrlich und u. E. geradezu eine 
conditio sine qua non. Die Beseitigung des Allmendgenusses 
würde die Entstehung eines massenhaften ländlichen Proletariats 
zur Folge haben, sie würde das Band, welches die ländliche Be- 
völkerung an die Gemeinde fesselt, in bedenklicher Weise lockern ; 
mit einer wandernden Bevölkerung aber lässt sich schwer ein 
blühendes Gemeindeleben erhalten. Zahllose Familien, welchen 
gerade unter der Mitwirkung dieses Genusses die Möglichkeit ge- 
boten wird, heute noch ihr wirtschaftliches Fortkommen zu sichern, 
würden der Armenlast anheim- oder wucherischer Ausbeutung; 
zum Opfer fallen. 

Von solchen Voraussetzungen ausgehend haben deshalb er- 
fahrene Kenner der badischen landwirtschaftlichen Verhältnisse 
die Beibehaltung der Allmenden stets warm empfohlen. Der ba- 
dische Finanzminister Bncltenberger rät sogar denjenigen Gemein- 
den , welche ihre Allmenden im Laufe der Zeit verloren haben, 
sich bei passender Gelegenheit wieder einen Allmendbesitz zu 
beschaffen. Einen gleichen Zweck verfolgte der Antrag von Horn- 
stein u. Gen., welcher im Jahre 1892 im badischen Landtag zur 
Verhandlung kam. Der Antrag lautete : »die grossherzoglichc Re- 
gierung möge die in den Ortsgemarkungen zerstreut liegenden 
liegenschaftlichen Parzellen des Domänenärars an die betr. Ge- 
meinden verkaufen zur V ermehrung der Gemeinde- 
Allmenden* 

Wir schliessen unsere Ausführungen mit den Worten Bücher s : 

• Die Allmenden haben bisher ein wenig beachtetes, oft wi- 
derwillig geduldetes Dasein gefristet; aber sie haben trotzdem 
und vielleicht gerade deshalb, weil sie die Doktrin vom absolut 
freien Menschen, vom »heiligen« Privateigentum noch nicht mit 
ihren plumpen Händen angefasst hat, unendlich viel Gutes ge- 
wirkt. In unsern volkswirtschaftlichen Handbüchern erhalten sie 
kaum als eine Art veralteter Kuriosität einen bescheidenen Winkel ; 
eine zielbewusste auf historischer Grundlage bauende Sozialpolitik 
wird ihnen — das hoffen wir — dereinst einen Ehrenplatz anweisen.« 
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Tabelle IV. 



a. Amtsbezirk Villingen. 



Gr össen k lasse n 

Die landwirtschaftlich 
benutzten Flächen der 
einzelnen Betriebe be- 
tragen 



0,1 arbis 
2 » » 

5 ■ • 
20 > • 

50 . » 

1 ha • 

2 » 1 

3 » 

4 » 

5 > 
10 > 

20 » 

30 » 
100 » 
200 5 
300 » 
1000 » 



unter 0,1 
2 

5 
20 

5o 
1 

2 

3 
4 



20 

50 
IOO 

200 
» 500 
> IOOO 

und darüber 



Anzahl der landwirtschaftlichen 
betriebe 



Von den Betrieben haben AI1- 
mendbesitz 



_ 

et 
o 



I 

77 
76 
«34 

1U2 

275 
452 

369 

3«9 

230 

622 

3^5 
147 

9 

1 



I 8 



~ O 

J .ü, 4 .2» 



.SS 



> 



I.30- 



I 1,30 
2921,04 7 5.22 
44 27.16 2 I 12.06 

105 3S,iS 37 1 3,45 
162 35.84 1 0,45 

« 54 4 1.73 — — 
15047,02- — 
1 16 50,43 — 
365 5N.6S - 
t 58 4S.61 - -- 
31 21,00 — 



l 1,30 

22 10. 42 

23 14,20 
6S 24,73 

'6t 35,39 
«54 U 73 

— 15047,02 
11650,43 

— 36s 5^,68 
-- 15.S4S.6j 

— 312 1.09 



Grösse der bewirtschaf- 
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Tabelle IV. 
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Tabelle IV. 
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Tabelle IV 
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